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Meinhard Creydt  

Zu Risiken und „Neben”wirkungen der Vorgehensweise, sich im Protest gegen die eigene 

schlechte Lage auf Gerechtigkeit zu berufen 

 

Gerechtigkeit in der modernen bürgerlichen Gesellschaft 

Gern legitimieren die Betroffenen ihren Protest dagegen, dass ihre Anliegen zu kurz kommen, 

indem sie „Ungerechtigkeit” anklagen und „Gerechtigkeit” einfordern. Dieser Text analysiert, 

wie sie damit, ohne es zu wollen, ihren Gegnern eine gute Vorlage für Gegentore liefern.  

Diskutiert werden die mit dem Gerechtigkeitsthema verbundenen ideologischen Auffassungen 

(1), die problematischen Wirkungen der Rede von Gerechtigkeit (2) sowie unsachgemäße 

Vorstellungen von der kapitalistischen Ökonomie, die bei denjenigen häufig anzutreffen sind, 

die diese Wirtschaft als ungerecht ansehen (3).  

Es existieren verschiedene Sorten von Gerechtigkeit: Verteilungs-, Leistungs-, Regel-, Chan-

cen-, Generationen- und Geschlechtergerechtigkeit.1 Die „Chancengerechtigkeit” hat in Um-

fragen häufig die höchste Popularität und ist Thema im vierten Abschnitt. Viele Freunde und 

Feinde des Sozialstaats sehen ihn als Fremdkörper in der modernen bürgerlichen Gesellschaft 

an. Im Unterschied dazu steht ein Plädoyer für den Sozialstaat, das ihn als bürgerliche Solida-

rität auffasst und ihm mit seiner Begründung aus dem Geist personaler und freiheitlicher Le-

bensführung Grenzen setzt.  

Der fünfte Teil widmet sich der Frage, warum die zur bürgerlichen Gesellschaft passende 

„Gleichheit” und „Gerechtigkeit” nicht der Maßstab einer grundlegenden Gesellschaftskritik 

sein können. In Teil 6 sind unrealistische Hoffnungen in Bezug auf die Verarbeitung der Er-

fahrungen mit Ungleichheiten zwischen Lohnarbeit und Kapital das Thema.  

Im letzten Teil geht es darum, über die zur bürgerlichen Gesellschaft passende Gerechtigkeit 

hinaus zu denken (7). 

1. Mit dem Gerechtigkeitsthema verbundene ideologische Auffassungen 

Die einen erfreuen sich hoher Einkommen, die anderen verfügen über so wenig Geld, dass sie 

kaum über die Runden kommen. Die einen leben in Villen, die anderen in Wohnungen, die 

engen Schließfächern gleichen. Wie weit führt ein Denken, das diese Unterschiede als „unge-

recht“ kritisiert?   

„Ungleiche Einkommen müssen nicht ungerecht sein, wenn sie aus verschieden hohen Leis-

tungen resultieren (‚Meritokratie’)”  

Gerechtigkeit zu befürworten, heißt Willkür abzulehnen. Für Einkommensunterschiede soll es 

Rechtfertigungen geben. Sie sollen nicht von einem per Geburt gegebenen höheren oder nied-

rigeren Wert verschiedener sozialer Stände (wie bspw. beim feudalen Adel) ausgehen.  

Zugleich gilt Gerechtigkeit nur den allerwenigsten als ein absoluter Wert. Die meisten setzen 

sie ins Verhältnis zu anderen Anliegen, die ihnen wichtig sind. Ziemlich obenan steht der Le-

bensstandard. Hohe Einkommen und Einkommensunterschiede gelten dem vorherrschenden 

 
1 Zu letzterer vgl. Creydt 2023. 
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Bewusstsein dann als völlig in Ordnung, wenn sie aus Leistungen resultieren, die den durch-

schnittlichen Lebensstandard der Bevölkerung erhöhen.  

Und das treffe für wahrhaft unternehmerisch handelnde Unternehmer und Investoren zu. Sie 

seien charakterisiert „durch die Fähigkeit, allein und voraus zu gehen, Unsicherheit und Wi-

derstand nicht als Gegengründe zu empfinden“ (Schumpeter 1926, 128f.). Das Unternehmer-

tum gleiche – der dominierenden Auffassung zufolge – dem „Genius des Künstlers“ oder dem 

„strategischen Geschick und der Entschlusskraft des Feldherrn“ (Bröckling 2007, 124). Diese 

Wertschätzung gipfelt im Urteil „Die Mehrheit verdankt ihren Wohlstand dem Einsatz und 

Ideenreichtum einer immer kleineren Minderheit“ (Miegel 1991, 28).  

Das Lob des Unternehmers als einzig innovationsgeneigtem und -fähigem Akteur schreibt al-

lein ihm kreative Ideen zu. „Schon bei der Gewährleistung der scheinbar einfachen, in Wirk-

lichkeit aber immer wieder durch Störungen und situative Kontingenzen unterbrochenen all-

täglichen Operationen ist“ jedoch, „wie die Industriesoziologie vielfach aufgezeigt hat, die 

Kreativität der Arbeiter unentbehrlich. Umso mehr ist sie es bei der Entwicklung neuer Pro-

dukte und Technologien.“ Relevanz kommt also nicht „nur der großen Idee des heroischen 

Unternehmers“ zu, sondern auch den „vielen tausend kleinen seiner Produktionsarbeiter, In-

genieure, Kaufleute“ (Deutschmann 2009, 161). Die Arbeitenden haben ein Interesse an der 

Verringerung ihrer Arbeitslast und an entsprechenden Neuerungen. Sie machen Vorschläge im 

Betrieb.  

Die zugeschriebene Genialität der Wirtschaftseliten hat nicht verhindert, dass in den entwi-

ckelten kapitalistischen Ländern seit Jahrzehnten die Wachstumsraten sinken. „Das extreme 

Missverhältnis zwischen Kreditangebot und seriösen Anlagemöglichkeiten, die den herkömm-

lichen [...] konservativen Kriterien der Kreditvergabe genügen, hat sich als dauerhaft heraus-

gestellt. Es handelt sich also nicht um die herkömmliche konjunkturelle Überersparnis, son-

dern um ein recht eindeutiges Stagnationssymptom” (Zinn 2015, 42).  

Nach dem zweiten Weltkrieg verbesserten sich in Deutschland die Arbeitseinkommen von 

Lohnabhängigen mehrere Jahrzehnte lang kontinuierlich. Dies ist seit längerem nicht mehr 

der Fall. Aus der amtlichen Statistik geht hervor, dass die Kaufkraft im Jahr 2025 noch immer 

unter dem Niveau von 2019 liegt. Wie immer man die Leistungen der Spitzenmanager ein-

schätzt: Zu einer Erhöhung des durchschnittlichen Lebensstandards von abhängig Beschäftig-

ten haben ihre Aktivitäten in der letzten Zeit nicht geführt.  

„Angesichts der außerordentlichen Leistungen von Wirtschaftsführern und der Knappheit sol-

cher Talente sind ihre Spitzeneinkommen gerechtfertigt” 

Leistungsgerechtigkeit heißt: Sind die Leistungen unterschiedlich hoch, so sollen es auch die 

Arbeitseinkommen sein. Die hohen Einkommen eines Managers und Unternehmers werden 

mit seiner Verantwortung und seinem Stress gerechtfertigt. Jedoch stehen auch die Rettungs-

sanitäter oder die Lehrer an einer Brennpunktschule unter Druck, mit ihrer ebenfalls anstren-

gungsreichen Aktivität nicht zu scheitern. Das unterscheidet sie kaum von den Strapazen eines 

Spitzenmanagers, die Gehälter tun dies aber bekanntlich deutlich.  

Für die Frage, ob ein Einkommensunterschied gerecht ist, muss das zu Vergleichende im Be-

reich des Vergleichbaren liegen. Gerechtigkeit erscheint jedoch dann als Themaverfehlung, 
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wenn angenommen wird, der „normale“ Arbeitnehmer und der übermenschliche „Spitzenma-

nager“ würden in ganz verschiedenen Ligen spielen.   

Die Rede von einem Spitzenmanager als einem „Wirtschaftslenker“, erinnert an den Kapitän, 

der sein Schiff durch tosende See mit heroischem Einsatz und letzten Kräften in den sicheren 

Hafen bringt. Dieses Bild passt nicht so recht zu den Bedingungen heutiger Technik und zum 

Teamwork der Schiffscrew.  

Problematisch ist die Auffassung, von titanenhaften Personen hänge das Wohl und Wehe des 

Gemeinwohls ab. Wer diese These weiterdenkt, fragt sich: Wenn wenige Supermen so ent-

scheidend für die Unternehmen sein sollen, dass sie derart außergewöhnliche Gehälter und 

Prämien verdienen, wie lässt sich dann eine beunruhigende Schlussfolgerung vermeiden? Sie 

lautet: Wir befinden uns in einer Gesellschaft, die zwar mittlerweile nicht mehr für die Politik, 

wohl aber für die Wirtschaft das Führerprinzip anerkannt. (Gewiss sind dafür gegenwärtig po-

litisch „korrektere“ Ausdrücke im Umlauf.) „Der charismatisch-autoritäre Führergedanke” ist 

schon angelegt „in der liberalistischen Feier des genialen Wirtschaftsführers, des ‚geborenen‘ 

Chefs“ (Marcuse 1968, 32). Ihm wird Übermenschliches zugeschrieben.  

„Vom Erfolg lässt sich auf das außerordentliche Talent rückschließen” 

Das Bild von den außerordentlichen Talenten der Erfolgreichen verdankt sich einer nachträg-

lichen Interpretation des Erfolgs. „Leistung muss sich lohnen“ – dieser Slogan gilt für Märkte 

nur sehr eingeschränkt. Leistung bildet eine notwendige Bedingung für den Erfolg am Markt. 

Ohne Leistung kein Erfolg. Dessen hinreichende Bedingung ist die Leistung aber nicht. Auch 

wer sich anstrengt und Leistung zeigt, kann auf Märkten nicht sicher mit Erfolg rechnen. Ob 

das Individuum auf Märkten Erfolg oder Misserfolg hat, hängt von vielen Faktoren außerhalb 

seiner Leistung ab.  

„Firmen können bankrottgehen und Beschäftigte ihre Arbeitsplätze verlieren, und das nicht 

aufgrund mangelhafter Planung oder schlechter Geschäftsgepflogenheiten, sondern aufgrund 

von Marktturbulenzen, die niemand kontrollieren kann. Anstatt als robuste Mechanismen zur  

Belohnung von ‚Leistung’ wirken Märkte oft eher wie brutale Lotterien“ (Wright 2017, 95).  

Ein so entschiedener Propagandist der Marktwirtschaft wie Friedrich von Hayek sieht in ihr 

keine Gerechtigkeit, sondern würdigt sie als die einzig freiheitlich mögliche Weise der wirt-

schaftlichen Koordination zwischen Produzenten und Kunden. Auf dem Markt herrschen ihm 

zufolge die Zufälligkeiten der Relationen zwischen Angeboten und Nachfragen. Hayek be-

zeichnet den Markt als „gemischtes Glücks- und Geschicklichkeitsspiel“ (Hayek 1981, 163). 

Diese Beschreibung des Marktes widerspricht einer meritokratischen Gleichsetzung von Er-

folg mit Leistung bzw. Tüchtigkeit. 

Wie der jeweilige Teilnehmer auf dem Markt abschneidet, das hängt zum größten Teil ab von 

Glück im Sinne von Fortuna, also etwas Unberechenbarem, etwas dem Individuum Zufallen-

den und Zufälligen. Was die Individuen leisten und was auf dem Markt als Leistung gilt, un-

terscheidet sich. Das aber interessiert diejenigen nicht, die das Bedürfnis verspüren, den Er-

folg sich als eigenen Verdienst zuzurechnen. 
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„Angesichts der Knappheit der Talente von Spitzenmanagern sind ihre Spitzeneinkommen 

gerechtfertigt” 

Bei Einkommen von ‚Spitzenkräften’ in der kapitalistischen Marktwirtschaft laufen Gerech-

tigkeitsvorstellungen an der Preisbildung in Märkten auf. Hans-Werner Sinn, von 1999-2016 

Chef des einflussreichen deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (Ifo), stellt 2007 in der 

TV-Sendung ‚hart aber fair’ fest: „Der Lohn wird nach Knappheit (Angebot und Nachfrage) 

berechnet. Was hat das mit Gerechtigkeit zu tun? Wir kennen das Prinzip der Gerechtigkeit in 

den Marktentlohnungen nicht“ (zit. n. Gleichheit 1-2/2008, S. 26). Der herrschenden Über-

zeugung zufolge geht es in der internationalen Konkurrenz um die Spitzenmanager darum, 

dass „wir“ sie „uns“ nicht von Unternehmen aus anderen Ländern wegschnappen lassen.  

Über den Markt auszusagen, er sei gerecht oder ungerecht, sei ebenso verfehlt, wie die Ge-

rechtigkeit als Bewertungsmaßstab an die Natur anzulegen. „Wir haben kein Recht darauf, 

dass unsere Häuser nicht niederbrennen […], dass unsere Produkte oder Dienste einen Käufer 

finden, noch darauf, dass wir mit irgendwelchen bestimmten Gütern oder Diensten versorgt 

werden“ (Hayek 1981, 140).   

„Ohne Gehaltsunterschiede strengt sich niemand mehr an als unbedingt nötig. Leistung muss 

sich (wieder) lohnen!” 

Der Wunsch nach Gerechtigkeit koexistiert bei vielen mit der Befürwortung der Marktwirt-

schaft. Wer aber die Konkurrenz akzeptiert, kann nichts dagegen einwenden, dass es in ihr 

notwendigerweise Gewinner und Verlierer gibt. Ohne die Konkurrenz – so die zur Marktwirt-

schaft gehörende Annahme – sinken die Anstrengungsbereitschaft und die Leistungsmotivati-

on.  

Weit verbreitet ist die Auffassung, ohne unternehmerisches Interesse am Gedeihen des eige-

nen Privatbetriebs, ohne einzelbetriebliches Gewinninteresse sowie ohne hohe Unternehmer- 

und Managereinkommen gebe es keine Motive für effektives und effizientes Arbeiten. Diese 

Vorstellungen tragen massiv dazu bei, spontanen Gerechtigkeitswünschen einen untergeord-

neten Platz zuzuweisen.  

Der Leiter der Hauptabteilung „Politik und Beratung” der Konrad-Adenauer-Stiftung schreibt: 

„Verteilungsgerechtigkeit darf die Leistungsgerechtigkeit nicht überragen, denn in einem frei-

heitlichen Staatswesen darf nicht verlernt werden, Ungleichheit als einen Ansporn zu bewer-

ten, um mit mehr Leistung aufzusteigen und ein höheres Niveau von Bildung, Einkommen 

(sic!) zu erreichen. Wenn das Gefühl besteht, dass sich Anstrengung nicht lohnt, wächst die 

Gefahr, dass der Wille zur Freiheit erlahmt” (Borchard 2013, 37). 

Dieses Argument klammert intrinsische sowie prosoziale Arbeitsmotivationen aus. Unter der 

Voraussetzung von Gegensätzen zwischen Privatinteressen fällt es vielen schwer, sich vorzu-

stellen, dass es zum praktisch maßgeblichen Verständnis der eigenen Arbeit gehört, mit dem 

Arbeitsprodukt oder der Dienstleistung gute Dienste für die Kunden zu leisten und deren 

menschliche Vermögen zu fördern. Eine solche Arbeit oder Dienstleistung hat „einen in-

tersubjektiv teilbaren Sinn” und ist nicht „einzig ein Mittel zur Einkommenserzielung” (Thie-

lemann 2010, 347). Sie orientiert sich nicht allein an einem strategischen Handeln oder einer 

reinen Erfolgsorientierung. „Für die Konsumenten eine ‚gute’ Leistung zu erbringen heißt, 
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sich nicht opportunistisch an manifeste Kundenwünsche anzupassen und noch weniger, im 

Kunden bloß die Kaufkraft zu erblicken” (Ebd., 348). Unter Bedingungen der Marktwirtschaft 

dominiert jedoch das Erwerbsinteresse über das arbeitsinhaltliche Interesse. Dass meine Ar-

beit oder Tätigkeit nachgefragt wird, ist dann für mich relevant, nicht aus welchen Gründen 

und Ursachen dies geschieht. 

Schon in der bürgerlichen Gesellschaft mit kapitalistischer Ökonomie entstehen bei den Ar-

beitenden zum Teil Vorstellungen, wie sie sinnvollere und bessere Produkte bzw. Dienstleis-

tungen schaffen und anbieten können, als dies unter kapitalistischen Kriterien möglich ist. „In 

dem Maße […], in dem die Arbeitenden ihre Arbeit aus subjektiven Motiven heraus inhaltlich 

ernst nehmen, entwickeln sie Vorstellungen und Ansprüche in Bezug auf diese Arbeit, werden 

sie in diesem Sinne zu deren bewusstem Subjekt, das nach eigenen Kriterien gestaltend und 

fordernd eingreift” (Beck, Brater 1976, 209), und stellen das Verfügungsmonopol der „Ar-

beitgeber” über die Inhalte der Produkte bzw. Dienstleistungen infrage. Das wohlverstandene 

tätige Interesse an der Entwicklung anderer Personen kann allerdings unter Bedingungen von 

Privateigentum, Konkurrenz und Kapitalverwertung nicht oder nur sehr eingeschränkt und 

gebrochen zustande kommen oder durchgehalten werden. 

2. Die problematischen Wirkungen der Rede von Gerechtigkeit 

Die spalterischen Effekte der Gerechtigkeitsorientierung  

Faktisch sorgt der Streit um Gerechtigkeit in der Öffentlichkeit häufig dafür, dass sich ver-

schiedene Gruppen der abhängig Beschäftigten auseinanderdividieren.  

Oft ist der Vorwurf zu hören, Kinderlose seien ungerechterweise materiell bessergestellt als 

Menschen, die Kinder aufziehen. Viele beschweren sich über die Ungerechtigkeit, die darin 

bestehe, dass manche nicht auf ihre Gesundheit achten oder infolge von Risikoverhalten (z. B. 

Rauchen) mehr Leistungen des Gesundheitswesens in Anspruch nehmen. Der Vorwurf ist weit 

verbreitet, Gewerkschaften trieben den Preis der Ware Arbeitskraft so in die Höhe, dass Un-

ternehmen weniger Arbeitskräfte einstellen und Arbeitslose schwerer Zugang zu bezahlter Ar-

beit finden. Auch das sei ungerecht. 

Zugleich lässt sich jede Kürzung und Zumutung als „gerecht“ legitimieren. Dafür reicht der 

Hinweis auf Vergleichsgruppen, die bereits Einbußen haben hinnehmen müssen. Werden die 

Leistungen für die eine soziale Gruppe verringert, so sei es „ungerecht”, wenn andere Grup-

pen nicht ebenfalls Verluste erleiden.   

Als ungerecht gilt die Erzielung leistungslosen Einkommens. Weit verbreitet ist allerdings die 

Ansicht, es handele sich dabei um keine exklusive Angelegenheit von Kapitaleigentümern, 

sondern um ein viel umfangreicheres und zudem leider „allzu menschliches“ Phänomen. So-

zialhilfeempfänger würden den Leistungskern der Gesellschaft ausbeuten, Männer Frauen 

(oder umgekehrt), Inländer Ausländer (oder umgekehrt) usf.2  

 

 
2  „Die Versuchung, andere für sich arbeiten zu lassen, […] wird zur Massengefahr […]: Ausbeutung nicht von 

oben, sondern von nebenan. Nicht mehr Reiche beuten Arme aus, ist die alles dominierende Verteilungsfrage 
in der Wohlstandsgesellschaft, sondern möglicherweise: Die Faulen beuten die Fleißigen aus“ (Norbert Blüm, 
zit. n. Bischoff, Detje 1989, 114.). 
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Was die Gerechtigkeit ausblendet 

Viele Arbeiten sind für die Arbeitenden problematisch. Wer auf die Verteilung fixiert ist, be-

greift dies nicht oder nicht in seiner Tragweite. Arbeit stellt dann eine „komplexe Aggression” 

gegen die Arbeitenden dar (Jervis 1974, 24f.), wenn sie sie in einen Gegensatz zu sich selbst 

verwickelt. Einerseits erfordern solche Arbeiten, dass die Arbeitenden ihre Fähigkeiten und 

ihr Bewusstsein betätigen. Zugleich steht diese Betätigung im Gegensatz zum wohlverstande-

nen Interesse des Arbeitenden an der Entwicklung seiner menschlichen Vermögen. Der Arbei-

tende gerät in eine Feindschaft zu sich selbst. Um seine Arbeitsstelle und sein Arbeitsein-

kommen zu behalten, muss er Arbeiten verrichten, die er häufig nur leisten kann, indem er 

bestimmte seiner Vermögen im Gegensatz zu anderen Fähigkeiten und Sinnen anstrengt.  

Das, „was der Arbeiter von sich selbst in der Arbeit verausgabt (d.h. mit anderen Worten, das, 

was ihm vom Kapital weggenommen und in Produktivität verwandelt wird)”, ist „nicht mehr 

nur die ‚mechanische’, d.h. reine und einfache Arbeitsleistung, nicht nur der traditionelle Ver-

schleiß der Gesundheit und auch nicht nur die Aufmerksamkeit, [...] sondern die gesamte An-

strengung (und ihre Folgen), die der Arbeiter unternimmt, um eine unerträgliche Aufgabe aus-

zuführen” – die Anpassung an eine für ihn unattraktive Arbeit (Jervis 1974, 26).  

Wenn der arbeitende Mensch durch die Produktionstechnologie und -organisation „an seiner 

Entfaltung gehindert wird, ist es unvorstellbar, wie er auf der anderen Seite das Selbstvertrau-

en, die umfassenden Kenntnisse, Fertigkeiten und Begabungen entwickeln soll, die es ihm erst 

ermöglichen, in der Gesellschaft als ganzer einen wichtigen und kreativen Part zu überneh-

men“ (Cooley 1982, 68).   

Nicht die Ursachen von Zumutungen sind in der Rede von Gerechtigkeit das Thema, sondern 

die Unausgewogenheit der Opfer. Unter Berufung auf die Gerechtigkeit werden Relationen 

zwischen verschiedenen Einkommen und Belastungen kritisiert, nicht aber die Konkurrenz 

oder die dem Markt eigene Gleichgültigkeit und gegenseitige Instrumentalisierung sowie die 

Orientierung daran, sich gegenseitig mit dem eigenen Privateigentum auszuschließen.3  

In Gerechtigkeitskonzepten kommen die der kapitalistischen Marktwirtschaft eigenen Tren-

nungen und Ausblendungen sowie Abstraktionen und Gegensätze oft nicht vor. Das kapitalis-

tische Geschäfts- und Erwerbsleben ist mit einer fragwürdigen Sozialisation verbunden. Es 

erzieht viele Mitbürger dazu, zum Konkurrenzsubjekt zu werden oder zum Verkäufertyp, der 

selbst noch Südseeinsulanern Heizdecken aufzuschwatzen versteht.   

Der Zustand der Sozialbeziehungen sagt viel aus über die Qualität der Gesellschaft. Sind sie 

problematisch, so gibt es in ihr einen hohen Anteil an Distanziertheit, Blasiertheit und Miss-

trauen sowie an Antipathie und Zynismus.  

Die negativen Erfahrungen, die das Individuum in der kapitalistischen Ökonomie und in der 

bürgerlichen Gesellschaft macht, führen häufig zu einer personalisierenden Auffassung. Ge-

sellschaftsstrukturen und ihre Überwindung werden dann nicht zum Thema. Vielmehr er-

scheinen die allermeisten Menschen als unzuverlässig und schwach oder gar als schlecht. Und 

die Gesellschaft könne nicht anders sein als ihre Mitglieder.  

 
3  Zu diesen Sozialbeziehungen passen folgende Maximen: „Jeder ist sich selbst der Nächste.” „Jeder für sich, 

keiner für alle.” „Niemand hat etwas zu verschenken.” „Der Schaden des einen ist der Nutzen des anderen.”  
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Dieser Auffassung korrespondiert die Reduktion der eigenen Ansprüche an sich selbst. Es 

kommt zu einer Art „Stinkigkeit – das ist ein Bündel schlechter Gefühle: Feindseligkeit, 

Ängstlichkeit, Ruppigkeit, Neid, mangelnde Hilfsbereitschaft (‚Prioritäten setzen’, ‚ich hab’ 

was Besseres zu tun’, ‚könnte ja jeder kommen’), Misstrauen und schlechter Erwartungen an 

Interaktionspartner, kleinliche und vom Anlass unabhängige Aggression, Übellaunigkeit und 

mangelnde Selbstkontrolle. [...] Diese Haltungen und Affektdispositionen unterstützen sich in 

mannigfaltiger und kaum zu entwirrender Weise gegenseitig, sodass es fast plausibel scheint, 

die Menschen um einen herum einfach, wie man es ja auch New-Age-mäßig gewöhnt ist, als 

‚negativ’ zu bezeichnen.” Die vielen Gegensätze und Enttäuschungen führen häufig zu einer 

Stimmung des generalisierten „Grolls: ich bin schon betrogen worden (selbst wenn ich nicht 

genau weiß wie; auch sozusagen im Großen, atmosphärisch; vgl. die Popularität globaler Ver-

schwörungstheorien), daher kommt es nicht so darauf an (das berechtigt mich zu Unrecht, 

macht mich frei von Normen von Gegenseitigkeit)“ (Babendreyer 2018).  

Viele Einwohner moderner kapitalistischer Gesellschaften verarbeiten ihre Kränkungs- und 

Frustrationserfahrungen auf eine zugleich pessimistische und egozentrische Weise: „Mir hilft 

keiner, warum soll ich mich um andere kümmern?“ 

Die Gesellschaft wird zu einer Gesellschaft mit beschränkter Hoffnung: Was will man von 

„solchen Leuten” erwarten, fragen sich ihre Einwohner. Sie haben voneinander eine schlechte 

Meinung.  

Das dritte Moment, von dem die Orientierung an der Gerechtigkeit absieht, sind gesellschaft-

liche Strukturen (vor allem der Ökonomie), die sich gegen die Bevölkerung verselbstständi-

gen.  

Ein Beispiel für gesellschaftlich nicht beherrschbare Eigendynamiken stellen die im Kapita-

lismus regelmäßig vorkommenden Wirtschaftskrisen dar. In diesem Wirtschaftssystem kennt 

der Drang zur (Über-)Mobilisierung aller Kräfte kein Halten. Alle müssen fressen, um nicht 

selbst gefressen zu werden. Alle fahren die Produktionskapazitäten hoch und daraus resultiert 

,so sicher wie das Amen in der Kirche, ein massiver Überschuss des Angebots im Verhältnis 

zur zahlungsfähigen Nachfrage. Auf dieses Missverhältnis folgt die Entwertung des Kapitals 

(Firmenbankrotte).  

Dieser Bewegungsmodus ähnelt natürlichen Prozessen: Eine Tierart vermehrt sich exponenti-

ell, bis sie ihre Nahrungsquellen so dezimiert hat, dass erst durch das Absterben einer hohen 

Zahl von Tieren dieser Art deren Überleben gesichert ist. Effiziente Prozessregulation sieht 

anders aus. Die der kapitalistischen Marktwirtschaft eigene Regulation beinhaltet eine Art der 

Steuerung, die „zu spät, zu brutal und mit zu hohen Sozialkosten“ stattfindet (Jänicke 1987, 

165).  

Dies ist nur ein Beispiel für sich verselbstständigende Prozesse, die der Bevölkerung Sorge 

machen vor einer unabsehbaren Zukunft und sie mit einem Gefühl der Machtlosigkeit erfül-

len.  

Die Gesellschaft erscheint als durch „blinde Abläufe, den Zwang oder die Zufälligkeit ihrer 

Ereignisketten” charakterisiert (Wellershoff 1963, 73). Kollektives Handeln, das die Gesell-

schaft gestaltet, erscheint vielen als sinnlos, insofern es durch negative Nebenwirkungen die 
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angezielten positiven Wirkungen aufhebe. Es erscheint als vergeblich, da auch Veränderungen 

nichts daran ändern, dass zwar der Kapellmeister wechselt, doch die Musik die gleiche bleibt. 

Der Einzelne sieht sich „in einer Welt, in der alles Entscheidende über seinem Kopf geschieht. 

Täglich erfährt er, dass er Prozessen ausgeliefert ist, die er weder beeinflussen noch überhaupt 

durchschauen kann“ (Ebd., 75).  

Anhänger der Marktwirtschaft preisen sie als Alternative zu klerikalen und autoritären Regi-

men, aber halten die Schicksalsergebenheit gegenüber der Bewegung der Marktpreise für 

selbstverständlich. Die wirtschaftlichen Proportionen würden sich hinter ihrem Rücken opti-

mal regulieren. In Westeuropa glaubt man weniger an Gott und seine unerforschlichen Rat-

schlüsse als an die Vernunft des Marktes. Dessen konkretes Wirken sei letztlich weder für die 

Individuen noch für eine kollektive Intelligenz wirklich zu verstehen. Früher hieß es, die 

Menschen könnten nicht beanspruchen, klüger zu sein als Gott. Heute sollen sie sich nicht 

anmaßen, die anonyme Vernunft des Marktes zu ignorieren.    

Der Pessimismus der Bevölkerung in Bezug auf die Gestaltbarkeit von Gesellschaft führt zu 

einer gravierenden Einschränkung des Handlungshorizonts. Ein Engagement für die Sonder-

interessen der eigenen sozialen Gruppen oder für Ein-Punkt-Anliegen erscheint als möglich, 

ein auf die Veränderung des Allgemeinen der Gesellschaft gerichtetes Handeln gilt als illusio-

när.  

Wer sich die Ausblendung dieser drei Momente durch die Orientierung an einer wie auch im-

mer gearteten Gerechtigkeit vergegenwärtigt, bekommt eine Ahnung von deren Selektivität. 

Die Orientierung an Gerechtigkeit ist den negativen Implikationen, die die bürgerliche Gesell-

schaft und die kapitalistische Ökonomie aufweisen, nicht gewachsen. Mit Gerechtigkeit ist ein 

Horizont verbunden, der das Unbehagen an der bestehenden Gesellschaft eng führt. Er ver-

drängt zentrale Phänomene und Probleme.  

Wer die Dimensionen des Arbeitens, der Sozialbeziehungen und der Verselbstständigung von 

Gesellschaftsstrukturen gegen die Bevölkerung ausblendet, neigt dazu, sich seine Lage auf 

eine recht spezielle Weise zu erklären. Die Aufmerksamkeit konzentriert sich darauf, dass 

man „nicht genug” hat oder weniger als andere. Gewiss ist der Protest dagegen legitim, arm 

zu sein in einer Gesellschaft, in der anderen Personen ein vielfach höheres Einkommen zur 

Verfügung steht. In der Fixierung auf den Vergleich liegt aber zugleich eine Falle. Der Ver-

gleich legt die Beteiligten darauf fest, den „Reichtum” der Einkommens- und Besitzstarken 

zum Maßstab zu erheben.  

Der Vergleich zwischen dem Luxuskonsum der Reichen und dem vergleichsweise kargen 

Budget vieler Menschen ist das eine. Etwas anderes ist die Perspektive, anders leben, anders 

arbeiten und sich anders vergesellschaften zu wollen, als dies in der bürgerlichen Gesellschaft 

mit kapitalistischer Ökonomie möglich ist.  
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Das Leitbild einer Gesellschaft des guten Lebens4 umfasst drei Momente:   

- Das Arbeiten so gestalten, dass es selbst zur Lebensqualität und zur Bildung menschlicher 

Vermögen der Arbeitenden beiträgt und nicht nur der Leistungsoutput bzw. dessen finanzielle 

Honorierung zählt, 

- Sozialbeziehungen, die die Lebensqualität sichern und entwickeln – Eine Sozialität ohne die 

Dominanz von Besitzindividualismus, Konkurrenz, Privatinteresse und Einzelkämpfertum, 

- Eine Wirtschaft, die sich nicht gegen die Bevölkerung verselbstständigt. 

Diese Ziele einer anstrebenswerten Gesellschaftstransformation erfordern ein anderes Welt - 

und Selbstverständnis bzw. ein anderes In-der-Welt-Sein, als es im Horizont von „Gerechtig-

keit” möglich ist. Das Plädoyer für die Umverteilung des Reichtums unterscheidet sich von 

Auseinandersetzungen, in denen es um den Inhalt des Reichtums geht.  

Vom Standpunkt einer guten Lebensqualität kommen weder Neid noch Ressentiment auf an-

gesichts desjenigen Luxus von Reichen, bei dem es um „Pracht, Prunk und Prahlen” geht (de 

Man 1933, 285). Die Objekte des Statuskonsums sind dazu da, den höheren Status anzuzei-

gen. Die entsprechenden „Lebensfreuden” „liegen mehr im Gefühl des Gegensatzes (dass an-

dere sie nicht haben und euch beneiden) als im Gefühl der Kraft-Erfüllung und Kraft-

Erhöhung” (Nietzsche I, 845). 

Stellen wir uns vor, die Mehrheit der Bevölkerung zieht eine „Prämisse in Zweifel“, die von 

Verteidigern der Marktwirtschaft „weithin geteilt wird – dass nämlich die Ergebnisse des 

Marktes den wahren gesellschaftlichen Wert dessen wiedergeben, was die Menschen zum 

Gemeinwohl beitragen.” Erforderlich wird es dann, „dass wir Maßnahmen diskutieren und 

durchführen, die uns dazu bringen, gezielt und demokratisch darüber nachzudenken, was als 

wahrhaft wertvoller Beitrag zum Gemeinwohl gilt und wo die Urteile der Märkte das Ziel ver-

fehlen“ (Sandel 2021, 11). 

Stellen wir uns eine Wirtschaft vor, in der die Arbeit so organisiert und gestaltet wird, dass 

sich die Produkte bzw. Dienstleistungen daran orientieren, zur Lebensqualität ihrer Empfän-

ger beizutragen. Die Produkte und Dienstleistungen finden dann ihr Erfolgskriterium darin, 

den Sinnen, Fähigkeiten und Reflexionsvermögen der Kunden gute Dienste zu leisten und zu 

ihrer Entwicklung beizutragen. Wer sich praktisch daran ausrichtet, verbleibt nicht im Hori-

zont von Gerechtigkeit als Gleichgewicht zwischen partikularen bzw. „egoistischen“ Sonder-

interessen.  

Den Reichtum auf alle verteilen?  

Manche meinen: Jedes einzelne Individuum soll gleich viele Produktionsmittel besitzen wie 

jedes andere Individuum. „Jeder sorgt, alles bei der Hand habend, für sich, und die Macht des 

Menschen über den Menschen schwindet dank dieser gleichmäßigen Teilung” (Bucharin 

1919, 13f.). 

 
4  Vgl. dazu Creydt 2017, S. 146-179' . 



Archiv für kritische Gesellschaftstheorie, Juni 2026 

 

10 

 

Allerdings lassen sich viele Dinge nicht teilen. Dies gelingt weder bei der Eisenbahn noch bei 

der Maschine. „Denn wenn einer das Getriebe nimmt, ein andrer die Hebel, die übrigen die 

andern Teile, so hört die ganze Maschine auf, eine Maschine zu sein“ (Ebd., 14).  

Die zunächst schön klingende Vorstellung – jede Person hat gleich viele Produktionsmittel – 

richtet sich zwar gegen eine Gesellschaft, in der es wenige Großeigentümer gibt, läuft aber 

hinaus auf eine Gesellschaft, in der alle Erwachsenen Kleineigentümer an Produktionsmitteln 

sind. Diese Teilung „bedeutet nicht Vernichtung des Privateigentums, sondern seine Zerstück-

lung; anstatt des Großeigentums erscheint der Kleinbesitz. Eine solche Zeit durchlebten wir 

aber schon in der Vergangenheit. Wir wissen sehr gut, dass der Kapitalismus und die Großka-

pitalisten aus dem Kampf der kleinen Eigentümer miteinander erwuchsen“ (Ebd., 14f.).  

Mit einer Gesellschaft der Kleineigentümer ist noch nicht der Horizont überwunden, in dem 

jeder selbst für sich – und nur für sich – sorgt. Zu einer gemeinsamen gesellschaftlichen Re-

gulierung und Gestaltung des gemeinsamen Besitzes kommt es dann nicht. Anstrebenswert ist 

vielmehr „eine solche Umbildung der Gesellschaft, die eine Rückkehr zum Kapitalismus un-

möglich macht. Durch Teilung jagt man den Kapitalismus durch die Paradetür, nach einer 

Weile aber drängt er sich durch die Hintertür herein” (Ebd., 16). 

Wird mit der Enteignung der Reichen und mit selbstverwalteten Betrieben alles gut?  

Viele Linke meinen, das Geld für umfangreiche Reformvorhaben (z. B. gemeinnütziger Woh-

nungsbau, ein gutes Schul- und Gesundheitswesen) sei doch vorhanden. Er liege nur gegen-

wärtig an der falschen Stelle – bei „den Reichen“.  

Einfach umzuverteilen ist nur der privat konsumierte Reichtum. Wer dessen stärkere Besteue-

rung vorschlägt, gibt noch keine Antwort auf die Frage, wie es möglich sein soll, ein Wirt-

schaftssystem ohne Privateigentum, Konkurrenz und den Zwang zur Kapitalverwertung zu 

organisieren.  

Stellen wir uns vor, die Kapitalisten sind enteignet von ihren Produktionsmitteln. Nehmen wir 

an, letztere sind nun im kollektiven Besitz der jeweiligen Belegschaft. Will eine Belegschaft 

mit „ihrem“ selbstverwalteten Betrieb in einer Marktwirtschaft nicht untergehen, muss sie den 

Standpunkt des jeweiligen Betriebskapitals einnehmen. Es lässt sich nur durch Erfolg in der 

Konkurrenz mit anderen Kapitalen um die bessere Verwertung erhalten. Dieses Erfordernis 

haben diejenigen, die „ihren“ Betrieb in der Marktwirtschaft selbst verwalten, im Zweifelsfall 

auch gegen ihre Interessen an höherem Lohn oder an besseren Arbeitsbedingungen durchzu-

setzen. Die sich unter Bedingungen der Marktwirtschaft selbst verwaltende Belegschaft kann 

„Chefs“ nur abschaffen, indem sie selbst deren Funktion übernimmt.  

Auch in selbstverwalteten Betrieben werden, „sobald der Markt zum ökonomischen ‚Zucht-

meister’ oder ‚Regulator’ wird“, „vertikale Klassenbeziehungen neu entstehen“. „Ebenso wie 

die Marktimperative die unmittelbaren Produzenten in der Frühzeit des Kapitalismus ex-

propriiert (enteignet – Verf.) haben, könnten sie im ‚Marktsozialismus’ eine gleichartige Wir-

kung haben“ (Wood 1999, 14f.).  
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Und es bleibt bei einer Ökonomie, in der höchst zweifelhafte Produkte produziert werden, um 

Mehrwert zu erzeugen und damit die Kapitalakkumulation nicht ins Stocken gerät).5 Die ent-

scheidende Frage ist dann nicht, welche Produkte und Dienstleistungen für die menschlichen 

Vermögen förderlich sind, sondern ob erstere dazu beitragen, dass „die Wirtschaft läuft“.  

3. Unsachgemäße Vorstellungen von der kapitalistischen Ökonomie, die bei denjenigen  

häufig anzutreffen sind, die den Kapitalismus als ungerecht ansehen 

Warum der private Luxus der Reichen weder den Zweck der kapitalistischen Ökonomie dar-

stellt noch den Hauptteil des Gewinns verbraucht 

Beliebt ist es, die Mehrwertproduktion als Mittel für den Saus und Braus der Reichen aufzu-

fassen. Gewiss gibt es bei Reichen Luxuskonsum. Die Umverteilung der dafür verwendeten 

Finanzmittel auf die Armen würde jedoch wenig verändern. Denn den Metropolen-

Kapitalismus zeichnet der Vorrang der Reinvestition von Gewinnen vor deren privater Kon-

sumtion aus.6  

Im Unterschied zu einer Ausplünderungsökonomie steht im Kapitalismus der private Konsum 

der Reichen im gleichen Verhältnis zur Reinvestition der Gewinne in mehrwertverheißende 

Anlagen wie die Portokasse zum produktiv (mit dem Ziel der Mehrwertvermehrung) angeleg-

ten Kapital.  

Kapital existiert nur, indem es sich vermehrt. Kapitalakkumulation ist Produktion von Mehr-

wert um der Anlage des Mehrwerts in mehrwertproduzierender Produktion willen. Die Kon-

sumtion (ob nun der Armen oder der Reichen) bildet nicht den Zweck der kapitalistischen 

Produktion. Kapitalismuskritik unterscheidet sich von Kritik an Kapitalisten.  

Der Genuss des Kapitalisten „darf ihm nur so viel kosten, dass das an ihm Verschwendete 

durch die Reproduktion des Kapitals mit Gewinn wieder ersetzt wird. Der Genuss ist also un-

ter das Kapital, das genießende Individuum unter das kapitalisierende subsumiert“ (MEW 40, 

556). Dem bürgerlichen Bewusstsein gelten Unternehmer und Manager als Treuhänder der 

Akkumulation des Kapitals. Eine Entnahme von Gewinnanteilen für unmäßigen privaten 

Konsum gilt als Pflichtverletzung. Diesem Bewusstsein geht es darum, Privilegien und Para-

sitismus abzuschaffen, nicht darum, eine andere Qualität des Arbeitens, der Gebrauchswerte, 

der Sozialbeziehungen und der Gestaltung der Gesellschaft zu schaffen.  

Bei der Akkumulation von Kapital handelt es sich um einen selbstbezüglichen und sich not-

wendig unendlich fortsetzenden Prozess ohne äußeren Zweck. Dieser Prozess weist kein Sub-

jekt auf, für den das Kapital das Mittel wäre.  

Was aus dem Akkumulationsprozess an die Kapitaleigentümer für deren privaten Konsum ab-

fällt, stellt einen Nebeneffekt dieses Prozesses dar und nicht seine Ursache. Das Motiv der 

Teilnahme von Kapitalisten am Prozess der Kapitalverwertung und die Ursachen für den 

Drang der Kapitale, immer weiter zu akkumulieren, sind zweierlei.  

 
5  Vgl. Creydt 2021a. 
6  „Die Milliardenvermögen der Flicks, Mohns und Gettys (stecken) zum allergrößten Teil in ihren Unternehmen 

[…]. Privat leben viele von ihnen vergleichsweise bescheiden, anders als manche Pop - und Fußballstars, 
denen wir ihren Wohlstand meist viel weniger neiden“ (Hank 2008, 287).  
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Die Kapitalakkumulation geschieht nicht aus der Ursache, dass Kapitalisten an ihr interessiert 

sind, gleichwohl sie in ihrem Interesse liegt, sondern bildet eine Bewegungsform für Wider-

sprüche der Mehrwertproduktion: Die Steigerung der Produktivkraft verringert den Anteil von 

lebendiger Arbeit (an den Gesamtaufwendungen für die Produktion).  

Dies führt zum Fall der Profitrate. Dem kann das Kapital nur entgegenwirken durch Zunahme 

der Profitmasse. Die Nachfrage nach Arbeit müsste absolut zunehmen, weil sie relativ sinkt.  

„Der innere Widerspruch sucht sich auszugleichen durch Ausdehnung des äußern Feldes der 

Produktion“ (Marx, MEW 24, 255).  

Warum „die Reichen” nicht souverän „die Wirtschaft” steuern 

Manche meinen: „Die Unternehmer sowie die Reichen haben das Sagen und nicht die Bevöl-

kerung. Das ist ungerecht.“  

Die Ökonomie wird dann im Horizont der Demokratie wahrgenommen. Die strukturelle 

Selbstbezüglichkeit der kapitalistischen Ökonomie spielt nun keine Rolle mehr. Nicht mehr 

die Zwänge der Kapitalverwertung sind dann Thema, sondern eine fiktive autonome Verfü-

gungsgewalt. Bei ihr interessiert nun, ob sie demokratisch ausgeübt werde. Von diesem 

Standpunkt aus lässt sich kritisieren, was als autokratische und unsolidarische Okkupation der 

Verfügungsgewalt über die Produktionsmittel durch die Unternehmer erscheint. Ökonomische 

Eigengesetzlichkeiten bleiben in dieser Sichtweise ausgeblendet oder unterbelichtet.  

Faktisch bleiben die Unternehmer und die Reichen von Konstellationen der Konjunktur und 

der Krise abhängig. Auch für die Kapitalisten gilt, dass der kapitalistische Reichtum sich ge-

genüber ihrem Willen verselbstständigt, sie also nicht der Souverän dieses Reichtums sind.  

Viele Linke personalisieren und versubjektivieren. Statt von den Zwängen der Kapitalverwer-

tung reden sie dann von einer autonomen Verfügungsgewalt der Unternehmer. „Das Kapital“ 

ist zwar Herr im Betrieb – von allen Widersetzlichkeiten der Arbeitenden hier einmal abgese-

hen. Die Kapitalisten können aber weder individuell noch als Klasse die Bedingungen der 

Kapitalverwertung hinreichend steuern. Wer sich auf die Enteignung der Kapitalisten fokus-

siert und fixiert, hat noch keine Antwort auf die Frage: Wie lässt sich die Verselbstständigung 

des (auch deshalb) als „abstrakt“ bezeichneten Reichtums gegen alle Akteure im Kapitalismus 

überwinden?  

Viele regressive linke Agitation und Propaganda will von diesen Problemen nichts wissen. 

Gerechtigkeitskonzepte können den Zwang zur Kapitalakkumulation nicht aushebeln.   

Die Unternehmer und die Kapitaleigentümer haben nicht Macht über das Kapital, sondern 

sind mächtig als Funktionäre eines ökonomischen Systems. Diese Macht währt solange, wie 

es keine Alternative zum Kapitalismus zu geben scheint. Die Reichen stehen „von einer ande-

ren Seite ganz ebenso sehr unter der Knechtschaft des Kapitalverhältnisses“ wie die Arbeiter 

(Marx 1969, 18). Auch die Kapitalisten unterliegen dem „stummen Zwang der ökonomischen 

Verhältnisse“ (Marx, MEW 23, 765).7  

 
7  Gewiss vermag es die Kapitalseite leichter, ihre Interessen durchzusetzen, als die Lohnabhängigen. Aus dieser 

Feststellung folgt aber noch kein hinreichendes Verständnis von „Macht“ in Bezug auf das Verhältnis 
zwischen Kapital und Arbeit. 
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Macht zu haben, steht per definitionem im Kontrast zum Befolgen von Zwängen. Unterneh-

men müssen den Zwängen folgen, die sich aus der Kapitalverwertung ergeben.  

Ein großes Unternehmen will bspw. ein Werk schließen oder realisiert angekündigte Erweite-

rungsinvestitionen nicht. Gewerkschafter und Lokalpolitiker tun dann gern so, als ob das Un-

ternehmen hätte auch so entscheiden können, wie es für die Lohnabhängigen oder die be-

troffene Gemeinde besser gewesen wäre. Der hier interessiert bemühte freie Wille übergeht 

aber die kapitalistische Rationalität, in der Gewinnaussichten entscheiden. Die Unternehmens-

leitung ist dieser Rationalität unterworfen und hat nur in ihrem Rahmen Macht.  

Von Yanis Varoufakis bis Jean-Luc Mélenchon ist die Rede vom „Technofeudalismus” popu-

lär. Linkspopulisten haben Big Tech zum neuen Feindbild erhoben und vergleichen Amazon, 

xAI und Co. mit dem mittelalterlichen Lehnswesen und der Feudalrente.8 

In der feudalen Gesellschaftsordnung war der Verkauf des Landes stark eingeschränkt. Zum 

einen stellte das Land kein frei verfügbares Eigentum dar, sondern wurde dem Besitzer durch 

den König im Austausch für Treue und militärische Dienste zugeteilt. Zum anderen war Land 

innerhalb der Familie zu vererben und durfte nicht aus dem Erbgang entfernt werden.  

In der bürgerlichen Gesellschaft heißt es dagegen „L’argent n’a pas de maitre“ (das Geld hat 

keinen Herrn). Das Recht schützt nun die freie Beweglichkeit der Sachen und der Kapitale. 

„Freiheit im Sinne der ‚Unabhängigkeit vom Willen eines anderen’ […] (hat die) Funktion, 

dass der Besitz frei ist, […] verkauft zu werden, so oder so ‚angelegt’ zu werden)“ (Blanke, 

Jürgens, Kastendiek 1975, 426).  

Das bürgerliche Recht trägt dem dynamischen Prozess der Kapitalakkumulation Rechnung, in 

dem einzelne Kapitale in der Konkurrenz unterliegen können. Das Recht gibt dem Privatei-

gentümer keine Garantie, dass sein Kapital in dessen Anwendung erhalten bleibt. Das Recht 

schützt vielmehr die Regeln legalen Eigentumswechsels. Die Dynamik des abstrakten Reich-

tums (Konkurrenz und Akkumulation) widerspricht der Fixierung momentaner Erfolge zu 

dauerhaften Privilegien und Monopolen. Das Recht sichert die Gleichheit der Konkurrenzbe-

dingungen und die beständige Ausgleichung der beständigen Ungleichheiten, den Zu- oder 

Abfluss von Kapital aus der einen Anlagesphäre in die andere. „Die formale Eigentumsgaran-

tie […] schützt daher nicht ein bestimmtes Privateigentum, sondern nur das Privateigentum 

allgemein vor Enteignung“ (Tuschling 1976, 55f.). 

Kapital soll sich von seinem Besitzer trennen können, wenn es von ihm suboptimal verwertet 

wird. In der bürgerlichen Gesellschaft darf zwar – im Unterschied z. B. zur gegenwärtigen 

Volksrepublik China – Kapitaleigentum nicht entschädigungslos enteignet werden, wenn die 

Regierung es will. Geht das Unternehmen des Kapitaleigners aber pleite, wird er rechtlich 

nicht davor geschützt, dass die Produktionsmittel, die er besitzt, in die Hände eines anderen 

Kapitals übergehen, das mit der Konkursmasse etwas Profitableres anzufangen vermag.  

 

 

 
8  Zur überzeugenden Kritik daran vgl. zuletzt Evgeny Morozov (2025) . Zur Auseinandersetzung mit weit 

verbreiteten Vorstellungen von einer „Geldmachtelite” vgl. Creydt 2019 . 
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„Die Macht der Unternehmer übernehmen und demokratisieren”  

Demirovic (2007, 256) zufolge „gilt die Einsicht, dass wirtschaftliche Gesetzmäßigkeiten 

nicht natürlicher, unveränderbarer Notwendigkeit entsprechen, sondern Freiheit darstellen, 

allerdings die Freiheit einer kleineren Zahl von Menschen, die diese Gesetzmäßigkeiten maß-

geblich gestalten und davon profitieren.“ Den Gesetzmäßigkeiten des Kapitalismus das Prädi-

kat eines unabänderlichen Sachzwangs oder einer ebensolchen Randbedingung jeder moder-

nen Gesellschaft zu bestreiten ist das eine. Etwas völlig anderes ist die These, die Kapitalisten 

bzw. die Reichen seien nicht den wirtschaftlichen Eigenlogiken des Kapitalismus unterwor-

fen, sondern würden diese vielmehr im Gegenteil „maßgeblich gestalten“.   

Demirovics Plädoyer für die Veränderung der Gesellschaftsstrukturen fällt eigenartig aus, 

wenn es nur um den Preis möglich wird, diese Strukturen zu Wachs in den Händen der Rei-

chen zu verwandeln und die Objektivität der kapitalistischen Strukturen – auch gegenüber 

denjenigen, die von ihnen profitieren – verschwinden zu lassen. 

Demirovic (2016, 74) begründet die Forderung, wirtschaftliche Prozesse zu demokratisieren, 

damit, über sie werde bereits heute entschieden, nur „von wenigen, die damit ihren privaten 

Nutzen verfolgen“. 

Die Entscheidungen von Unternehmern, Managern und Eigentümern großer Vermögen gelten 

Demirovic nicht als Entscheidungen unter Voraussetzung der gesellschaftlichen Strukturen 

des Kapitalismus und innerhalb ihres Kontextes. Aus den Strukturen der kapitalistischen 

Marktwirtschaft resultieren faktisch Mitmachzwänge für alle und eine Selektivität des Han-

delns und Bewusstseins. Bestimmte Verknüpfungen sind mit den kapitalistischen Strukturen 

naheliegend, andere unmöglich. Bestimmte Trennungen sind vorgegeben, andere Unterschei-

dungen ausgeschlossen.  

Im Rahmen dieser für die kapitalistische Gesellschaft charakteristischen Vorstrukturierung des 

Handelns und Bewusstseins existieren Freiheits- bzw. Entscheidungsspielräume. Demirovic 

sieht von deren Inhalten und ihren Grenzen ab. Er will in diesen bestimmten Freiheiten den 

Beleg für die Existenz einer ganz anderen Freiheit sehen. Er meint damit die Freiheit, über 

diese Strukturen zu entscheiden. Aus seiner unzutreffenden Aussage über die kapitalistische 

Realität (die Reichen gestalten die gesellschaftlichen Strukturen bereits maßgeblich) kommt 

Demirovic zur Aufforderung, die große Mehrheit solle sich an den Reichen ein Beispiel neh-

men und selbst auch so frei sein, kollektiv über diese Strukturen zu entscheiden. Dieser 

Denkweise entgeht, dass die herrschenden Strukturen des Kapitalismus solange existieren, 

wie sich in der Bevölkerung keine Vorstellung von einer nachkapitalistischen Vergesellschaf-

tung durchsetzt.  

Aller Erfahrung nach gibt es leichtere Aufgaben, als die Frage zu beantworten, wie sich ohne 

Marktwirtschaft (also eine Wirtschaft, in der es nicht nur Märkte gibt, sondern die vom ver-

ständigungsorientierten Handeln entkoppelten Märkte dominieren), ohne Privateigentum, oh-

ne Konkurrenz, Hierarchie, Kapital-Arbeit-Gegensatz, Kapitalakkumulation usw. so wirt-

schaften lässt, dass ein zufriedenstellender Lebensstandard erreicht werden kann.9  

 
9  Zu Vorschlägen zur Beantwortung dieser Frage vgl. Texte auf meiner Netzseite www.meinhard -creydt.de. 
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Die (fiktive) Freiheit, über Gesellschaftsstrukturen zu entscheiden, hilft nicht bei der Gestal-

tung ihrer Architektonik und der Lösung der sie betreffenden sachlichen und sozialen Proble-

me. Die kapitalistischen Strukturen haben eine bestimmte Vergesellschaftungsweise zum In-

halt. Deren Trennungen, Verbindungen und Verselbständigungen sowie positive 

Rückkoppelungen bilden das Problem. Sie gelten der Bevölkerung bislang als sachlich not-

wendig, als praktisch unüberwindbar und als Voraussetzung oder als Preis von „Freiheit“ und 

„Wohlstand“. Beschwerden über Probleme in der kapitalistischen Marktwirtschaft oder über 

negative Wirkungen, die von ihr ausgehen, laufen an der Auffassung auf, der Kapitalismus als 

System von Strukturen der Vergesellschaftung könne oder solle nicht überwunden werden.  

Im Unterschied zum Votum für eine einfache Ausweitung von Demokratie geht es um Ant-

worten auf Fragen, die ihren Horizont sprengen: Wie kann das Privateigentum unnötig 

werden? Wie können die Individuen dazu kommen, Verantwortung für mehr als ihr Pri-

vateigentum zu übernehmen und Gemeingüter gemeinsam zu hegen und zu pflegen? Wie las-

sen sich Probleme des kollektiven Handelns (Trittbrettfahrerverhalten und Übernutzung von 

Gemeingütern durch einzelne) überwinden? Wie lässt sich der Zustand vieler Arbeiten so 

verändern, dass sie nicht länger mit Abstumpfung und Anspruchsreduktion der Arbeitenden 

einhergehen? Welche gesellschaftliche Gestaltung ermöglicht es, auf Interessengegensätze 

zwischen verschiedenen Betrieben, Organisationen, Bereichen und Regionen so einzuwirken, 

dass die jeweilige Fixierung auf Sonderinteressen unnötig wird? Wie lassen sich die Arbeit-

steilung und funktionale Differenzierung so einhegen, dass die Fragmentierung der Auf-

merksamkeiten (Tunnelblick und Bereichsautismus) nicht die Gestaltung der Gesellschaft in-

fragestellt?  

Angesichts der offenen Probleme einer nachkapitalistischen Vergesellschaftungsweise bildet 

der Appell an eine fiktive Mehrheit, sich der vermeintlich autokratischen Fremdherrschaft ei-

ner kleinen Minderheit zu entledigen, nicht nur keine Antwort, sondern versetzt oder transpo-

niert die skizzierte Problematik der Gestaltung der Gesellschaft durch ihre Mitglieder in eine 

Sphäre des pseudopolitischen Voluntarismus. Das Problem wird „gelöst“, indem man von ihm 

abstrahiert. 

4. Chancengerechtigkeit und Sozialstaat in der bürgerlichen Gesellschaft 

Chancengleichheit 

Eine Person, die „Chancengleichheit” in der bürgerlichen Gesellschaft mit kapitalistischer 

Ökonomie vermisst, kann damit verschiedene Auffassungen verbinden. Viele stören sich da-

ran, dass Kinder reicherer sowie akademisch gebildeter Eltern es in der Schule und in Hoch-

schulen durchschnittlich leichter haben als Kinder aus ärmeren und „bildungsfernen” Eltern-

häusern. Viele tadeln das als Ungerechtigkeit und haben lebhaft vor Augen, wie Kinder und 

Jugendliche darunter leiden, dass sie einen schwereren Weg haben als diejenigen, die mit ei-

nem goldenen Löffel im Mund geboren sind.10  

Ein ganz anderes Argument fokussiert sich darauf, dass infolge dieses Umstandes „Bega-

bungsreserven” aus unteren Sozialschichten von „der Wirtschaft” nicht genutzt werden kön-

nen. Wenn Kinder aus oberen Schichten unabhängig von ihrer Leistung und Begabung Vortei-

 
10 Hier setzen Kritiken am sog. „Klassismus” an. Vgl. zur Auseinandersetzung mit ihnen Creydt 2021.  



Archiv für kritische Gesellschaftstheorie, Juni 2026 

 

16 

 

le genießen, so führe dies dazu, dass begüterte Minderleister zu leicht aufsteigen und ihren 

Gewinnerhabitus geltend machen. Sie haben – dieser Sorge um den ehrlichen Wettbewerb zu-

folge – bereits gewonnen, bevor sie sich per Sieg in der Konkurrenz bewähren.   

Wer die Chancenungleichheit infolge der Herkunft tadelt, muss keineswegs zwangsläufig kri-

tisieren, dass es in der Gesellschaft Arme und Reiche gibt. Der Gleichheitsgrundsatz verbietet, 

„wesentlich Gleiches ungleich zu behandeln, und ist verletzt, wenn sich ein vernünftiger, aus 

der Natur der Sache ergebender oder sonst wie sachlich einleuchtender Grund für die […] 

Differenzierung nicht finden lässt“ (Hesselberger 1988, 77).  

Als „vernünftiger Grund” für eine vorzufindende Ungleichheit der Einkommen und Vermö-

gen wird anerkannt, dass bei einer Person, die mehr Anstrengung und Risiko zeigt als andere, 

ein höherer Reichtum nur gerecht sei. Es handelt sich um das Meritokratie-Argument. Und als 

ebenso „vernünftig” wie gerecht gilt der Zins für investiertes oder verliehenes Kapital. Dessen 

Eigentümer habe schließlich darauf verzichtet, es für seinen Luxuskonsum privat zu verwen-

den.  

Die Konkurrenz erzieht die Konkurrenten dazu, miteinander zu rivalisieren, sich unkooperativ 

und unsolidarisch zu verhalten sowie jeweils einen eigenen Vorteil darin zu sehen, wenn ande-

re in der Konkurrenz unterliegen. Die Forderung nach Chancengleichheit verhält sich nicht 

feindlich zur Konkurrenz. In ihr gibt es notwendigerweise Gewinner und Verlierer. Das ist es 

nicht, was Befürworter der Chancengleichheit kritisieren.11  

Die Forderung nach Chancengleichheit verhält sich kritisch zu Hindernissen, die den Bereich 

der für die Konkurrenz infrage kommenden Bewerber künstlich bzw. äußerlich einschränken. 

Wenn Chancengleichheit heißt, dass auch „Kellerkinder” die Chance haben sollen aufzustei-

gen, dann ist dies bei unveränderter Zahl der Chancen (z. B. Zulassung zu höheren Bildungs-

einrichtungen) zwangsläufig damit verbunden, dass andere absteigen. 

Nehmen wir eine Situation an, in der die Menge der Bewerber um Bildungswege die angebo-

tene Zahl der Plätze oder die Menge der Arbeitssuchenden die Zahl der angebotenen Stellen 

übersteigen. In einer solchen Situation führt höhere Chancengleichheit nicht notwendiger-

weise dazu, dass es in Summe mehr Einkommen gibt. Viel mehr Personen machen das Abitur 

oder erreichen einen Hochschulabschluss als vor 50 Jahren. Zugleich büßen diese Qualifikati-

onen relativ dazu an Wert ein, den Zugang zu hohen Positionen in der Gesellschaft zu eröff-

nen. Infolgedessen „werden Aspekte wichtiger, die die Benachteiligung verstärken können: 

etwa ein Auslandsaufenthalt, der mit den finanziellen Möglichkeiten der Eltern zusammen-

hängt, oder Vitamin B (gute Beziehungen zu einflussreichen Personen – Verf.), das deutlicher 

ungleicher verteilt ist als die Bildungschancen” (El-Mafaalani 2024, 109). 

Wer für Chancengleichheit eintritt, stört sich allenfalls daran, „dass die Auslese schon vor der 

Auslese stattfindet” (Arbeitskreis Bildung 1978, 66). Dass alle die Chance haben sollen, 

schlussendlich schulische Bildungsangebote gleichen Niveaus wahrnehmen zu können, ändert 

nichts daran, dass es vom Schülerindividuum selbst abhängen soll, ob es diese Möglichkeit  

nutzt oder nicht. Chancengleichheit sorgt faktisch dafür, dass es wirklich an jedem einzelnen 

 
11 „Die Opfer der Konkurrenz sollen nicht von vorneherein feststehen. Aber dass es sie gibt, ist damit allemal 

unterstellt” (NN 1980, 17). 



Archiv für kritische Gesellschaftstheorie, Juni 2026 

 

17 

 

liegt – und nicht an seiner Herkunft. Chancengleichheit hat somit in einer Hinsicht einen aus-

gesprochen schülerunfreundlichen Effekt: Kein Schüler kann sich bei bestehender Chancen-

gleichheit mehr damit trösten, dass er wegen seiner sozialen Herkunft keinen Erfolg hat und 

nicht selbst versagt habe.  

Die Chancengleichheit ändert nichts daran, dass die Schule als „Zuteilungsapparatur von Le-

bens-Chancen“ funktioniert (Schelsky, zit. n. Heckel, Avenarius 1986, 46). Der Erfolg in der 

Konkurrenz um gute Noten stellt die notwendige, wenn auch nicht hinreichende Bedingung 

dafür dar, Zutritt zu den höher bezahlten Berufen zu erlangen. Das hat heikle Folgen für das 

Lernen selbst. Schüler, die sich an guten Noten orientieren, werden ihr Interesse am Inhalt ei-

nes Unterrichtsfachs von einer Kalkulation abhängig machen. Sie gibt auf die Frage: „Warum 

soll ich das lernen?”, eine recht spezielle Antwort. Soweit der Schüler die Auswahl hat, wird 

er aufgrund der schulischen Dominanz der Note über den Inhalt denjenigen Stoff vorziehen, 

bei dem er leichter eine gute Note erzielen kann. Das Nachsehen hat dann der Inhalt, von dem 

der Schüler vielleicht gern mehr wüsste, dies aber eben auch mehr Arbeit nach sich zöge und 

der entsprechende Aufwand zulasten der Durchschnittsnote ginge.   

Wer für Chancengleichheit eintritt, hat nichts dagegen, dass in der Schule, in der beruflichen 

Bildung und in der Hochschule die Konkurrenz herrscht. Wer die Chancengleichheit zum 

Zentrum erhebt, fragt nicht, wie es wäre, wenn Schüler, Auszubildende und Studenten „es 

nicht mehr nötig hätten, ihre Jugend einem mit Aktivitäten und Errungenschaften gespickten 

Rüstungswettlauf zu opfern, die darauf abzielen, Zulassungsausschüsse zu beeindrucken” 

(Sandel 2020).  

Das Schulsystem soll den Fürsprechern der Chancengleichheit zufolge durchlässig sein und 

Schüler aus „besseren” Milieus sollen nicht länger von vornherein die besseren Karten haben. 

Stattdessen habe sich erst im Prozess des Konkurrierens selbst zu zeigen, wer mehr zu leisten 

vermag als andere. Soweit Handicaps mit vertretbarem Aufwand sich kompensieren lassen, 

sollen sie wertvolles „Humankapital” nicht länger daran hindern, sich nützlich machen zu 

können für den jeweiligen nationalen „Wirtschaftsstandort”. Talente und Qualifikationen zu 

verschwenden, das könne sich eine auf sie besonders angewiesene hoch entwickelte Ökono-

mie nicht leisten.  

„Bürgerliche Solidarität“ aus dem Geist „personaler und freiheitlicher Lebensführung“ als 

Motiv für den Sozialstaat und als dessen Grenze 

Die Maßnahmen zur Sicherung von Chancengleichheit fallen in den Aufgabenbereich des So-

zialstaats. Dessen Gegner nehmen häufig an, er schränke die bürgerliche Gesellschaft ein und 

stelle ein Stück Sozialismus dar. Diese Auffassung hat auch Konsequenzen für die Einschät-

zung der durch den Sozialstaat vermittelten Gerechtigkeit. Wir stellen im Folgenden eine Ar-

gumentation vor, die herausarbeitet, warum der wohlverstandene Sozialstaat notwendig ist für 

die bürgerliche Lebensweise.  

Wenn wir heute von den wirtschaftlich führenden westlichen Ländern als modernen bürgerli-

chen Gesellschaften sprechen, so beziehen wir diesen Begriff nicht auf die von den ökono-

misch Selbständigen getragene Gesellschaft (7-10% der Bevölkerung) im späten 19. Jahrhun-

dert. „Heute werden die Prinzipien der Bürgergesellschaft auch von anderen Gruppen 

unterstützt, über das Bürgertum hinaus. [...] Ihre Prinzipien und Praktiken werden breit aner-
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kannt, auch in anderen sozialen Milieus, wenn auch nicht völlig und mit Abstufungen. Gerade 

deshalb ist die Bürgergesellschaft heute fester verwurzelt, als sie es vor einem Jahrhundert 

war“ (Kocka 2008, 8f.).  

Die „bürgerliche“ Gesellschaft und Lebensweise genießen Wertschätzung infolge ihres Kon-

trastes zu vormodernen und autoritären Gesellschaften. Bürgern geht es nicht allein um ihren 

Nutzen oder ihre Interessen, sondern auch um eine bestimmte Lebensweise und den mit ihr 

verbundenen Sinn.  

Die bürgerliche Form, wie das Individuum in der Welt ist, stellt das einzelne Individuum und 

seine Subjektautonomie in den Mittelpunkt. Die Kernmomente des bürgerlichen Selbst - und 

Weltverständnisses beschränken sich nicht auf das Privateigentum sowie auf das Recht jedes 

Einzelnen, nach seinem Vorteil und nach seiner Bereicherung zu suchen, sondern schließen 

„Freiheit“, rechtliche Gleichheit sowie „offene Gesellschaft“ ein. Seit den 1980er Jahren kön-

nen wir in der Bundesrepublik „eine zunehmende Stabilisierung von bürgerlichen Selbstinter-

pretationen“ beobachten „im Sinne von Lebensführungsidealen, die Selbstverantwortung, 

Selbstbestimmtheit und Selbstsorge prämieren“ (Bude 2009). 

Für viele Bürger steht die Freiheit des Individuums im Zentrum. Sie sehen die Daseinsberech-

tigung der kapitalistischen Marktwirtschaft nicht primär in ihrer ökonomischen Effizienz oder 

Leistungskraft, sondern in ihren positiven Wirkungen dafür, Freiheit im höchsten Maße zur 

Entfaltung zu bringen (vgl. Hank 2000, 93; Kersting 2009, 29).  

Als reflektierte Bürger verstehen wir Mitglieder der bürgerlichen Gesellschaft, die meinen, 

vom Modell des bürgerlichen In-der-Welt-Seins ein durchdachtes bzw. „reifes“ Verständnis zu 

haben. „Solidarität“ bildet diesem Verständnis zufolge dann keinen Gegensatz zum legitimen 

Streben eines jeden nach seinen Privatinteressen, wenn es sich um „bürgerliche Solidarität“ 

(Kersting 2002, 39) handele.   

Reflektierte Bürger treten ein für einen Sozialstaat, der denjenigen hilft, ihre Potenziale zu 

entwickeln, die dieser Hilfe bedürfen. Es geht nicht nur darum, den Schaden für das Bruttoso-

zialprodukt zu vermeiden, der daraus entstünde, dass Begabungsreserven ungenutzt blieben 

und Talente brach liegen. Reflektierte Bürger begründen den Sozialstaat aus dem Geist bür-

gerlicher Freiheit. Sie befürworten einen „freiheitsfunktionalen Sozialstaat“ (Ebd., 95). Das 

Leitbild von Bürgern ist „Selbstverfügung, Selbstbestimmung, ein Leben nach eigenen Vor-

stellungen zu führen“ (Kersting 2000, 22).  

Nicht die materielle Not der Betroffenen bildet den Gesichtspunkt, der für diese Begründung 

des Sozialstaats maßgeblich ist. „Ein Leben, das nur den Geleisen der Not und Mittellosigkeit 

folgt, findet ohne Eigenbeteiligung statt“ (Ebd.). Reflektierte Bürger wollen nicht nur ihren 

eigenen Vorteil, sondern eine Gesellschaft, in der möglichst alle sich so auffassen können wie 

sie selbst – als Bürger. Ein Sozialstaat, der vom Geiste „bürgerlicher Solidarität“ erfüllt ist, 

orientiert sich an „einer materialen Ermöglichung personaler und freiheitlicher Lebensfüh-

rung“. Erforderlich sei „die Gewährleistung des Maßes an faktischer Freiheit, das Menschen 

brauchen, um handeln und das Leben einer Person führen zu können“ (Ebd., 24). Der „Sozial-

staat der Freiheitsfürsorge“ (ebd., 39) überschreitet mit seinem Leistungsangebot die Gewähr-

leistung der Subsistenz per „Bereitstellung von Suppenküchen, Wolldecken und Massenunter-

künften“ (Ebd., 44). Ein „anspruchsvolleres sozialstaatliches Leistungsniveau“ ist verlangt, 
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wenn es um „eine Versorgung“ geht, „die die Aufrechterhaltung der bürgerlichen Lebensform 

gestattet“ (Ebd.).  

Die zu befürwortende Bürgerexistenz umfasst die individuelle Selbständigkeit, die es erlaube, 

vom eigenen Werdegang als Resultat der eigenen Lebensführung zu sprechen. Als Bürger gilt 

„das Individuum, das handlungsmächtig ist [...] und sich die erforderlichen Ressourcen für die 

Befriedigung seiner Bedürfnisse und Interessen selbst erarbeiten kann, das in seiner Freiheit 

und Unabhängigkeit einen Quell seiner Selbstwertschätzung besitzt, das seinesgleichen mit 

erhobenem Kopf und auf Augenhöhe begegnet und mit ihnen in reziproken Anerkennungs-

verhältnissen lebt“ (Ebd., 46).  

Reflektierte Bürger lehnen den Sozialstaat dann ab, wenn es sich um eine „Umverteilungsma-

schinerie im Dienste einer egalitären Verteilungsgerechtigkeit“ handele (Kersting 2009, 162). 

Sie befürworten den Sozialstaat, wenn er die Mentalität der Eigenverantwortlichkeit fördere. 

Dazu gehöre, durch Bildungsangebote und sozialstaatliche Leistungen zu verhindern, dass 

schlechte soziale Bedingungen Mitglieder der bürgerlichen Gesellschaft demotivieren, sich 

selbst zu einem eigenverantwortlichen Bürger zu entwickeln. Eine sozialstaatliche „Totalver-

antwortlichkeit für alle Lebensbereiche“ (ebd., 149) sei abzulehnen.  

Es geht bei diesem Sozialstaat um die Ausstattung des Individuums mit Mitteln nicht um die-

ser Ausstattung willen, sondern um die Sicherung ihres Subjektstatus. „Freiheit verlangt ent-

gegenkommende Gelingensbedingungen” (Kersting 2009, 34). Der entsprechende Sozialstaat 

„dient der Selbständigkeitssicherung“ und „macht aus den unselbständig Gewordenen Selb-

ständige in Wartestellung, er hält sie marktbereit“ (Kersting 2002, 47). „Ohne eine bestimmte 

ökonomische Basissicherheit kann das klassische Freiheitsrecht nicht die Bedeutung gewin-

nen, die es nach der Vorstellung des Liberalismus für autonome Lebensführung und individu-

elle Selbstwertbildung besitzt“ (Ebd.).  

Die autonome Lebensführung und individuelle Selbstwertbildung bilden die Bezugsgrößen, 

die für den Sozialstaat maßgeblich seien. Von ihnen leitet sich auch seine Grenze ab. Es sei 

folglich darauf zu achten, dass sozialstaatliche Leistungen „ein Subsiduum“ darstellen, „inte-

rimistisch“ bleiben (ebd.) und ausschließlich eine „freiheitsrechtliche Ausfallbürgschaft“ 

übernehmen (Ebd., 54). „Der Bezug von Sozialhilfe darf nicht zur ökonomischen Normalität 

werden. Die selbsterhaltende Selbstständigkeit, die Selbstversorgungsfähigkeit aus eigener 

Kraft ist die rechtlich wie ethisch vorzugswürdige Selbstständigkeitsgestalt“ (Ebd., 47). Bei 

diesem Sozialstaat handelt es sich um „eine auf seine eigene Überflüssigkeit wartende (und 

sie aktiv betreibende – Verf.) Überbrückungsveranstaltung“ (Ebd., 53). Und es sei um der 

Leistungsempfänger selbst willen darauf zu achten, ob Hilfe ihnen im Sinne ihrer  bürgerli-

chen Subjektivität nutze.  

Ein „Recht auf Arbeit“ sei „moralisch kontraproduktiv. Denn eine politisch zugewiesene Ar-

beit mit dann notwendig marktunabhängiger Entlohnung wird nicht in dem Maße Ermögli-

chungsbedingung lebensethischer Selbständigkeit sein können wie die unter Freiwilligkeit 

angebotene, unter Kompetitionsbedingungen erworbene und nach Marktgesetzen entlohnte 

Arbeit“ (Kersting 2009, 128). Noch desaströser wirke sich ein bedingungsloses Grundein-

kommen aus. Es löse „Versorgung grundsätzlich von jedem Einsatz der eigenen Kräfte, von 

jeder Anstrengung“ (Ebd., 140). Die „Seelenverfassung der Bürger wird Schaden nehmen“, 
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„die Volksseele setzt Alimentierungsfett an. Mit der kapitalistischen Beweglichkeit wird es 

dann vorbei sein“ (Ebd.). 

Beim Sozialstaat sei darauf zu achten, dass er keine „Betreuungsmaschinerie und Entmündi-

gungsagentur“ werde, der „in seinen Kunden eine ebenso weinerliche wie dreiste Versor-

gungsmentalität erzeugt“ (Kersting 2000a, 399). Sie sehe „den Staat als Allheilmittel für alle 

Misslichkeiten des Lebens an“ (Ebd.). Ein solcher Sozialstaat, der die „Unfähigkeit, ein mün-

diges, selbstverantwortliches Leben zu führen“ (ebd., 400) fördere, sei „eine Anstalt der Bür-

gerlichkeitsgefährdung“ (Ebd., 399).  

Der Sozialstaat dürfe in seinen Eingriffen ins Marktgeschehen dessen Ergebnisse nur soweit 

korrigieren, wie dies nicht die Freiheit der Individuen, mit ihrem Eigentum zu wirtschaften, 

infrage stellt.  

Es gehöre „zur Freiheit der Menschen, dass die Unterschiede der Ergebnisse ihres Handelns 

prinzipiell akzeptiert werden, weil andernfalls ein Gebot materieller Ergebnisgleichheit die 

persönliche Freiheit ad absurdum führen würde. Das Kollektiv, das die Ergebnisgleichheit zu 

garantieren hätte, wäre konstruktiv wichtiger als die persönliche Entfaltungsfreiheit, die nur 

noch zu dienen, weil die Ressourcen der Gleichverteilung zu liefern hätte“ (Ebd., 88f.). Sozi-

alstaatliche Umverteilungspolitik komme schnell in Konflikt „mit der moralischen Grundlage 

der menschenrechtlichen Freiheitsordnung“ (Kersting 2009, 125). Die Leistungskraft des In-

dividuums würde nicht als Moment der Person angesehen, sondern behandelt wie eine Pro-

duktivkraft, über die der Staat verfügen könne. Er würde die individuelle Arbeitskraft soziali-

sieren, wenn er Mehrleistern und Minderleistern ein gleiches Einkommen ermöglicht. Mit 

einer solchen Ergebnisgleichheit würde er die Individuen der Möglichkeit berauben, in ihrem 

jeweils besonderen Einkommen ihre persönliche Leistung wiedererkennen zu können.  

Diese Argumentation passt zum Plädoyer dafür, die unterschiedlichen ökonomischen Ergeb-

nisse nicht anzutasten, zu denen es „angesichts der unterschiedlichen Begabungen und Moti-

vationen der Menschen” kommt. Eine radikale Umverteilung von oben nach unten führe dazu, 

„die Freiheit der Selbstentfaltung abzuwürgen. Die Herstellung ökonomischer Gleichvertei-

lung wäre deshalb mit dem Grundsatz der Selbstentfaltung unvereinbar. Gerechtigkeit kann 

also nicht schematische Gleichheit bedeuten, sondern ist im Sinne eines ‚Jedem das Seine’ 

(Suum cuique) zu verstehen“ (Arnim 1984, 146).     

 

5. Warum die zur bürgerlichen Gesellschaft passende „Gleichheit” und „Gerechtigkeit” 

nicht der Maßstab einer grundlegenden Gesellschaftskritik sein können 

In diesem Teil setzen wir uns mit einer Interpretation der bisherigen Argumentation auseinan-

der. Dieser Ansicht zufolge tangiere die Kritik an den Vorstellungen von bürgerlicher Gerech-

tigkeit nicht das in ihnen enthaltene Versprechen einer emphatisch verstandenen Gleichheit 

bzw. der Überwindung des Ungerechten. Dieses Versprechen weise über die kapitalistische 

Ökonomie hinaus und bilde einen Ansatzpunkt für die Opposition gegen sie. 
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Welche Abstraktionen bereits im verallgemeinerten Warenaustausch liegen bzw. angelegt sind 

und inwiefern das Verhältnis zwischen dem Lohn und der Vermietung der Nutzungsrechte an 

der Arbeitskraft nicht ungerecht ist 

In der Marktwirtschaft findet, im Unterschied zur Abschottung kleiner Gemeinschaften ge-

geneinander, eine ausgedehnte Vernetzung statt. Zugleich bildet auf Märkten „die wechselsei-

tige und allseitige Abhängigkeit der gegeneinander gleichgültigen Individuen ihren gesell-

schaftlichen Zusammenhang“ (Marx 1974, 74). Bekommt jemand etwas im Tausch, so nicht 

deshalb, weil er es braucht, sondern weil er dafür etwas gibt. Das Nehmen ist der Zweck, das 

Geben das Mittel. Nehmen funktioniert in der Warenzirkulation über den Tausch, also wech-

selseitige Aneignung bzw. gegenseitiges Geben. Ohne Wechselseitigkeit keine Gesellschaft-

lichkeit der Privaten. In ihrem unmittelbaren, exklusiven, d.h. andere ausschließenden Privat -

Interesse liegt die Wechselseitigkeit aber nicht.  

Die Bedürfnisbefriedigung ist dann relativ. „Wer nichts zu geben hat, hat auch nichts zu neh-

men. Sein Bedürfnis existiert dann für seinen Mitbürger nicht“ (Arbeitskreis Bildung 1979, 

4). „Das Bedürfnis des Mitbürgers“ […] „existiert nur als ein Mittel für das eigene. [...] Das 

Bedürfnis der Bürger ist ihre Schwäche gegeneinander“ (Ebd.). Der Bürger nutzt „die ver-

schiedenen Formen des gesellschaftlichen Zusammenhangs [...] als bloßes Mittel für seine 

Privatzwecke, als äußere Notwendigkeit“ (Marx 1974, 6).  

Die Akteure stehen in der Marktwirtschaft insofern in einem Verhältnis der Gleichheit zuei-

nander, als sie auf Märkten nur zählen, insofern sie sich als Gleiche bewähren, also in äquiva-

lenter Menge etwas anzubieten vermögen, das auf kaufkräftige Nachfrage stößt.  

Bereits die Ware als vorherrschende Form des Arbeitsprodukts legt die Anbieter auf ein in-

strumentelles Verhältnis zu den Nachfragern fest. Was das Produkt mit den menschlichen 

Vermögen der Kunden „macht”, interessiert den Anbieter nicht. Umgekehrt interessieren sich 

die Kunden nicht dafür, wie es den Produzenten in der Arbeit für das von ihnen nachgefragte 

Produkt ergeht. In der Marktwirtschaft sind öffentliche Güter nur dort vorgesehen, wo sich die 

entsprechenden Leistungen beim besten Willen nicht als individuell erwerb- und besitzbare 

Ware anbieten lassen. Die Mitglieder der Gesellschaft sind durch ihre Arbeiten bzw. ihren 

Konsum nicht miteinander verbunden und gestalten beides nicht in öffentlicher Erwägung, 

Beratung und Entscheidung.  

Im Unterschied zu einer Fixierung auf die ungleiche Teilhabe am gesellschaftlichen Reichtum 

geht es hier um dessen Abstraktheit: Aus ihr folgt als Entwicklungsrichtung die quantitative 

Ausdehnung. Viele Vertreter einer Gerechtigkeitsorientierung nehmen die Verknüpfung von 

Gleichheit mit Gleichgültigkeit sowie mit gegensätzlichen Interessen in den horizontalen Ver-

hältnissen der gesellschaftlichen Akteure auf Märkten und in der Konkurrenz nicht angemes-

sen wahr.  

Ebenso wie das Geld über den Gebrauchswert, gewinnt auch das Kapital die Oberhand über 

die Lohnarbeit. Und auch diese Macht ist nicht direkt als Macht anzugreifen, sondern gründet 

auf der Gleichheit von Lohnarbeit und Kapital, insofern beide Waren tauschen. Eine Stärke 

der hier dargestellten Theorie liegt darin, herrschafts- und machttheoretische Naivitäten zu 

vermeiden. Das Hauptaugenmerk liegt nicht darauf, dass „oben” von „unten” zu bekämpfen, 

sondern zentrale Voraussetzungen von „oben” und „unten” in den Blick geraten zu lassen: 



Archiv für kritische Gesellschaftstheorie, Juni 2026 

 

22 

 

Verhältnisse, die gerade nicht in dieser vertikalen Dimension zu suchen sind, sondern in der 

horizontalen Dimension der Vergesellschaftung, wie sie bereits mit der Warenstruktur analy-

siert wurde.  

„Die Verselbständigung des Tauschwerts der Ware im Geld ist selbst das Produkt des Aus-

tauschprozesses, der Entwicklung der in der Ware enthaltenen Widersprüche von Gebrauchs-

wert und Tauschwert” (MEW 26.3, 128). Und die Widersprüche beim Unterfangen, den abs-

trakten Reichtum im Geld gegenüber der Zirkulation festzuhalten (als Schatz), finden eine 

Lösungsform im Austausch zwischen dem Geldbesitzer und dem Besitzer der Ware Arbeits-

kraft. Im verallgemeinerten Warentausch oder der Marktwirtschaft liegen Trennungen und 

Abstraktionen, die das Wirtschaften auf problematische Weise formieren.  

Wir reden hier von der Marktzirkulation nicht historisch, als hätte es einen verallgemeinerten 

Warentausch oder die Zentralität von Märkten gegeben, ohne die massenhafte Verwandlung 

der Arbeitskraft in eine Ware. Sie ist erst für den Kapitalismus charakteristisch. „Erst da, wo 

die Lohnarbeit ihre Basis, zwingt die Warenproduktion sich der gesamten Gesellschaft auf” 

(MEW 25, 613).   

Für diejenigen arbeitsfähigen Personen, die nicht aus ihrem Besitz genügend Einkommen be-

ziehen, gilt: Wer nicht als Selbstständiger seine Produkte bzw. Dienstleistungen zur Ware ma-

chen kann, muss die Nutzungsrechte an seiner Arbeitskraft vermieten. Es wird „nicht gesehen, 

dass schon in der einfachen Bestimmung des Tauschwerts und des Geldes der Gegensatz von 

Arbeitslohn und Kapital etc. latent enthalten ist“ (Marx 1974, 159).  

Dass die Arbeitskraft mehr Wert produziert, als ihr eigener Wert den Unternehmer an Zahlun-

gen für den Lohn kostet, widerspricht nicht der Gleichheit im Warentausch. „Dass diese be-

sondere Ware Arbeitskraft den eigentümlichen Gebrauchswert hat, Arbeit zu liefern, also Wert 

zu schaffen, das kann das allgemeine Gesetz der Warenproduktion nicht berühren. [...] Das 

Gesetz des Austausches bedingt Gleichheit nur für die Tauschwerte der gegeneinander weg-

gegebenen Waren“ (MEW 23, 610f.).  

Das Charakteristikum der Arbeitskraft besteht darin, „Quelle von Wert zu sein und von mehr 

Wert, als sie selbst hat“ (MEW 23, 208). Dies ermöglicht den Unternehmern durch die Ein-

richtung von Arbeitsplätzen und die Anstellung von Arbeitskräften eine mehrwerterzeugende 

Produktion. Zwar ist die damit verbundene Arbeitsorganisation mit mehr und anderen Härten 

für die Arbeitenden verbunden, als dies unter modernen Bedingungen unvermeidbar ist. Um 

eine Ungerechtigkeit handelt es sich bei der kapitalistisch organisierten Arbeit jedoch nicht. 

„Der Umstand, dass die tägliche Erhaltung der Arbeitskraft nur einen halben Tag kostet, ob-

gleich die Arbeitskraft einen ganzen Tag wirken, arbeiten kann, dass daher der Wert, den ihr 

Gebrauch während eines Tages schafft, doppelt so groß ist als ihr eigener Tageswert, ist ein 

besonderes Glück für den Käufer, aber durchaus kein Unrecht gegen den Verkäufer“ (MEW 

23, 208). 

Eine Stärke der Marxschen Formanalyse liegt darin, an zunächst ganz sympathisch aussehen-

den Formen wie Gerechtigkeit und Gleichheit aufzuzeigen, wie in ihnen weit weniger attrak-

tive soziale Realitäten angelegt sind. Einer dieser immanenten Gehalte von Gleichheit und 

Gerechtigkeit stellt die Verknüpfung von Gleichheit mit Gleichgültigkeit dar (vgl. Marx 1974, 

913, 153f.). Es wird „der Inhalt außerhalb dieser Form [...] gleichgültig, ist nicht Inhalt des 
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Verhältnisses als sozialen Verhältnisses“ (Ebd., 178). Die Abstraktion von den Stoffen der 

Transaktion ist der Gleichheit immanent: Gleichheit kann nicht anders existieren als formal 

(vgl. auch MEW 19, 20f.), alle sonstigen Unterschiede gehen die Gleichheit nichts an. 

„Das Tauschsystem und mehr das Geldsystem sind in der Tat das System der Freiheit und 

Gleichheit. Die Widersprüche aber, die bei tieferer Entwicklung erscheinen, sind immanente 

Widersprüche, Verwicklungen dieses Eigentums, Freiheit und Gleichheit selbst, die gelegent-

lich in ihr Gegenteil umschlagen. Es ist ein ebenso frommer wie alberner Wunsch, dass z. B. 

der Tauschwert aus der Form von Ware und Geld sich nicht zu der Form des Kapitals oder die 

Tauschwert produzierende Arbeit sich nicht zur Lohnarbeit fortentwickeln soll. Was diese So-

zialisten von den bürgerlichen Apologeten unterscheidet, ist auf der einen Seite das Gefühl 

der Widersprüche des Systems, anderseits der Utopismus, den notwendigen Unterschied zwi-

schen der realen und idealen Gestalt der bürgerlichen Gesellschaft nicht zu begreifen, und da-

her das überflüssige Geschäft zu übernehmen, den idealen Ausdruck, das verklärte und von 

der Wirklichkeit selbst als solches aus sich geworfene reflektierte Lichtbild, selbst wieder 

verwirklichen zu wollen“ (Marx 1974, 916). 

Die Vorstellung, die bürgerliche Form der Gerechtigkeit sei der kapitalistischen Ökonomie 

entgegenzustellen und diese Opposition eigne sich zu deren Überwindung, „ist die Frucht je-

nes falschen und platten Radikalismus, der die Voraussetzungen annimmt, die Schlussfolge-

rungen aber umgehen möchte” (MEW 16, 131). Das Verhältnis zwischen Kapital und Lohnar-

beit überwinden zu wollen, ohne die Vergesellschaftung durch die Marktwirtschaft zu 

überwinden, heißt „das Unmögliche“ wollen, „das heißt bürgerliche Lebensbedingungen ohne 

die notwendigen Konsequenzen dieser Bedingungen“ (MEW 4, 555).  

Wer sich auf den abstrakten Reichtum einlässt, muss dessen Verselbständigung gegen die In-

dividuen akzeptieren. Es wäre ebenso absurd sich einzubilden, „man könne alle Arbeiter zu 

Kapitalisten machen“ wie „alle Katholiken zu Päpsten“ (MEW 23, 82).  

Die für die Marktwirtschaft charakteristische Vergesellschaftung per Warentausch impliziert 

praktisch die für den Kapitalismus maßgebliche Überordnung des Tauschwerts über den Ge-

brauchswert, das Primat der Verwertung des Kapitals über das Wohlergehen der Arbeitenden 

sowie die Überordnung der Notwendigkeit der Existenzsicherung durch abhängige Arbeit 

über die Lebensqualität der Arbeit und ökologische Gesichtspunkte.12  

Der Abbau von Hierarchien erscheint leichter vorstellbar zu sein als eine gesellschaftliche 

Vernetzung im Wirtschaften ohne Marktwirtschaft. Es stellt sich die Frage, wie Märkte in ei-

ner nachkapitalistischen Form der gesellschaftlichen Synthesis an Bedeutung verlieren kön-

nen.  „Synthesis (hält) das Mannigfaltige der darin (in der jeweiligen Gesellschaftsform – 

Verf.) gegebenen arbeitsteiligen Abhängigkeiten der Menschen voneinander zu einem lebens-

fähigen Ganzen zusammen“ (Sohn-Rethel 1973, 19). Wie lassen sich die verbliebenen Märkte 

so einhegen, dass sie keine Marktwirtschaft darstellen?13  

 
12 Vgl. das Unterkapitel „Wird mit der Enteignung der Reichen und mit selbstverwalteten Betrieben alles gut?” 

in Teil 2. 
13 Die Frage nach den entsprechenden Leistungen der Koordination, der Regulation und Steuerung der 

wirtschaftlichen Prozesse ist, von vielen heute zirkulierenden Konzepten, bislang nicht befriedigend bearbeitet 
worden. Dies gilt für Konzepte des Cyber-Sozialismus oder der Planwirtschaft per moderner Informations- 



Archiv für kritische Gesellschaftstheorie, Juni 2026 

 

24 

 

Über die heute angebbaren Konturen einer anstrebenswerten nachkapitalistischen Weise des 

Wirtschaftens bzw. der wirtschaftlichen Synthesis nachzudenken erfordert es, anderen Prob-

lemen gewachsen zu sein als denjenigen, die sich im Horizont von Gerechtigkeitskonzepten 

analysieren lassen. 

Wir haben in diesem Kapitel gezeigt: Bereits in der verallgemeinerten Warenzirkulation oder 

der Verallgemeinerung von Märkten stecken Abstraktionen und Widersprüche. Sie zu analy-

sieren ist hilfreich dafür, die Grenzen von bürgerlichen Vorstellungen von Gleichheit und Ge-

rechtigkeit zu begreifen. Die Kapitalverwertung steht nicht in einem einfachen oder aus-

schließenden Gegensatz zur verallgemeinerten Warenzirkulation und zu bürgerlichen 

Vorstellungen von Gleichheit sowie Gerechtigkeit.  

Anders sieht es aus für diejenigen, die meinen, in Zeiten eines angeblichen „Monopolkapita-

lismus” und einer vermeintlichen „Herrschaft des Finanzkapitals” sei die Konkurrenz nicht 

länger relevant, die Marktwirtschaft habe ihre Bedeutung verloren und Werttheorie sei durch 

Machttheorie zu ersetzen.14  

Zur Vermeidung eines möglichen Missverständnisses: In der kapitalistischen Ökonomie ste-

hen verschiedene, nicht aufeinander reduzierbare „Sphären” (verallgemeinerte Warenzirkula-

tion, Produktionssphäre, die drei Kreisläufe des Kapitals …) im Verhältnis von Unterschied 

und Einheit zueinander. Die Analyse der kapitalistischen Ökonomie beginnt mit der verallge-

meinerten Warenzirkulation und holt später deren Voraussetzungen (zuerst: Kapitalverwer-

tung) ein. Sie erklärt die Verallgemeinerung von Märkten als Resultat der Durchsetzung der 

kapitalistischen Produktionsweise. Diese Analyse geht also nicht so vor, dass sie alles linear 

aus einem substanzförmigen15 Anfang entwickelt. Das Verhältnis zwischen Kapital und Arbeit 

bzw. die kapitalistische Betriebsweise weist Charakteristika auf, die zwar in der verallgemei-

nerten Warenzirkulation angelegt sind, aber nicht aus ihr abgeleitet werden können (vgl. dazu 

Teil 6). Das Verhältnis zwischen Kapital und Arbeit bzw. die kapitalistische Betriebsweise hat 

ein eigenes „emergentes Ordnungsniveau”, das „dem Prozess des Auflösens und Tieferlegens 

Grenzen setzt, weil jeder Ordnung ein für sie typisches und unerlässliches Aggregationsni-

veau entspricht, auf dem Elemente und Relationen als Einheiten konstituiert sind” (Luhmann 

1981, 52). 

Auf jeweils verschiedene Weise resultieren die verallgemeinerte Warenzirkulation und die 

Mehrwertproduktion auseinander und bilden wiederum auf jeweils verschiedene Weise die 

Voraussetzung der anderen Sphäre. Marx (1969, 91) spricht diesbezüglich vom „Zirkellauf 

unserer Darstellung”.  

 
und Kommunikationstechnologie (vgl. dazu http://www.meinhard-creydt.de/archives/2031), für Konzepte der 
Ersetzung des Marktes durch eine Arbeitszeitrechnung (vgl. dazu http://www.meinhard-

creydt.de/archives/2073) und für Konzepte des „Commonismus” (vgl. dazu http://www.meinhard-
creydt.de/archives/1932, http://www.meinhard-creydt.de/archives/1894). Für übergreifende Artikel zu den 
diskutierten problematischen (planwirtschaftlichen und „marktsozialistischen”) Konzepten einer 
nachkapitalistischen Wirtschaft vgl. http://www.meinhard-creydt.de/archives/971 und http://www.meinhard-
creydt.de/archives/1311. Zu befürwortenswerten Konzepten vgl. http://www.meinhard-
creydt.de/archives/1949 und http://www.meinhard-creydt.de/archives/1940. 

14 Vgl. zu letzterem sehr instruktiv Wendl 2013. Zur erforderlichen Gegenargumentation sowie zur sie weiter 
ausführenden Literatur vgl. Creydt 2019. 

15 Als Substanz verstehen wir etwas, das Ursprung gebender, selbst aber ursprungloser Ursprung seiner selbst ist. 

http://www.meinhard-creydt.de/archives/2031
http://www.meinhard-creydt.de/archives/2073
http://www.meinhard-creydt.de/archives/2073
http://www.meinhard-creydt.de/archives/1932
http://www.meinhard-creydt.de/archives/1932
http://www.meinhard-creydt.de/archives/1894
http://www.meinhard-creydt.de/archives/971
http://www.meinhard-creydt.de/archives/1311
http://www.meinhard-creydt.de/archives/1311
http://www.meinhard-creydt.de/archives/1949
http://www.meinhard-creydt.de/archives/1949
http://www.meinhard-creydt.de/archives/1940
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In der Kapitalismustheorie sind zwei komplementäre Fehler zu beobachten. Die einen leiten 

alles aus der kapitalistischen Produktionssphäre ab, die anderen alles aus der verallgemeiner-

ten Warenzirkulation oder „Warengesellschaft”. Erstere wenden sich zu Recht gegen den 

„Kurzschluss, die Welt der Warenzirkulation repräsentativ für den ganzen Kosmos kapitalisti-

scher Entfremdung zu nehmen” (Bischoff, Menard 1990, 109), nur um dann niveaugleich den 

komplementären Kurzschluss oder Reduktionismus zu empfehlen: „Mit dem Kapitalfetisch ist 

aber der allgemeine Grund aller (!) Unterordnungsverhältnisse herausgearbeitet” (Ebd., 111). 

Wir haben in diesem Kapitel gezeigt, welche Implikationen der verallgemeinerten Warenzir-

kulation relevant sind für das Verständnis der bürgerlichen Gleichheit und Gerechtigkeit. Die-

se Argumentation ist nicht zu verwechseln mit der Vorstellung, „die Attribute des Kapitalis-

mus” würden in der Kritik der politischen Ökonomie „aus einer Grundkategorie, nämlich der 

Warenform, entwickelt” (Adorno 1973, 93, vgl. a. Adorno 1979, 307). Gewiss lassen sich 

manche Attribute des Kapitalismus aus der Warenform entwickeln. Für zentrale Attribute des 

kapitalistischen Betriebs gilt das aber nicht. Wie gezeigt, sind die Implikationen der entfalte-

ten Warenzirkulation weitreichend. Daraus folgt aber nicht, dass „die Tauschform” die „maß-

gebende Struktur der Gesellschaft” darstellt (Adorno 1969, 155). 

Um eine Angelegenheit, die ausschließlich für Marxologen von Bedeutung ist, handelt es sich 

bei den beiden skizzierten Fehlern nicht. Die Unterschätzung bis Ausblendung der Formie-

rungen, die bereits aus der verallgemeinerten Warenzirkulation resultieren, gehen einher mit 

demjenigen Plädoyer für „Marktsozialismus”16, das Sozialismus nicht nur mit Märkten, son-

dern mit einer Marktwirtschaft als vereinbar erachtet.17 Die Unterschätzung bis Ausblendung 

der Formierungen, die aus der Kapitalwirtschaft resultieren, gehen damit  einher, dass die 

Konflikte zwischen Lohnarbeit und Kapital nur am Rand der entsprechenden Aufmerksamkeit 

auftauchen. Hanloser und Reitter (2008) haben das „Zirkulationsmarxismus” genannt.18     

Das scheinhafte Versprechen der Tausch-Gerechtigkeit und die Grenzen des bürgerlichen In-

dividualismus bzw. der bürgerlichen Subjektautonomie  

Gezeigt wurde im letzten Kapitel, wie sich in der bürgerlichen Vorstellung von Gerechtigkeit 

die Abstraktionen der verallgemeinerten Warenzirkulation geltend machen.19 Die emphati-

schen Vorstellungen von der bürgerlichen Gerechtigkeit sind in dem Maße täuschender 

Schein, wie sie die Gleichheit im verallgemeinerten Warentausch von dessen Implikationen 

lösen und als etwas Unmittelbares ansehen. Im täuschenden Schein ist die Erscheinung nicht 

mehr zu beziehen auf das, was in ihr erscheint. Vielmehr legt die Erscheinung selbst eine In-

terpretation ihrer selbst nahe, die die Phänomene mit sich selbst kurzschließt und sie aus ihnen 

erklärt. Damit bietet sie ein Verständnis an, das die für die Erscheinung konstitutiven Zusam-

menhänge aus dem Blick verschwinden lässt. Umgekehrt lassen sich die konstitutiven Voraus-

setzungen und die kontra-intuitiven Implikationen vergegenwärtigen, um „das Unmittelbare 

als Schein durchsichtig” zu machen (Bubner 1973, 84). 

 
16 Vgl. Bischoff, Menard 1990. 
17 Vgl. dazu Creydt 2001. 
18 Zur instruktiven Auseinandersetzung mit ihrer Polemik vgl. Elbe  2009. 
19 Die verallgemeinerte Warenzirkulation unterscheidet sich von vorkapitalistischen Gesellschaften.  Dort 

bildeten die Märkte eine Randerscheinung. 
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Beliebt ist die Vorstellung, die Ideale der bürgerlichen Gerechtigkeit würden nur „scheinbar” 

oder „halb” verwirklicht, weil ihre Verwirklichung hinter ihrem Versprechen zurückbleibe, es 

gelte sie aber „voll” zu realisieren. Diese These übergeht, dass die Ideale der Tauschgleichheit 

und die bürgerliche Gerechtigkeit selbst „Schein” sind.  

Das gängige Argument an dieser Stelle lautet: Diese Ideale sind insofern Schein, als sie die 

Ungleichheit in der Produktionssphäre verdecken. Dieser These widme ich mich in Teil 6. Mir 

geht es in diesem Kapitel um etwas anderes: Das mit der bürgerlichen Gerechtigkeit und der 

bürgerlichen Gleichheit verbundene Versprechen weist selbst einen problematischen, weil 

scheinhaften Inhalt auf. Dieses Versprechen lautet: Mitglieder der bürgerlichen Gesellschaft 

können ein gutes Leben erreichen, indem sie als vereinzelte Individuen sich miteinander ver-

gleichen und fragen, ob das, was die eine Person besitzt oder als Einkommen erhält, gleich 

oder ungleich ist zu dem, was die andere Person besitzt oder als Einkommen erhält.   

Wer die Gleichheit zwischen den Mitgliedern der bürgerlichen Gesellschaft absolut setzt, wird 

sich in erster Linie dafür interessieren, dass es keine Besitz- und Einkommensunterschiede 

zwischen den Individuen gibt. Ob der Besitz bzw. das Einkommen der Individuen hoch oder 

niedrig ist, erscheint dann notwendigerweise als nachrangig.  

An frühen Formen von „alternativen” Gemeinschaften lässt sich beobachten, was passiert, 

„wenn es jedem einzelnen nur darum zu tun ist, die absolut gleichen Vorteile des Lebens mit 

den anderen zu genießen, so wird jeder kleinste Unterschied und jeder geringste Umstand von 

ihm schon als eine Ungerechtigkeit und als eine Verletzung der allgemeinen Idee empfunden 

werden. Gerade dann werden die Möglichkeiten der Differenz endlos” (Landshut 1969, 

202f.). Landshut betont zu Recht, dass es für eine Gemeinschaft ebenso wie für eine Gesell-

schaft eines Leitbildes bedarf, das eine weiter reichende Bindekraft und Orientierung auf-

weist, als dies die Gleichheit oder Gerechtigkeit bieten. Wir führen das im Verlauf dieses Ka-

pitels weiter aus.   

Im Unterkapitel „Den Reichtum auf alle verteilen?” in Teil 2 haben wir gezeigt: Der geforder-

te gleich große Besitz jedes Individuums an Produktionsmitteln stellt kein Gegenkonzept ge-

gen die kapitalistische Ökonomie dar, sondern führt vielmehr letztendlich wieder zu ihr hin 

bzw. mündet in ihr ein.   

Aus dem Begriff bürgerlicher Gerechtigkeit lässt sich nicht entwickeln, wie diejenige ökono-

mische Betriebs- oder Regulationsweise aussehen kann, in der die Menschen ihren Stoff-

wechsel mit der Natur und den innergesellschaftlichen Stoffwechsel auf eine anstrebenswerte 

nachkapitalistische Weise gestalten. Von diesem Gerechtigkeitsbegriff kommt man nur zu 

Forderungen wie „den anderen nicht instrumentalisieren, nicht übervorteilen, nicht ausbeu-

ten”.  

Diesen Postulaten lässt sich entnehmen, was abgelehnt werden soll. Sie enthalten keinen 

Hinweis darauf, wie die anstrebenswerte ökonomische Betriebs- und Regulationsweise derge-

stalt verfasst sein kann, dass ihre verschiedenen Momente (Leistungen und Funktionen) sich 

nicht gegenseitig behindern, schwächen, außer Kraft setzen oder ins Gegenteil verkehren. 

Auch die Kritik der kapitalistischen Ökonomie und die Analyse der bürgerlichen Gesellschaft 

ergeben keine Antwort auf die Fragen nach dem erforderlichen Aufbau und der gesellschaftli-

chen Synthesis in einer nachkapitalistischen Gesellschaft. Die „Strategie der Opposition“ und 
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die „Strategie der Konstruktion einer neuen Ordnung“ unterscheiden sich grundlegend vonei-

nander (Laclau, Mouffe 1991, 233f.). 

Das lässt sich am Beispiel der verschiedenen Momente der Wirtschaftsregulation – Informati-

onserhebung und -weiterleitung, Steuerung, Kontrolle und Anreize – verdeutlichen. Sind diese 

Momente untereinander nicht kompatibel, so kommt es, wenn Bestandsvoraussetzungen eines 

Moments durch ein anderes beeinträchtigt werden, zu nichtintendierten Folgedynamiken. So 

führte bspw. in der DDR die Subventionierung bestimmter Güter zu paradoxen Effekten. Sie 

erschwerte die Erhebung wirklicher Kosten, und das subventionierte Brot wurde als Futter für 

Kleinvieh verwendet.  

Eine Folge der Verschränkung zwischen dem bürgerlichen Begriff von Gerechtigkeit und dem 

autonomen bürgerlichen Subjekt besteht in einer recht speziellen Vorstellung davon, wie Aus-

beutung und Instrumentalisierung zu überwinden seien. Das autonome Subjekt meint so 

weltmächtig und zuständig zu sein, dass es diese Überwindung als do-it-yourself jedes Ein-

zelnen versteht. Wenn jede Person sich anstrenge, damit aufzuhören, andere zu instrumentali-

sieren oder auszubeuten, so sei damit schon viel gewonnen.  

Das könne bereits mit einem Einkaufsverhalten anfangen, das sich an „fair trade”-Produkte 

hält. Die „Geschlechtergerechtigkeit” lasse sich durch den Gebrauch einer „geschlechterge-

rechten Sprache” energisch voranbringen. Denn eines sei klar: „Sprache schafft Wirklichkeit“ 

(Wizorek 2022, 4). Und: „Sprache macht Emotionen“ (Simon 2022, 16).  

In „Klassismus”-Konzepten wird dafür geworben, durch die Sensibilisierung für abwertende 

Bezeichnungen der „Unterschichten” die Einstellung zu ihnen zu verändern. „Die ‚Un-

ter’schicht ist ‚unten’ und ‚unten’ wird ‚ab’gewertet; die ‚Ober’schicht ist ‚oben’ und ‚oben’ 

ist ‚höher’wertig” (Kemper 2016, 15). Viele Klassismus-Konzepte plädieren für einen „wirk-

lichen, fairen Wettbewerb anstelle der klassizistischen Wettbewerbsverzerrung” (Kováts, Land 

2021, 6). Anhänger dieser Denkweise konzentrieren sich auf diejenigen Fehlbeurteilungen 

und diskreditierenden Etikettierungen von Menschen, die dazu dienen sollen, sie sozial zu 

hierarchisieren. Klassismuskonzepte gehören zur „Akzentverschiebung von strukturel-

len/sozioökonomischen Fragen auf Fragen der Kultur und der Anerkennung” (Ebd.).     

Die Gesellschaft erscheint im Rahmen der skizzierten Vorgehensweise als Summe der Ent-

scheidungen der einzelnen Individuen. Abgesehen werden muss dann vom emergenten und 

nicht auf den Willen der Einzelnen zurückführbaren „von ihm (dem Individuum – Verf.) un-

abhängigen und in sich ruhenden Verhältnissen” (Marx 1974, 81).  

Die skizzierten Praxis-Vorschläge übersetzen oder transponieren „weltumfassendste Verhält-

nisse” in den Horizont des vereinzelten Einzelnen. Das moralische Bewusstsein ist „daran ge-

bunden, aus allen diesen Verhältnissen sich moralische Nutzanwendungen zu abstrahieren”, 

so dass problematische gesellschaftliche Phänomene zu einer durch individuelles moralisches 

Handeln handhabbaren „Zwerggestalt zusammenschrumpfen” (MEW 3, 354), wenn es denn 

moralisch zuginge. Dass es dies nicht tut, liege an den unmoralischen Subjekten.  

Meistens wird von Anhängern der bürgerlichen Gleichheit die Gleichheit des Besitzes bzw. 

des Einkommens nicht verabsolutiert, sondern ins Verhältnis zur Leistung gesetzt. Unter-

schiede zwischen der Größe des Besitzes bzw. der Höhe des Einkommens gelten dann als ge-
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recht, wenn sie den Unterschieden in der Leistung entsprechen. Damit führt die Orientierung 

an der bürgerlichen Gerechtigkeit auf ein nicht nur weites Feld. Die Orientierung an dieser 

Gerechtigkeit verliert sich in unendlichen Streitereien darum, welche Leistung mehr wert ist 

als andere oder härtere Anstrengungen bzw. die Überwindung größerer Widerstände erfordert 

usw.    

Das Ideal der bürgerlichen Gerechtigkeit ist insofern Schein, als es nicht wahrhaben will, wo-

rauf die Fokussierung der Individuen als scheinbar autonome Subjekte auf ihre Unabhängig-

keit voneinander, die Festlegung auf die Unmittelbarkeit ihres Bezugs aufeinander und die 

Ausblendung aller komplexeren Regelung der gesellschaftlichen Synthesis hinauslaufen.  

Freiheit auf Märkten und in der bürgerlichen Gesellschaft heißt, dass die Individuen emanzi-

piert sind von der Subsumtion unter eine naturwüchsige Gemeinschaft. Die Individuen treffen 

in der Zirkulation als „unabhängige Privatpersonen“ aufeinander (Marx 1974, 909). Im Unter-

schied zu früheren Gesellschaftsformen erscheint in der bürgerlichen Gesellschaft das  Indivi-

duum als frei und gleich, während in der mittelalterlichen Welt jedes Recht ein Vorrecht oder 

Privileg war und es keinen Begriff menschlicher Gleichheit gab (Paschukanis 1970, 98f.). Das 

bürgerliche Recht beinhaltet „freiwillige Transaktion; Gewalt von keiner Seite; Setzen seiner 

als Mittel, oder als dienend, nur als Mittel, um sich als Selbstzweck, als das Herrschende und 

Übergreifende zu setzen“ (Marx 1974, 156).  

Zwar stehen diese Vorstellungen von Freiheit im Gegensatz zu autoritären Regimen. Zugleich 

basiert das bürgerliche Verständnis von Freiheit „nicht auf der Verbindung des Menschen mit 

dem Menschen, sondern vielmehr auf der Absonderung des Menschen von dem Menschen“ 

(MEW 1, 364). Die Freiheit ist dann „die Freiheit des Menschen als isolierter auf sich zurück-

gezogener Monade“, „das Recht dieser Absonderung, das Recht des beschränkten, auf sich 

beschränkten Individuums“ (Ebd.). Die bürgerliche Gesellschaft „lässt jeden Menschen im 

andern Menschen nicht die Verwirklichung, sondern vielmehr die Schranke seiner Freiheit 

finden“ (Ebd., 365). 

Normativ betrachtet steht Tausch in der bürgerlichen Gesellschaft gegen die gewaltförmige, 

nicht durch Gegenleistungen vermittelte Inbesitznahme oder Aneignung. Der Tausch soll 

freiwillig und gewaltlos vonstattengehen und gerecht sein, insofern Gleichwertiges getauscht 

wird. Dass Tausch im Abwärtsvergleich gegenüber Zwangsarbeit (z.B. der Kriegsgefangenen) 

einen humanitären Fortschritt bedeutet, ist festzuhalten. Daraus folgt aber nicht, dem Tausch 

ein gegenüber der kapitalistischen Ökonomie kritisches Ideal zuzusprechen. 

Das bürgerliche Recht schützt vor Übergriffen und Einschränkungen durch die Willkür ande-

rer. Negativ wirkt sich das Recht aus, indem ihm die Gesellschaft als „eine Summe äußerlich 

gleicher, einander abstoßender und nicht durch innere Verpflichtungen verbundener Partikel“ 

gilt (Loick 2017, 126). „Denn insofern Menschen Rechtspersonen sind, behandeln sie auch 

andere nur als solche. Sie schulden einander nicht mehr als das, was ihnen rechtlich zusteht, 

und sie interessieren sich füreinander auch nicht in anderen Hinsichten“ (Ebd., 123). Hegel 

nennt die Rechtsperson „spröde“ und meint damit, dass Rechtspersonen „einander abweisen 

und sich auch nicht länger auf das Gemeinwesen als geteiltes Projekt beziehen, in dem sie ihr 

eigenes Wesen verwirklichen können“ (Ebd., 129). Als Rechtspersonen handeln die Individu-

en nicht wie die Menschen in der griechischen Polis „in concert“, sondern sind „als Personen 
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für sich und schließen die Kontinuität mit anderen aus der absoluten Sprödigkeit ihrer Punk-

tualität aus, sie sind also in einem nur negativen Verhältnisse“ (Hegel 3, 358). Als Rechtsper-

son ist das Individuum „weder an ein reicheres oder mächtigeres Dasein des Individuums als 

eine solchen, noch auch an einen allgemeinen lebendigen Geist geknüpft, sondern vielmehr an 

das reine Eins seiner abstrakten Wirklichkeit oder an es als Selbstbewusstsein überhaupt“ 

(Hegel 3, 356).  

Bereits die Gleichheit auf Märkten und der Äquivalententausch formieren die Handlungsmög-

lichkeiten auf eine ebenso massive wie problematische Weise. „Wird das Wesen (also hier: 

das grundlegende Prinzip der Vergesellschaftung auf Märkten – Verf.) als Gleichheit gefasst, 

so bleiben alle Einzelnen für sich, egoistisch, gleich gültig außer einander, unverbundene Ein-

zelne; die Gleichheit hebt sie nicht auf, afficiert sie nicht, sie verlieren nicht ihr gleichgültiges 

Außereinander“ (Feuerbach 1976, 137). Die bürgerliche Gleichheit ist die Gleichheit der iso-

lierten, vereinzelten, aneinander desinteressierten, jeweils ihre eigennützigen Interessen ver-

folgenden Marktakteure.  

Freiheit und Gleichheit stehen dem herrschenden Verständnis der bürgerlichen Wirtschafts - 

und Rechtsordnung zufolge nicht in einer symmetrischen Beziehung. Vielmehr ist die Freiheit 

und nicht die Gleichheit der erste Wert. „‚Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit’: Was immer 

sich der bürgerliche Verstand am Anfang eingebildet haben mag, sobald er seiner Sache sicher 

war, hat ihm keineswegs jedes Recht soviel wie jedes andere gegolten – die Reihen- geriet 

ihm zur Rangfolge. Daher ist Gleichheit nicht Geist vom Geiste der Brüderlichkeit, sondern 

eine Fortsetzung der ‚monadischen Freiheit mit anderen Mitteln’: ‚Die ‚égalité’, erkennt ein 

tief prüfender Blick ohne Mühe, ist im Kern ‚nichts als Gleichheit der [...] liberté, nämlich: 

dass jeder Mensch gleichmäßig als solche auf sich ruhende Monade betrachtet wird’ (MEW 1, 

365). Diese Monaden genießen gleiche Behandlung als rechtliche Subjekte – ihnen allen wird 

eine private Sphäre garantiert: das ‚Feld’ ihrer persönlichen Chance, die sie als ‚unternehmen-

de’ Subjekte indes verschieden nutzen“ (Fach 1987, 130).  

Die bestehende kapitalistische Gesellschaft bringt Werte hervor, die als ihr extern und als sie 

überschreitend erscheinen. Damit verbergen sie, wie sie realiter implizit gerade das strukturell 

Gegebene affirmieren. Es handelt sich um einen „Irrtum”, wenn „Sozialisten, namentlich die 

französischen, [...] den Sozialismus als Realisation der von der französischen Revolution nicht 

entdeckten, sondern historisch in Umlauf geworfenen bürgerlichen Ideen nachweisen wollen, 

und sich mit der Demonstration abmühen, dass der Tauschwert ursprünglich (in der Zeit) oder 

seinem Begriff nach (in seiner adäquaten Form) ein System der Freiheit und Gleichheit aller, 

aber verfälscht worden sei durch Geld, Kapital etc.” (Marx 1974, 916). Marx klagt 1877 über 

jene, die „dem Sozialismus eine höhere, ideale Wendung geben wollen, d.h. die materialisti-

sche Basis (die ernstes, objektives Studium erheischt, wenn man auf ihr operieren will) zu er-

setzen durch modern Mythologie mit ihren Göttinnen der Gerechtigkeit, Freiheit, Gleichheit 

und fraternité“ (MEW 34, 303). 

Wer sich darauf festlegt, die kapitalistische Realität als unzureichende Verwirklichung der 

bürgerlichen Ideale anzusehen, verkennt deren kontraintuitive Konsequenzen. „Es ist wie 

beim Polaroidfoto. Je mehr es sich entwickelt, umso schärfer werden die anfangs ver-

schwommenen Umrisse. Je klarer das Bild, desto größer die Wahrscheinlichkeit, dass Ihnen 

nicht gefällt, was Sie sehen“ (Judith Sills). 



Archiv für kritische Gesellschaftstheorie, Juni 2026 

 

30 

 

Die Grenzen der bürgerlichen Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit sind verwoben mit den 

Grenzen des autonomen Subjekts. Es stellt ein Komplementärphänomen dar zu einem nicht 

gesellschaftlich gestalteten und für die Individuen unbefriedigenden sozialen Stoffwechsel der 

Güter und Tätigkeiten.  

Zum bürgerlichen Individuum gehört die Dreieinigkeit von Selbstbestimmung, Selbstverant-

wortung und Selbstbeschuldigung. Die Autonomie des Individuums gerät in Spannung zur 

sozialen Assoziation der Individuen. Wir haben es (bestenfalls) zu tun mit „einer Armada erst-

klassiger Individualisten in einer Zeit kollektiver Kämpfe. ‚Man wird am besten für seine Tu-

genden bestraft’“ (Kluge 1973, 9). 

Mitglieder der bürgerlichen Gesellschaft meinen, die selbständige und unabhängige Privatper-

son bilde die Mitte ihrer Existenz bzw. deren Warum und Wozu. Die Ich-Autonomie, die auch 

Selbstabschließung (homo clausus) und Selbstherrlichkeit beinhaltet, steht quer zu derjenigen 

sozialen Assoziation, die für eine Gestaltung von Gesellschaft durch die Bevölkerung not-

wendig wäre. Zu dieser Ich-Autonomie passen das Leitbild eigener Vollkommenheit, die Pra-

xis des Einzelkämpfers und Kleinproduzenten, die Transformation von Gestaltungsbedürfti-

gem und -fähigem in individuell Aneigenbares und Manipulierbares und schließlich die 

selbstwertdienliche Verformung von Selbst- und Fremdwahrnehmung (Selbstüberhöhung, 

Abwertung anderer). Das Leitbild der individuellen Unabhängigkeit schiebt sich gesellschaft-

lich vor die Aufmerksamkeit für die institutionelle Unterfütterung von intersubjektiver Ver-

lässlichkeit und kollektiver Lernfähigkeit.  

Das befürwortenswerte Gegenteil zum Individualismus besteht nicht in der Unterordnung un-

ter kollektive Werte, die von der Entwicklung der Sinne und Fähigkeiten, den Reflexionsver-

mögen und der Subjektivität der Individuen absehen. Plädiert wird nicht für die kollektivisti-

sche Parole „Dein Volk oder Deine Nation sind alles, Du bist nichts.“ Das Allgemeine – die 

gesellschaftlich herrschenden Maßgaben – orientieren sich in einer Gesellschaft des guten Le-

bens an dem Gedeihen von Individuen, die ein gutes Leben entwickeln. Sie können das nur in 

dem Maße, wie sie in ihrem Bezug aufeinander nicht länger von ängstlicher Sorge um ihr Pri-

vateigentum und um ihre Position in der Konkurrenz dominiert sind.  

Nachkapitalistische gesellschaftliche Strukturen und Institutionen können ihren Beitrag zur 

Überwindung des Individualismus auch insofern leisten, als sie Urteilskraft ermöglichen und 

fördern, um herauszufinden, wie das allgemein herrschende gesellschaftliche Paradigma (das 

gute Leben) erst in bzw. durch die besonderen Bereiche und in ihrem Zusammenspiel Wirk-

lichkeit erlangt.20  

Die umsichtige Wahrnehmung konstitutiver Voraussetzungen und indirekter Effekte des eige-

nen Tuns bildet ein integrales Moment der anstrebenswerten Lebensweise des guten Lebens. 

Sie überwindet die Identitätsstiftung qua Status oder Einkommen, die Fixierung auf Fachidio-

tentum, die Weltlosigkeit aufgrund von Lebensstilkleinstaaterei, Besitzindividualismus und 

selbstwertdienlicher Selbststilisierung. Diese Momente des Individualismus wirken sich so-

wohl sozial als auch charakterlich negativ aus.  

 
20 Für die Frage, welche Institutionen und Regelungen dafür bereits heute in den Blick kommen, vgl. in aller 

Kürze http://www.meinhard-creydt.de/archives/1949 und http://www.meinhard-creydt.de/archives/1940. 

http://www.meinhard-creydt.de/archives/1949
http://www.meinhard-creydt.de/archives/1940
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Bei der Herausbildung höherer Formen der Selbstorganisierung von Gesellschaft ist „das ‚So-

zialistische’ als Richtungsanzeige für dasjenige im modernen Gesellschaftsprozess, was auf 

höheren Stufen qualifizierter ‚Selbstbetätigung’ eine größere Reichweite und Intensität von 

gesellschaftlicher Kooperation und Koordination ermöglicht” (Fleischer 1989, 13). 

Der bürgerliche Individualismus entspricht nicht nur der Marktwirtschaft, sondern auch der 

„mageren“ Demokratie. Diese liberale oder repräsentative Demokratie orientiert sich eher da-

ran, „Menschen auf sicherem Abstand zu halten als zu fruchtbarer Zusammenarbeit zu bewe-

gen“ (Barber 1994, 33). „Das Individuum ist gegen die alten Despotien von Hierarchie, Tradi-

tion, Rang, Aberglauben und absoluter politischer Macht mit Hilfe einer Theorie des 

vollständig isolierten Individuums verteidigt worden, das durch abstrakte Rechte und Freihei-

ten definiert ist. Doch als diese Theorie in der Welt wirklicher sozialer Beziehungen praktisch 

umgesetzt wurde, hat sie sowohl die fruchtbaren wie die tyrannischen Bindungen aufgelöst 

und die Individuen nicht nur gegen Machtmissbrauch gefeit, sondern auch voneinander abge-

schnitten“ (Ebd., 75f.). Der Liberalismus und die repräsentative Demokratie sind untrennbar 

verbunden mit jenem „Pessimismus und Zynismus, jener Negativität und Passivität“, die bei-

de „zwar gegen naive Utopien und die Tyrannei des Idealismus immunisieren, zugleich je-

doch seine vorsichtigen Hoffnungen untergraben, seine Theorie mager und fadenscheinig ma-

chen und seine Praxis der Korrosion durch Skeptizismus […] aussetzen“ (Ebd., 102). 

Der bürgerliche Individualismus verliert an Bedeutung, wenn mit einem neuen Paradigma des 

guten Lebens und des Reichtums21 eine „überpersönliche Mitte“ entsteht, die die Individuen 

verbindet (Gerson 1982, 191). Der Individualismus verringert sich in dem Maße, wie Freiheit 

als gesellschaftliche Freiheit verstanden wird. Die Wirtschaft bildet in einer Gesellschaft des 

guten Lebens den Gegenstand von demokratischer Erwägung, Beratung und Entscheidung. 

Gefragt wird, wie die Produktion nicht nur Bedürfnisse befriedigt, sondern das jeweilige Kon-

sumobjekt sowie die Art und Weise der Konsumtion konstituiert und Bedürfnisse weckt.  

Dies wird zum Thema der deliberativen oder „starken Demokratie“ (Barber). In ihr tritt die 

Bevölkerung in eine praktische Selbst(be)ur-teilung oder Reflexion ein und wird damit zum 

„Mittler“ zwischen den Bedürfnissen und der Produktion. In der Antizipation der problemati-

schen Folgen, Voraussetzungen und Implikationen z. B. der Verallgemeinerung des Autover-

kehrs („autogerechte Stadt“, Verwandlung von Straßen aus Begegnungsräumen zu Transport-

pisten usw.) könnte die Bevölkerung es vermeiden, zur abhängigen Variable einer positiv 

rückgekoppelten Eigendynamik zu missraten. Letztere folgt dem Teufelskreis „Steigerung der 

Produktion → Ausdehnung der Nachfrage nach den produzierten Gütern → Ausdehnung der 

Produktion usf.“ 

Der Individualismus nimmt in dem Maße ab, wie die Mitglieder einer vom guten Leben ge-

prägten Gesellschaft es wertschätzen, dass sie in Institutionen und Strukturen leben können, 

die die Überwindung von Problemen ermöglichen, welche von den vereinzelten Einzelnen 

individuell nicht gelöst werden können – auch nicht mit noch so viel Privateigentum und 

„Ich-Stärke“. Die Bevölkerung betrachtet diese wohlgestalteten Institutionen und Strukturen 

dann als ihr Sozialeigentum, auf das sie stolz ist.  

 
21 Vgl. www.meinhard-creydt.de. 
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Im Unterschied zu einem auf die einzelnen Individuen zentrierten Verantwortungsbegriff und 

gegenüber der Vorstellung von einem vagen Handlungssubjekt „Menschheit” werden die Ge-

sellschaftsstrukturen zum Thema. „Systemverantwortung” „zwingt unausweichlich dazu, die 

Architektonik des Systems, seine Programmierung und seine Entwicklungstendenzen zu er-

mitteln” (Bühl 1998, 27f.). „Das Verantwortungsproblem verschiebt sich zunehmend von der 

unmittelbaren Handlungsverantwortung zur vorgelagerten Designverantwortung” (Ebd., S. 

29). 

Entsprechende Institutionen und gesellschaftliche Strukturen ermöglichen erst den neuen 

Reichtum der nachkapitalistischen Gesellschaft. Er besteht in der Entwicklung menschlicher 

Sinne, Fähigkeiten und Reflexionsvermögen im sinnvollen Bezug der Menschen zueinander, 

auf ihre Arbeiten und Gegenstände und die Gestaltung ihrer Gesellschaft. Sinnvoll 22 heißt 

hier: die Widersinnigkeiten wie Konkurrenz, Privateigentum u. ä. überwinden und nach öf-

fentlicher Erwägung und Beratung demokratisch entscheiden über die Proportionen und das 

Gefüge der verschiedenen Arbeiten und Dienstleistungen.  

Für das Thema „Grenzen des bürgerlichen Individualismus bzw. der Subjektautonomie” ist es 

relevant festzuhalten, dass die „individualistische Organisationsform der Gesellschaft kollek-

tive Verhaltensweisen ausschließt, die vielleicht subjektiv dem Stand der objektiv-technischen 

Produktivkräfte gewachsen wären“ (Adorno 1958, 145). „Die Emanzipation des Individuums 

ist keine Emanzipation von der Gesellschaft, sondern die Erlösung der Gesellschaft von der 

Atomisierung“ (Horkheimer 1974, 130).  

Unaufhebbar bildet das Individuum als Einzelindividuum einen eigenständigen Bezugspunkt 

von gutem Leben. Nur Individuen können Schmerz oder Glück empfinden, nur Individuen 

sind sterblich. Aus dem Umstand, dass die übergreifenden gesellschaftlichen Strukturen und 

der objektive Reichtum ein gedeihliches individuelles Leben erst ermöglichen, darf dies selbst 

nicht als normativer Bezugspunkt verloren gehen. Problematisch wird das Votum für eine vol-

le und autonome, in sich abgerundete Existenz des Individuums, wo sie dem In-der-Welt-Sein 

des Individuums entgegensteht. Der Unterschied besteht darin, „dass alles sich runden, aber 

nicht schließen solle” (Goethe, zit. n. Huch 1921, 191).  

Die erscheinende Unabhängigkeit des Individuums von der Gesellschaft stellt ein massives 

Problem dar. Sie hindert die Individuen daran, „das Getriebe zu durchschauen, und überant-

wortet sie der Phrase, es käme alles bloß auf den Menschen an. […] Die Undurchsichtigkeit 

der entfremdeten Objektivität wirft die Subjekte auf ihr beschränktes Selbst zurück und spie-

gelt dessen abgespaltenes Für-sich-sein, das monodalogische Subjekt und dessen Psychologie, 

als das Wesentliche vor“ (Adorno 1979, 54).  

Wir haben in diesem Kapitel vergegenwärtigt, wie die Vorstellung von bürgerlicher Subjek-

tautonomie oder vom bürgerlichen freien Subjekt die Vorstellungen von Gerechtigkeit for-

miert. Aus der erscheinenden Unabhängigkeit des Individuums entwickelt es, „indem es als 

ein von der Gesellschaft Abgedichtetes, Abgespaltenes existiert, nochmals die Pathogenese 

einer gesellschaftlichen Totalität aus sich heraus“ (Ebd., 55f.).  

 
22 Zum in diesem Kontext verstandenen Begriff „sinnvoll“ vgl. auch Creydt 2021b. 
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Not-wendig wird die Überwindung einer gesellschaftlichen Dreiecks-Konstellation, die sich 

zusammensetzt aus individualistischer Vereinzelung, aus Etatismus und aus durch die Gesell-

schaft nicht gestaltbaren selbstbezüglichen und eigendynamisch verselbständigten Prozessen 

der Märkte und der Kapitalakkumulation. Um diese unheilige Dreieinigkeit zu überwinden, 

gilt es, nicht länger die „menschliche Sozialität aus dem Felde ökonomischer Primärplanung 

auszublenden und dann dem Sekundärplaner Staat als Folgenbearbeiter zuzuweisen.“ Erfor-

derlich ist es, nicht länger „die Wirtschaft als das Erscheinungsfeld privater Interessen zu de-

finieren und menschliche Sozialität als einen aufgezwungenen Rahmen, der von außen um das 

Feld antisozialer Verhaltensweisen herumgelegt wird, zu begreifen. Die Sozialität, die wir 

brauchen, um die gemeinsamen Probleme gemeinsam zu lösen, muss von innen aus dem indi-

viduellen Menschen kommen und muss durch die Strukturen des Arbeitens und des Produzie-

rens Stützung erfahren“ (Heyder 1994, 102).  

In der modernen bürgerlichen Gesellschaft gibt es keine die Bevölkerung einenden an-

spruchsvollen Grundüberzeugungen, die über die Menschen- und Grundrechte sowie den 

recht abstrakten Wert der Menschenwürde hinausgehen. Die Menschenrechte „trugen und be-

hielten das Geburtsmal ihres Entstehungsorts und ihrer Gebärzeit. Sie wurden konzipiert als 

Rechte des letztlich privaten Individuums/Mannes, besitzindividualistisch ausgerichtet 

(MacPherson). Sie beanspruchten Geltung als Abwehrrecht des […] Individuums und seines 

(vorgesellschaftlichen) Naturrechts vor allem gegenüber den möglichen Eingriffen der als 

Staat einheitlich vorgestellten Sphäre politisch-öffentlichen Belange“ (Narr 1984, 92). „Infol-

ge der individualistisch-asozialen Verkürzung der Menschenrechte kommen die politisch-

sozialen Teilnahme- und Handlungsrechte allenfalls zweitrangig hinzu. Außerdem gerät nicht 

in den Blick, dass erst ein angemessener institutioneller Kontext, erst eine zureichende soziale 

Ökologie ermöglichen, dass sich humane Autonomie ausbildet und verwirklichen lässt. […] 

Weil die Menschenrechte als Abwehrrechte vor allem gegenüber staatlich-öffentlichen Ein-

griffen schützen sollen, wird die gesellschaftliche Sphäre ‚als System (privater) Bedürfnisse’ 

(Hegel) menschenrechtlich ausgespart“ (Ebd., 93). „Weil das Individuum nur in Körper, Haus 

und Eigentum, nicht aber als soziales Wesen zur Kenntnis genommen wird, wurden Gefahren, 

die von seiner sozialen Situation drohten, menschenrechtlich nicht registrierbar. Stattdessen 

hieß und heißt Eigentumsbildung die Devise; sie dominiert Politik und Ökonomie der Privati-

sierung; sie definiert die ‚Ökonomie der Demokratie’ (Downs), die im unpolitischen Privat-

menschen ihren Wesenszug findet“ (Ebd., 94).  

Der bürgerliche Individualismus nimmt erst in dem Maße ab, wie eine gemeinsame Praxis 

zustande kommt, die als Vergrößerung der Lebensqualität aller Mitglieder der Bevölkerung 

von ihnen gewollt und bestimmt wird. Es handelt sich um ein „allgemeines Werk, das sich 

durch das Tun Aller und jeder als ihre Einheit […] erzeugt“ (Hegel 3, 325). Im Unterschied 

dazu sind in der bürgerlichen Gesellschaft „alle von allen abhängig”, ohne dass die Menschen 

dies „als anregende, belebende, verbindende Gemeinsamkeit erleben“ können (Zur Lippe 

1991, 56). Alle Marktakteure „sollen sich gegenseitig in Schach halten. Das heißt, im Konkur-

renzkampf geht es 1. jedem für sich ums Ganze, 2. schränken die Bedrohungen sich gegensei-

tig ein, und 3. kommt es zu einem gemeinsamen Ganzen nur durch Addition der Einzelvortei-

le“ (Ebd., 54).  
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In einer Gesellschaft, in der das Paradigma des guten Lebens23 herrscht, wird es um die ge-

sellschaftliche Evaluation und die Gestaltung des Arbeitens, der Produkte und Dienstleistun-

gen, der Arbeitsorganisation und -technologie sowie des Wirtschaftens gehen. Not-wendig 

wird ein neuer Begriff des Reichtums. Er orientiert sich nicht an der Mehrung des Bruttosozi-

alprodukts oder an der Verwertung des Kapitals, sondern an der Entwicklung menschlicher 

Fähigkeiten, Sinne und Reflexionsvermögen. Diese Entwicklung geschieht in Arbeiten und 

Tätigkeiten, an Objekten, in Beziehungen und in der politischen Erwägung und Beratung über 

die Gestaltung der Gesellschaft. Sinnvolle Arbeiten und Tätigkeiten sind dadurch bestimmt, 

dass sie sich an der Entwicklung der menschlichen Grundvermögen im Arbeiten bzw. in den 

Tätigkeiten und an deren Produkten bzw. Dienstleistungen orientieren. Privateigentum, Kon-

kurrenz und Kapitalverwertung bilden Hindernisse dieses neuen Reichtums. Erst die gesamt-

gesellschaftliche Beratung, Erwägung und Entscheidung über die Proportionen zwischen den 

verschiedenen notwendigen Arbeitsprodukten und Dienstleistungen eröffnet eine Aufmerk-

samkeit für deren jeweiligen Stellenwert.  

„Die überhöhte Betonung von Persönlichkeit und Individualismus in der bürgerlichen Ge-

schichte spiegelt nicht nur das falsche Bewusstsein der Unternehmer [...]. Wir stehen am Ende 

der Epoche, während derer man meinen konnte, der Gattungsfortschritt könne nur und gerade 

durch die Konkurrenz der Individuen, also durch deren gegeneinander isolierte autonome 

Ausbildung vorangetrieben werden. [...] Die bürgerliche Angst vor Kollektivität ist darin be-

gründet, dass man sich aus der bürgerlichen Tradition heraus tatsächlich unter Kollektivität 

nur eine Regression auf die Situation von Stämmen vorstellen kann” (Lippe 1981, 64). 

Die vom guten Leben geprägte Gesellschaft ist mehr als eine Veranstaltung zur Bedürfnisbe-

friedigung und mehr als ein sozialtechnisch rundlaufendes System – wobei all das nicht wenig 

zählt. Diese Gesellschaft bildet darüber hinaus – nicht stattdessen – eine Gestalt, deren Zweck 

darin besteht, bestimmte Prozesse zu ermöglichen und anzuregen: Prozesse der Bildung 

menschlicher Sinne und Fähigkeiten, Reflexionsvermögen und Beziehungen im sinnvollen 

Bezug der Menschen aufeinander.24  

Das so verstandene gute Leben bildet ein gemeinsames Zielgut, das von den Individuen ge-

wollt wird, insofern es „eine Bereicherung, Vervollkommnung oder Werterhöhung” aller Mit-

glieder der Gesellschaft beinhaltet (Nell-Breuning 1952, S. 51f.).  

Es handelt sich dabei weniger um ein Plädoyer im Geiste des moralischen Perfektionismus 25  

als um die Antwort auf ein Problem: In der bürgerlichen Gesellschaft existieren mit dem Pri-

vateigentum, mit der Konkurrenz und mit den antagonistischen Gegensätzen zwischen Inte-

ressen Ursachen für ein individuelles Verhalten, das auf Kosten und zum Nachteil anderer 

Personen die eigenen Bedürfnisse zu erfüllen sucht. Zugleich ist die bürgerliche Gesellschaft 

aus diesen Ursachen kein gutes Milieu dafür, die Egozentrik von Individuen zu überwinden. 

Der Egozentrismus bildet eine notwendige frühe Entwicklungsphase des Individuums und die 

Egozentrik kann sich auch aus späteren psychischen Problemen ergeben.  

 
23 Vgl. Creydt 2017, 146-178, 2019. 
24 Vgl. dazu das Kapitel „Die Überschreitung der Äquivalenz” in Teil 7. 
25 Vgl. z. B. Hennig 2009. 
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Bürgerliche Individuen interpretieren diese beiden Phänomene naturalisierend. Sie gehen von 

einem natürlichen Gegensatz zwischen vernünftiger Moral und triebhaften Neigungen aus. 

Insofern kommt es ihnen als natürlich vor, dass der Mensch, wann immer es geht, dazu neigt, 

die Grenzen des Rechts zu überschreiten, „ob er gleich, als vernünftiges Geschöpf, ein Gesetz 

wünscht, welches der Freiheit aller Schranken setze: so verleitet ihn doch seine selbstsüchtige 

tierische Neigung, wo er darf, sich selbst auszunehmen. Er bedarf also einen Herrn, der ihm 

den eigenen Willen breche, und ihn nötige, einem allgemeingültigen Willen, dabei jeder frei 

sein kann, zu gehorchen. […] Aus so krummem Holze, als woraus der Mensch gemacht ist, 

kann nichts ganz Gerades gezimmert werden“ (Kant XI, 40f.). 

Bürgerliche Individuen heißen Ungleichheiten gut: „Die Geschicklichkeit kann in der Men-

schengattung nicht wohl entwickelt werden, als vermittelst der Ungleichheit unter Menschen; 

da die größte Zahl die Notwendigkeiten des Lebens gleichsam mechanisch, ohne dazu beson-

ders Kunst zu bedürfen, zur Gemächlichkeit und Muße anderer besorget, welche die minder 

notwendigen Stücke der Kultur, Wissenschaft und Kunst bearbeiten, und von diesen in einem 

Stand des Drucks, saurer Arbeit und wenig Genusses gehalten wird, auf welche Klasse sich 

denn doch manches von der Kultur der höheren nach und nach auch verbreitet“ (Kant X, 

390f.).  

Bürgerliche Individuen stellen sich auf soziale Antagonismen nicht nur realitätstüchtig ein, 

sondern schreiben ihnen eine ebenso unverzichtbare wie die Menschheit allererst entwickeln-

de Leistung zu: Erst durch die Antagonismen seien die Schritte „aus der Rohigkeit zur Kultur“ 

(Kant XI, 38) motiviert: „Dank sei also der Natur für die Unvertragsamkeit, für die missgüns-

tig wetteifernde Eitelkeit, für die nicht zu befriedigende Begierde zum Haben, oder auch zum 

Herrschen! Ohne sie würden alle vortreffliche Naturanlagen in der Menschheit ewig unentwi-

ckelt schlummern. Der Mensch will Eintracht; aber die Natur weiß besser, was für seine Gat-

tung gut ist: sie will Zwietracht. […] Die Quellen der Ungeselligkeit und des durchgängigen 

Widerstandes, woraus so viele Übel entspringen, die aber doch auch wieder zur neuen An-

spannung der Kräfte, mithin zu mehrerer Entwickelung der Naturanlagen antreiben, verraten 

also wohl die Anordnung eines weisen Schöpfers; und nicht etwa die Hand eines bösartigen 

Geistes, der in seine herrliche Anstalt gepfuscht oder sie neidischer Weise verderbt habe“ 

(Kant XI, 38f.). 

Das bürgerliche Individuum, das sich als autonomes Subjekt versteht, sieht in der Marktwirt-

schaft seine Heimat. „Unter dem Gesichtspunkte der Freiheit dürfte die Marktwirtschaft auch 

dann noch vorzuziehen sein, wenn ihre ökonomischen Leistungen geringer wären als die der 

Wirtschaftslenkung“ (Müller-Armack 1948, 65).  

Bürgerlichen Individuen erscheint die Konkurrenz als die „absolute Form der freien Individu-

alität” (Marx 1974, 545). Erst in der Konkurrenz würden die Individuen zu ihrer Höchstform 

kommen. Sie akzeptieren die Konkurrenz als unverzichtbaren Ansporn der Entwicklung des 

Reichtums. Sie kennen keine gemeinsame Gestaltung der Produkte und Dienstleistungen bzw. 

der Arbeiten und Tätigkeiten mit dem Ziel, durch sie bzw. in ihnen die Lebensqualität zu si-

chern und zu entwickeln. Der Konkurrenz entsprechen unendliche Erörterungen ob die Ein-

kommen sich einem fairen Wettbewerb oder ungerechten Verzerrungen des Wettbewerbs ver-

danken.  
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Im Horizont der bürgerlichen Gerechtigkeit fragen sich die Individuen ob das Einkommen, 

der Besitz oder die Position anderer Personen gerecht sei. Im Rahmen der Orientierung an 

dieser Gerechtigkeit wird nicht zum Thema, wie ihre menschlichen Vermögen (Sinne, Fähig-

keiten, Verstand und Vernunft) sich durch die Produkte, im Arbeiten und in den sozialen Be-

ziehungen formen.   

Wir haben uns im Teil 5 mit einer kritikwürdigen Auffassung auseinandergesetzt. Sie ersetzt 

das in diesem Text entwickelte Verständnis von bürgerlicher Gerechtigkeit durch eine Argu-

mentation, die im ersten Schritt vermeintlich die Kritik an der bürgerlichen Gerechtigkeit ak-

zeptiert, sie aber im zweiten Schritt mit der These vom emphatischen, kritischen oder dialekti-

schen Gehalt des Begriffs bürgerlicher Gerechtigkeit verkehrt. In der Verkehrung findet die 

„unmerkliche und unbeabsichtigte Verschiebung eines Sinnes dergestalt“ statt, „dass in die 

gleich bleibende Form des Gedankens etwas […] Fremdes oder Entgegengesetztes aufge-

nommen wird. Verkehrung ist nicht nur Umkehrung ins Gegenteil, sondern die Verkoppelung 

des Wesensverschiedenen […], die dazu führt, mit der gedanklichen Form einer ursprüngli-

chen Wahrheit etwas, das diese Wahrheit wieder aufhebt, zu ergreifen“ (Jaspers 1966, 63).  

6. Unrealistische Hoffnungen in Bezug auf die Verarbeitung der Erfahrungen mit Un-

gleichheiten zwischen Lohnarbeit und Kapital 

Viele sind der Meinung, der Begriff „Gerechtigkeit” eigne sich dafür, negative Erfahrungen 

von Lohnabhängigen in der kapitalistischen Produktionssphäre auf eine politisch befürwor-

tenswerte Weise verarbeiten zu können. Etliche Linke sind der Ansicht, die scheinbare 

Gleichheit und Gerechtigkeit in der Zirkulationssphäre durch die evidente Ungerechtigkeit in 

der Produktionssphäre kritisieren zu können. Ich skizziere in diesem Teil, was diesem Vorha-

ben entgegensteht.   

Gewiss haben die Besitzer der Ware Arbeitskraft Nachteile in der Verfolgung ihrer Interessen 

gegenüber den Besitzern des Kapitals. Diese Nachteile resultieren26 aus   

–  der größeren Schwierigkeit zur Koalitionsbildung schon auf Grund der größeren Zahl, 

–  der geringeren Möglichkeit angebotsstrategischer Zurückhaltung der eigenen Ware, um ein 

Überangebot zu verringern, 

–  der höheren und unmittelbareren Angewiesenheit auf die Erträge aus der Vermietung der 

Arbeitskraft, 

–  der geringeren Rücklagenbildung der Lohnabhängigen, 

–  Der größeren Festlegung und geringeren Mobilität durch bestimmte Qualifikationen und 

den Wohnort. Arbeitskräfte sind ungleich weniger flexibel (qua Berufswechsel, Umschu-

lung) als Kapitale, denen es bei aller Scheu vor der Entwertung fixen Kapitals leichter fällt, 

in anderen Branchen und an anderen Orten zu investieren.  

– Schließlich können Kapitalisten unter den gegebenen Verhältnissen Arbeiter per Technik 

„wegrationalisieren”, nicht aber umgekehrt. 

Wenn sich die Lohnabhängigen als abhängig vom Kapitel und als ihm gegenüber mit unglei-

chen Machtressourcen ausgerüstete Bevölkerungsgruppe ansehen, so kann dies zu einer 

„Kleine Leute“-Position führen. Zu ihr passt die sozialontologische Festschreibung, der zu-

folge es in jeder Gesellschaft kleine Leute und Mächtige gibt.  

 
26 Vgl. Hinrichs, Offe 1977, 49ff.   
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Erst der gewerkschaftliche Kampf gegen das Kapital ermöglicht es häufig, dass der Arbeiter 

„das, was ihm nach den Regeln des Lohnsystems zusteht”, bekommt. „Nur die Furcht vor den 

Trade-Unions kann die Kapitalisten zwingen, dem Arbeiter den vollen Marktwert seiner Ar-

beitskraft zu zahlen. […] Das Lohngesetz wird durch den gewerkschaftlichen Kampf nicht 

verletzt; im Gegenteil, er bringt es voll zur Geltung”, schreibt Friedrich Engels 1881 (MEW 

19, 253).  

Zu den Eigenheiten des Verhältnisses zwischen Kapital und Arbeit, die sich nicht aus dem 

Warentausch oder der verallgemeinerten Warenzirkulation ableiten lassen, gehört, dass die 

Warenform und die Form des allgemeinen Warenaustauschs die Länge des Arbeitstags „an 

und für sich unbestimmt” lassen (MEW 23, 246). „Aus der Natur des Warenaustauschs ergibt 

sich selbst keine Grenze des Arbeitstags, also keine Grenze der Mehrarbeit” (Ebd., 249). Die 

Kapitalseite beruft sich darauf, infolge des Arbeitsvertrags dazu berechtigt zu sein, die Nut-

zung der Arbeitskraft selbst bestimmen und nach eigenem Interesse intensivieren zu können. 

Die Seite der Lohnarbeit beruft sich darauf, nur so viel von der Arbeitskraft in Arbeit umzu-

setzen, als sich damit verträgt, dass die Gesundheit der Arbeitskraft auch langfristig erhalten 

bleibt. „Es findet hier also eine Antinomie statt, Recht wider Recht, beide gleichmäßig durch 

das Gesetz des Warenaustauschs besiegelt” (Ebd., 249).   

Hoffnungen auf die Radikalisierung des Lohnkampfes übergehen die ins Verhältnis zwischen 

Kapital und Lohnarbeit eingebaute Selbstbeschränkung der Arbeiterforderungen. Auf der Sei-

te der Arbeitskraft konfligieren verschiedene Interessen: Das Interesse an möglichst hohem 

Arbeitseinkommen widerspricht dem Interesse an kontinuierlichem Fluss des Arbeitsein-

kommens, sobald die Lohnhöhe das Überleben des jeweiligen kapitalistischen Betriebs ge-

fährdet. Die Lohnarbeit muss sich gegen das Kapital mit ihm reproduzieren. Von ihrem Eigen-

tum (an ihrer Arbeitskraft) können Lohnabhängige nur Gebrauch machen, indem sie die 

Nutzungsrechte an der Arbeitskraft ans Kapital vermieten. Damit das Kapital daran interes-

siert ist, muss es günstige Verwertungsbedingungen vorfinden. 

Viele Hoffnungen auf eine Bewusstwerdung klammern die mystifizierten Auffassungen über 

den Kapitalismus aus. Gemeint sind damit die in Marx’ Kapitalismusanalyse enthaltenen Be-

schreibungen des Waren-, Geld-, Lohn- und Kapitalfetisch sowie den Mystifikationen des 

Profits und der gesellschaftlichen „Oberfläche“.27 Es handelt sich dabei um „objektive Ge-

dankenformen“ (MEW 23, 90). Das heißt: „Es ist [...] nicht der Mensch, der sich selbst über 

die Realität täuscht, es ist die Realität, die ihn dadurch täuscht, dass sie unvermeidlich in einer 

Form erscheint, die sich dem spontanen Bewusstsein der in der Geschäftswelt lebenden Men-

schen auf verdrehte Weise zeigt und verbirgt“ (Godelier 1977, 170).28  

Im folgenden nenne ich einige den Kapitalismus legitimierende Ideologeme, die sich aus die-

sen Bewusstseinsformen herleiten: 

a) Allein der Privateigentümer hat ein vitales Interesse am sorgsamen Umgang mit einem 

Gut. Gemeinschaftseigentum ist Niemandseigentum. Ein hohes Bruttosozialprodukt 

entsteht nur unter der Voraussetzung eigennütziger, ihren Sonderinteressen folgender 

 
27 Vgl. zu letzteren MEW 25, 832ff. 
28 Die Analyse der gesellschaftlichen Bewusstseinsformen im Kapitalismus wird zusammengefasst z. B. von 

Sieferle 1979, 165-188 und Herkommer 1985, 31-52. 
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Akteure. Dass die Individuen sich direkt am Gemeinwohl orientieren, ist unrealistisch 

(moralische Überforderung). 

b) Ohne Vorteile durch Wettbewerbsvorsprung bzw. ohne Sanktion (im Extremfall öko-

nomischer Ruin) entstehen keine hinreichenden Anreize für Effizienz und Effektivität. 

Ohne Druck von der Seite (Konkurrenz) bzw. von oben (Hierarchie) schieben die meis-

ten eine „ruhige Kugel“ und „halten den Ball flach“. 

c) Trotz aller Probleme bleibt die kapitalistische Marktwirtschaft die effektivste Wirt-

schaftsweise.  

d) Eine das Wirtschaften regierende Demokratie muss aufgrund der Komplexität der Ma-

terie, infolge der Verschiedenheit der sozialen Perspektiven („babylonische Sprachver-

wirrung“) und wegen der mangelnden Motivation der großen Mehrheit als unrealistisch 

erachtet werden.  

e) Die Konzentration des Besitzes hoher Geldbeträge, die mehrwertproduktiv angelegt 

werden können, und des Besitzes an Produktionsmitteln auf eine kleine Minderheit der 

Bevölkerung erscheint als Konsequenz des Umstandes, dass eine gemeinsame Gestal-

tung und Entscheidung seitens der Bevölkerung über das Wirtschaften als unrealistisch 

gilt. 

f) Die Menschen sind ungleich in ihren Fähigkeiten, Geistesgaben und Energieniveaus. 

g) Die Spaltung der Bevölkerung in Unternehmer sowie Manager und in vom Produkti-

onsmittelbesitz Ausgeschlossene entspricht dem Unterschied zwischen verschiedenen 

Mentalitäten. Viele wollen den Stress der Leitung und der Verantwortung für den Be-

trieb nicht auf sich nehmen. Viele sind nicht bereit zu unternehmerischer Initiative und 

Risiko sowie zum nonkonformistischen Wagnis, neue Geschäftsideen in einer konven-

tionell gesonnenen Umwelt wahrzunehmen und durchzusetzen.  

h) Wer die auf die Vermarktung und Verwertung bezogene Handlungsfreiheit einschränkt, 

erhöht vielleicht die Einkommensgleichheit, nicht aber die durchschnittliche Höhe der 

Einkommen. Für die Vergrößerung der Wirtschaftsleistung sind satte Profite sowie die 

Zurückhaltung bei Arbeitseinkommen und sozialstaatlichen Leistungen erforderlich. 

Nur von einem allein so ermöglichten Wirtschaftswachstum, nicht von Umverteilung, 

ist die Verbesserung der Lage der abhängig Beschäftigten zu erwarten. Die Ungleich-

heit bleibe zwar bestehen, das durchschnittliche Niveau an Einkommen und Bildung 

steige jedoch („Fahrstuhleffekt“, Ulrich Beck). Die Ungleichheit der Einkommen ist 

dann gerechtfertigt, wenn sie zu einer solchen Erhöhung des Reichtums beitrage, von 

der auch diejenigen profitieren, die in ihrem Einkommen am schlechtesten gestellt 

sind. 

i) Die herrschaftsförmige Struktur von Betrieben und Organisationen und die hierarchi-

sche Gliederung von Kompetenzen und Verantwortlichkeiten sind sachlich unvermeid-

lich und effizienzfördernd. 

In modernen Gesellschaften mit kapitalistischer Ökonomie herrscht ein Bewusstsein vor, das 

ihre modernen Momente als Sachzwang erachtet. Ihre kapitalistischen Charakteristika er-
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scheinen dann als zweitrangig. In der gesellschaftstheoretischen Analyse sind modernespezifi-

sche und kapitalismusspezifische Problemursachen und Probleme zu unterscheiden und nicht 

Phänomene der einen Seite der anderen Seite zuzuschreiben.29  

Die Unternehmer gelten dem Bewusstsein, das die kapitalistische Ökonomie als unerlässliche 

Einrichtung einer modernen Gesellschaft auffasst, als Repräsentanten oder „Personifizierung 

der Arbeitsbedingungen gegenüber der Arbeit“ und „nicht wie in früheren Produktionsformen 

als politische oder theokratische Herrscher“ (MEW 25, 888). Es handele sich um ein sachlich 

notwendiges Moment modernen Wirtschaftens, dass die Kooperation der Arbeitenden durch 

das Kapital vermittelt wird. Die kapitalistische Entgegensetzung der Gesellschaftlichkeit der 

Produktion gegen die Individuen erscheint als einzig mögliche Entwicklung des gesellschaft-

lichen Charakters der Produktion.30 Die Arbeiter treten dem Kapital als Einzelne gegenüber 

und entwickeln die Produktivkraft der Arbeit nicht, bevor ihre Arbeitskraft dem Kapital ge-

hört. Das Zusammenwirken der Arbeiter und der Zusammenhang ihrer Arbeiten stellt sich als 

Funktion des Kapitals dar. „Die Kollektivkraft der Arbeit, ihr Charakter als gesellschaftliche 

Arbeit, ist daher die Kollektivkraft des Kapitals“ (Marx 1974, 479). Die „gesellschaftlichen 

Produktivkräfte der Arbeit oder Produktivkräfte der gesellschaftlichen Arbeit (entwickeln) 

sich historisch erst mit der spezifischen kapitalistischen Produktionsweise, (erscheinen) also 

als etwas dem Kapitalverhältnis Immanentes und von ihm Untrennbares“ (Marx 1969, 78). Es 

handelt sich bei diesem Phänomen um eine weitere Eigenheit des Verhältnisses zwischen Ka-

pital und Arbeit, die sich nicht aus dem Warentausch oder der verallgemeinerten Warenzirku-

lation ableiten lässt. 

Im Unterschied zur zentralen Bedeutung, die viele Linke den Unternehmereinkünften zu-

schreiben, empfindet das vorfindliche Gesellschaftsbewusstsein die Unternehmereinkünfte 

meist eher als unbrisant. Das von vielen akzeptierte Argument an dieser Stelle lautet: „Die 

Gesamteinnahmen der Unternehmer lassen sich nach Abzug der Steuern und der unerlässli-

chen Kapitalbildung auf höchstens 7% des Volkseinkommens schätzen. Anders ausgedrückt: 

Gegen ein Trinkgeld von 7% haben die Unternehmer die perfekte Bedienung des Volkes mit 

allen Gütern übernommen. Ein bürokratischer Apparat von Beamten würde dreimal so teuer 

ausfallen“ (Reiners 1957, 17).  

Der Profit erscheint als Arbeitslohn der fungierenden, also im Betrieb tätigen Unternehmer 

bzw. Manager sowie als Prämie für die Finanziers des Unternehmens, die ihm Kredit gewäh-

ren, damit es in einem Maß investieren kann, das seine eigenen Fonds übersteigt. 

Profit erscheint dem vorherrschenden Bewusstsein als sekundäre Ausnutzung eines primär 

sachlichen Verhältnisses zwischen Produktionsbedingungen und Arbeitenden. Die Vorstellung 

von der ausbeuterischen Herkunft des Mehrwerts ist so „höchstens [...] ein gleichberechtigtes 

Moment [...] neben der Vorstellung, der realisierte Überschuss stamme aus der vom Produkti-

onsprozess unabhängigen, aus der Zirkulation selbst entspringenden, also dem Kapital unab-

hängig von seinem Verhältnis zur Arbeit angehörigen Bewegung“ (MEW 25, 54). „Der Profit 

bei Veräußerung“ hängt diesem Bewusstsein zufolge „von Prellerei, List, Sachkenntnis, Ge-

schick und tausend Marktkonjunkturen ab“ (Ebd., 835f.). Was nicht erscheint, ist das „von der 

 
29 Vgl. dazu Creydt 2000. Zum Unterschied zwischen den modernespezifischen und den kapitalismusspezifi-

schen Ursachen bzw. Notwendigkeiten von Märkten vgl. Creydt 2016, 99-111. 
30 Vgl. auch Marx 1969, 50, 78, 80. 
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persönlichen Prellerei der Capitalisten unter sich ganz unabhängige, vielmehr gegen dieselbe 

und in derselben sich durchführende allgemeine Gesetz” (MEGA 3.5.,1631).  

Ein Bewusstsein, das Anstoß nimmt an einem „Übermaß” an Profiten, stellt den Profit selbst 

nicht infrage, sondern allein dessen als „übertrieben” und „ungerecht” erachtete Höhe. Die 

Meinung, der Profit sei ein Abzug von dem, was eigentlich der Bevölkerung zustehe, ist das 

eine. Etwas anderes ist ein Bewusstsein davon, wie der stofflich vorhandene Reichtum, also 

die Gebrauchswerte der Produkte und Dienstleistungen durch die Herrschaft der Kapitalver-

wertung formiert werden. Ein ehemaliger Top-Manager von Ford und VW beschreibt dies so: 

„Es geht letztlich überhaupt nicht mehr darum, Bedürfnisse zu befriedigen oder Probleme zu 

lösen, sondern darum, immer neue [...] Erwartungen zu generieren, um sie dann durch immer 

schnellere Produktzyklen profitabel stillen zu können“ (Goeudevert 2010, 43f.).  

Eine andere bei Linken weit verbreitete Hoffnung erwartet sich eine befürwortenswerte Politi-

sierung aus der Erfahrung der Lohnabhängigen, dass sie nur einen Teil ihrer Arbeit bezahlt 

bekommen. Auch bei Adorno (1975, 150) findet sich die These vom gerechten Anspruch auf 

den vollen Arbeitsertrag: „Würde keinem Menschen mehr ein Teil seiner lebendigen Arbeit 

vorenthalten, so wäre [...] das Ideal des freien und gerechten Tauschs, bis heute bloß Vorwand, 

verwirklicht.”   

Selbst in einer anstrebenswerten nachkapitalistischen modernen Gesellschaft sind vom gesell-

schaftlichen Gesamtprodukt „abzuziehen: Erstens: Deckung zum Ersatz verbrauchter Produk-

tionsmittel. 

Zweitens: zusätzlicher Teil für die Ausdehnung der Produktion. 

Drittens: Reserve- oder Assekuranzfonds gegen Missfälle, Störungen durch Naturereignisse 

etc. 

Diese Abzüge vom ‚unverkürzten Arbeitsertrag’ sind eine ökonomische Notwendigkeit, und 

ihre Größe ist zu bestimmen nach vorhandenen Mitteln und Kräften, zum Teil durch Wahr-

scheinlichkeitsrechnung, aber sie sind in keiner Weise durch die Gerechtigkeit kalkulierbar.  

Bleibt der andere Teil des Gesamtprodukts, bestimmt als Konsumtionsmittel zu dienen.  

Bevor es zur individuellen Teilung kommt, geht hiervon ab: 

Erstens. Die allgemeinen, nicht direkt zur Produktion gehörenden Verwaltungskosten…  

Zweitens: was zur gemeinschaftlichen Befriedigung von Bedürfnissen bestimmt ist, wie Schu-

len, Gesundheitsvorrichtungen etc. Dieser Teil wächst von vorneherein bedeutend und nimmt 

im selben Maß zu, wie die neue Gesellschaft sich entwickelt. Drittens: Fonds für Arbeitsunfä-

hige etc.“ (MEW 19, 19).  

Insofern werden die Arbeitenden auch in einer anstrebenswerten nachkapitalistischen Gesell-

schaft nicht den vollen Arbeitsertrag erhalten können.  

Ein weiterer Unterschied zu den Verhältnissen zwischen Akteuren auf Märkten besteht in der 

Unterordnung der Arbeitskraft unter Weisungsbefugnisse von in der Betriebshierarchie höher 

Stehenden. Die Disziplinierung von Lohnabhängigen umfasst nicht nur das Verhältnis des je-

weiligen Individuums zu sich selbst („Selbstdisziplin“), sondern auch den objektiven Druck 

auf es. Er geht aus von der Konkurrenz, in der die Lohnabhängigen stehen, und von den Ver-

wertungsnotwendigkeiten des Kapitals, bei dem sie angestellt sind. Im Betrieb werden diese 

„Sachzwänge“ in Form eines Verhältnisses zwischen Personen durchgesetzt: Vorgesetzte be-
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treiben die Kontrolle sowie die positive und negative Sanktionierung der Untergebenen. Inso-

fern hier Personen im Spiel sind, kann es leicht zu Willkür und durch sie verursachte Unge-

rechtigkeiten kommen. Die Erfahrung von Erniedrigung entsteht häufig durch etwas, das als 

eigentlich „unnötige” Schikane interpretiert wird. Die Arbeitenden vergleichen die Situation 

in ihrem Betrieb mit der anderer Betriebe. Falls sie sich schlechter gestellt sehen als andere 

Gruppen von Arbeitnehmern, können sie das als „ungerecht” beklagen.  

Im Unterschied zu Sklaven und Leibeigenen fungiert die Arbeitskraft zwar als Produktions-

mittel, die Arbeitenden selbst aber sind nicht Produktionsmittel (s. MEW 23, 741, Marx 1974, 

909). Das heißt, „dass der Arbeiter formell als Person gesetzt ist, der noch etwas außer seiner 

Arbeit für sich ist und der seine Lebensäußerung nur veräußert als Mittel für sein eigenes Le-

ben“ (Marx 1974, 200). An wen die Eigentümer ihrer Arbeitskraft die Nutzungsrechte für sie 

vermieten und wie lange, das fällt erst einmal in ihren Entscheidungsbereich.  

Auf Arbeitsmärkten „stehen sich die Austauschenden nur als Käufer und Verkäufer gegen-

über“ und der Arbeiter „bietet sein Arbeitsvermögen als zu vernutzende Ware feil“. Er „dispo-

niert als freier Eigentümer über sein Arbeitsvermögen, verhält sich zu ihm als Ware“ (Marx 

1974, 945). Die Freiheit der Warenanbieter auf Märkten koexistiert dann mit dem Zwang, Wa-

ren anbieten zu müssen, wenn die entsprechende Person nicht anderweitige Einkommen (z. B. 

aus ihrem Besitz) bezieht.   

Der Lohnabhängige ist nicht nur selbstbewusstes Subjekt seiner Interessen, sondern auch an 

das fremde Kommando über seine Arbeitskraft gewöhnt, und entwickelt insofern eine gewisse 

Genügsamkeit und Abhärtung. Die „Gewöhnung an weitgehend fremdbestimmte und sinnar-

me Arbeit […] kostet Kraft“ und geht einher mit „einer Senkung des Anspruchsniveaus. Man 

regt sich nicht mehr auf, aber der Schwung von früher fehlt“ (Girschner-Woldt u. a. 1986, 

149).  

Wer die Unfreiheit der Arbeitenden in der Produktionssphäre der „Freiheit” in der Zirkulati-

onssphäre gegenüberstellt, versteht diese Freiheit als „Unabhängigkeit von eines anderen nö-

tigender Willkür“ (Kant VIII, 345). Ein ganz anderes Verständnis würde sich beziehen auf die 

Freiheit von den mit der Marktwirtschaft und wieder anders mit der Kapitalwirtschaft vorge-

gebenen Handlungsmöglichkeiten bzw. -zwängen. Schon in der entfalteten Warenzirkulation 

„hat das Individuum nur noch als Tauschwert Produzierendes Existenz“ (Marx 1974, 159). 

Das relativiert die beliebte Unterscheidung zwischen der Freiheit in der Zirkulationssphäre 

und der Unfreiheit für die Arbeitenden in der Produktionssphäre massiv.   

Ihre Unterordnung unter die Zwänge der kapitalistischen Organisation der Arbeit erscheint 

den Arbeitenden zumeist als etwas, das in anderen großen hierarchischen Organisationen (Mi-

litär, Verwaltung) ebenfalls existiert und insofern als nicht spezifisch kapitalistisch zu gelten 

habe.  

Linke neigen dazu, a) die Zirkulationssphäre als Brutstätte des mystifizierten Bewusstseins 

und b) die Produktionssphäre als denjenigen Bereich anzusehen, an dem „die Wahrheit” über 

den Kapitalismus offen zutage trete und dessen „ungerechter” Charakter unwiderlegbar evi-

dent werde. In diesem Teil haben wir vergegenwärtigt, was der These (b) widerspricht.   
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7. Über die zur bürgerlichen Gesellschaft passende Gerechtigkeit hinausdenken 

Wie sich hohe Unterschiede zwischen Arbeitseinkommen auf die Arbeitsmotivation auswir-

ken  

Wer sagt „Leistung muss sich lohnen” und damit höhere Arbeitseinkommen meint, hat einen 

aufs Geld eingeschränkten Begriff davon, was sich für das Individuum „lohnt”. Je stärker die 

Orientierung an einem extrinsischen oder instrumentellen Verhältnis zu den Arbeiten und 

Dienstleistungen bei den Arbeitenden ist („Hauptsache, das Geld stimmt”) und je gravieren-

der Einkommensunterschiede ausfallen, desto unwahrscheinlicher wird die Motivation, die 

eigenen Fähigkeiten im wohlverstandenen Sinne der Empfänger der Arbeiten auszuüben.  

Dem Privatinteresse kommen die Inhalte und sozialen Auswirkungen der Produkte und 

Dienstleistungen nur insoweit in den Blick, als sie seinem, andere Personen ausschließenden 

Nutzen dienen. Vorbehalte gegen diese Orientierung können in dem Maße entstehen, wie 

deutlich wird, dass sich die Lebensqualität verschlechtert durch Misstrauen, Gleichgültigkeit, 

Konkurrenz, dauerndes Rechnen sowie einen Mangel an Freundlichkeit und Freigebigkeit.  

Ein gutes Leben und eine sinnvolle Existenz der Individuen gibt es erst in einer Gesellschaft, 

in der die Menschen nicht der Maxime folgen „Ich tue nur dann etwas, wenn ich vom anderen 

ein Äquivalent meiner Leistung erhalte”. Diese Tauschorientierung führt zu einer Abwärtsspi-

rale. Alle Beteiligten erwarten von anderen den ersten Schritt.  

Das Bedürfnis nach sozial sinnvoller Arbeit und einer Sozialität, die Konkurrenz, Besitzindi-

vidualismus und Einzelkämpfertum ebenso überwindet wie deren einfaches Gegenteil (Ge-

meinschaftskult und Moralismus als andere Seite der Medaille), drängt auch die „Arbeitneh-

merperspektive” zurück. Sie orientiert sich daran, „dem ‚Arbeitgeber’ so wenig zu geben wie 

möglich, aber so viel zu verlangen wie möglich. Im bisherigen Sozialismus übertrug sich das 

entsprechend: der Gesellschaft so wenig zu geben wie möglich, aber von ihr so viel zu erwar-

ten wie möglich” (NN 2017, 31).  

Diese „Arbeitnehmerperspektive” existiert solange, wie der legitime Vorbehalt von Arbeiten-

den gegen ihre unattraktive und schlecht entlohnte Arbeit – und sei es auch eine Arbeit für das 

Gemeinwohl – zu einem reaktiven Privatinteresse führt. Es reagiert auf die praktische Gleich-

gültigkeit der Betriebsleitung und der Kunden gegenüber der Situation der Arbeitenden in der 

Arbeit.  

Die Unterschiede zwischen den Arbeitsentgelten 

Viele fragen sich, welche Unterschiede zwischen Löhnen und Gehältern zu rechtfertigen sind. 

Nehmen wir eine Gesellschaft an, in der die Kosten der Berufsausbildung bzw. Studienzeit 

gesellschaftlich getragen werden. Ist es dann legitim, für eine höhere Qualifikation ein höhe-

res Arbeitsentgelt zu zahlen? Die Auszubildenden bzw. Studenten sind während ihrer Ausbil-

dung bzw. ihres Studiums von unattraktiver Erwerbsarbeit freigestellt. Sie genießen damit ei-

nen ersten Vorteil gegenüber vielen gleichaltrigen Werktätigen. Ein zweiter Vorteil resultiert 

aus dem Eigenwert der Bildung. Ihn ignoriert, wer meint, ohne höheres Arbeitsentgelt infolge 

von höherer Qualifikation würde niemand sich aus- oder weiterbilden wollen.  
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Die höhere Bezahlung einer Tätigkeit kann gesellschaftlich unerfreuliche Auswirkungen nach 

sich ziehen. Sie entstehen bspw., wenn das Interesse für berufliche Tätigkeiten stark davon 

beeinflusst ist, welche Bezahlung und welchen Status eine solche Tätigkeit einbringt. Sollen 

diejenigen Personen Ärzte werden, bei denen das Interesse für Medizin Vorrang hat, oder die-

jenigen, bei denen ein finanzielles Interesse an Medizin die Hauptmotivation bildet?  

Bereits innerhalb der kapitalistischen Wirtschaft gibt es Betriebe, deren Mitarbeiter ein und 

dasselbe Gehalt bekommen. So z. B. die CPP Studios in Offenbach. Anja Wiese, die bei CPP 

arbeitet, lobt am Einheitslohn, er beende „Konkurrenzdenken, Eifersüchteleien, das Schielen 

auf Anerkennung, daraus entstehendes Misstrauen, alles was an der produktiven Arbeit und 

am freien Denken hindert“ (zit. n. Petermann 2011). In einer Studie aus Zürich heißt es:  „Je 

größer die Lohnunterschiede in einem Team sind, desto schlechter wird die Gesamtleistung, 

fand Studienleiter Dr. Bruno Frey heraus. Wer sich mit Kollegen in ähnlicher Position ver-

gleicht, die mehr verdienen, hat das Gefühl, seine Arbeit wird nicht ausreichend gewürdigt” 

(Zeitler 2021).  

Wer in der Gesellschaft, in der die kapitalistische Ökonomie herrscht, sein Einkommen ma-

ximieren will, tut dies nicht notwendigerweise aus „Gier”. Die Unsicherheit, als vereinzelter 

Einzelner mit finanziellen Ressourcen nicht ausreichend ausgestattet zu sein, um ein Polster 

gegen Krisen und Notfälle zu haben, beherrscht in der bürgerlichen Gesellschaft einen großen 

Teil der Bevölkerung. Diese Unsicherheit führt zu einer unendlichen Vorsorge. Das jeweilige 

finanzielle Vermögen ist in den allermeisten Fällen so bescheiden, dass es selbst bei Vergröße-

rung nicht ausreichende Sicherheit gewährt. Vergrößern sich in einer Gesellschaft die öffentli-

che Daseinsvorsorge und die Teilhabe an Gemeingütern, so reduziert sich die Angst vor wirt-

schaftlicher Not sowie Unsicherheit. Damit verringern sich die Motive dafür, nach einem 

überdurchschnittlich hohen individuellen Arbeitseinkommen zu streben.  

In dem Maße allerdings, wie Einkommensunterschiede etabliert sind, orientieren sich Indivi-

duen an ihnen. „Aber wenn es einen solchen Unterschied in einem Gesellschaftssystem nicht 

gibt, wenn es als ebenso unsinnig angesehen wird, mehr verdienen zu wollen als die anderen, 

wie wir es heute als unsinnig ansehen (jedenfalls die meisten von uns), um jeden Preis ein 

‚von’ vor seinem Namen setzen zu wollen, dann werden auch Motivationen, die einen wirkli-

chen gesellschaftlichen Wert haben, auftauchen oder, besser noch, sich entfalten können: das 

Interesse an der Arbeit selbst, das Vergnügen, etwas gut zu machen, was man sich selbst vor-

genommen hat, Erfindungsgabe, Kreativität, die Wertschätzung und Anerkennung der ande-

ren. Umgekehrt, so lange die jämmerliche ökonomische Motivation da ist, werden einem von 

Kindesbeinen an alle anderen Motivationen abgewöhnt und verkümmern” (Castoriadis, 

Mothé 1992, 20f.). Es geht darum, diesem Teufelskreis der extrinsischen Belohnung den Bo-

den zu entziehen. 

Wer ein Talent hat, tut gut daran, es zu entwickeln und ausüben zu wollen. Er oder sie wird 

sich auch durch die höhere Bezahlung anderer Tätigkeiten nicht davon ablenken lassen – 

oder: wenn doch, so zum eigenen Schaden. Und zum Nachteil der Gesellschaft, die auf die 

Früchte dieses Talents dann verzichten muss. „Wenn Einstein sich für Geld interessiert hätte, 

wäre er nicht Einstein geworden – sondern wahrscheinlich ein ziemlich mittelmäßiger Unter-

nehmer oder Bankier“ (Ebd., 18). 
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Verzichten könne man dann „auf die Kalkulation von Äquivalenzbeziehungen zwischen Input 

und Output, wenn man sich der Frage nach der Aktivierbarkeit der ‚Ressource Mensch’ von 

der Seite der vorhandenen und gewissermaßen abrufbaren mentalen Bereitschaften der Men-

schen her annähert. […] Vielmehr kann man dann entdecken, dass die Menschen das, was sie 

gern tun, von sich aus tun, ohne dass es hierzu besonderer Anreize [...] bedürfte. Man hat dann 

unversehens ein ‚weites Feld’ vor sich, auf dem das Wort Knappheit vergessen werden kann” 

(Klages 2002, 142). Dieses Argument widerspricht der Auffassung, derzufolge „die Menschen 

von Natur aus träge, faul, korrumpierbar und nur durch die Aussicht auf Geld zu motivieren 

seien” (Ebd.).   

Die Überwindung der Ungleichheit der Arbeiten und des zu engen Zuschnitts von Arbeiten 

Manche Arbeitsplätze ermöglichen es, umfangreich menschliche Vermögen (Fähigkeiten, 

Sinne, Vernunft) zu betätigen, zu schulen und zu entwickeln. Andere Arbeitsverhältnisse rufen 

nur ein sehr enges Segment menschlicher Vermögen ab bzw. lassen nicht mehr zu. Wer Chan-

cengleichheit im Zugang zu Arbeitsstellen fordert, stellt damit nicht infrage, dass Arbeiten in 

ganz unterschiedlichem Ausmaß Um- und Weitsicht sowie weit verstandene Bildung ermögli-

chen.  

Das Arbeiten ist zentral dafür, ob sich die Subjektivität entwickelt oder verkümmert. Viele 

Arbeiten absorbieren die Arbeitenden, indem sie ihnen nur Fähigkeiten recht engen Zuschnitts 

abverlangen. Schon das Arbeiten an solchen Arbeitsplätzen und nicht allein deren Bezahlung 

stellt ein massives Problem dar. Nicht nur die Arbeitslosigkeit ist belastend. Das „unbeschäf-

tigte Selbst“ oder „die Ausschließung des Selbst“ sind es ebenfalls. Zu ihnen kommt es, wird 

nur ein kleiner Bruchteil der Fähigkeiten und Sinne des Individuums in der Arbeit bean-

sprucht. „In der Ausschließung des Selbst, begünstigt von einem am Nutzen orientierten öko-

nomischen System, ist die grundlegende Ursache für den vergeudeten Sinn des Lebens zu su-

chen, der in der industriellen Gesellschaft so auffallend ist, wenn er auch oft verhüllt 

erscheint“ (Alwin W. Gouldner, zit. n. Löw-Beer 1981, 115).  

Muss der Mensch sich in der Teilnahme an Betrieb, Organisation oder Verwaltung auf eine 

„Teilexistenz“ reduzieren, „werden viele menschliche Anlagen abgedrängt, funktionslos oder 

auf eine Surrogat-Befriedigung verwiesen. Ganze Bündel von Fähigkeiten und Wünschen, die 

zu seinen menschlichen Anlagen gehören und die nicht einfach absterben können, werden zu 

unbeschäftigten Organen oder zu ‚verschlossenen Kammern’, gegebenenfalls zu zusätzlichen 

Existenzbereichen, die nicht wirklich gelebt werden. […] Brachliegende Energien suchen sich 

Seitenwege, Kraftreserven verderben und fressen das Gefüge der Person an“ (Michel 1959, 

141).   

Wer ernst nimmt, dass viele Arbeitsplätze die Menschen auf abträgliche Weise sozialisieren, 

wird die Wirtschaft nicht allein an ihrem materiellen und finanziellen Output messen. Erfor-

derlich ist eine Umgestaltung der Arbeiten und Tätigkeiten, um das Ausmaß unattraktiver Ar-

beiten massiv zu verringern.   

In der gegenwärtigen modernen bürgerlichen Gesellschaft mit kapitalistischer Ökonomie 

finden wir einen Widerspruch vor: Für Spitzensportler werden Laufschuhe mit eingebauten 

Dämpfungscomputern entwickelt, im Produktionsprozess sparen die Betriebsleitungen an der 

Ergonomie der Maschinen. Bei Firmen, die hochwertige Pkw produzieren, gibt es eigene For-



Archiv für kritische Gesellschaftstheorie, Juni 2026 

 

45 

 

schungseinrichtungen, die sich mit der gewünschten Atmosphäre des Innenraums des Autos 

und dem präferierten satten Klang beschäftigen, der entsteht, wenn die Autotür zufällt. Für die 

Raffinesse teurer Produkte wird ein hoher Aufwand getrieben. Dem entspricht kein vergleich-

bares Ausmaß an Bemühungen dafür, die Arbeit für die Arbeitenden attraktiv zu machen.  

Dabei brauchen „Maschinen nicht so konstruiert zu werden, dass der Arbeiter auf die Funkti-

on eines mechanischen Greifarms reduziert und zum Lückenbüßer der Automatisierung ge-

macht wird. Herstellungsprozesse müssen nicht so weit zerlegt werden, dass die einzelne 

Kleidernäherin nichts anderes mehr tut als bloß einen bestimmten Knopf anzunähen. Und 

Produktionsplanung muss auch nicht unbedingt die betroffenen Arbeiter ‚einsetzen‛ wie Ma-

schinenteile, sondern könnte ja auch alle Beteiligten und Betroffenen von vornherein mitwir-

ken lassen, um deren Erfahrungen“ zu berücksichtigen (Ropohl 1985, 104). Eine „anthropo-

zentrische Produktionstechnologie” ermöglicht ein attraktiveres Arbeiten auch in der 

Industrie.31  

Eine zweite Gruppe von Veränderungen bezieht sich auf die Arbeitsorganisation. Die innerbe-

triebliche Arbeitsteilung lässt sich umgestalten durch die Aufgabenerweiterung, die Übernah-

me von bislang an hierarchisch höherer Stelle geleisteten Aufgaben („Arbeitsbereicherung“ 

bzw. „Entvertikalisierung“), die Rotation von Arbeiten und die selbstorganisierte Gruppenar-

beit. Notwendig ist diejenige Gestaltung der Organisationen und Vernetzungen, die es den in 

ihnen Arbeitenden oder Tätigen erlaubt, die indirekten und vermittelten Effekte ihres Tuns in 

den Blick zu bekommen sowie sich miteinander über die sie betreffenden Themen auseinan-

derzusetzen und dafür Öffentlichkeit herstellen zu können (vs. „Betriebsgeheimnisse“).  

Das anstrebenswerte Ziel besteht darin, dass die Tätigkeitsbündel der verschiedenen Arbei-

tenden einen ungefähr gleichen Anteil an Belastungen und an positiven Entfaltungen sowie an 

Umsicht, Weitsicht und Verantwortung enthalten. „In der Theorie ist ein perfekter Ausgleich 

der Tätigkeitsbündel immer möglich – im wirklichen Leben natürlich nicht. Schließlich geht 

es hier um Menschen und ihre gesellschaftlichen Lebensbedingungen, nicht um Geometrie 

oder Kunststoffchemie. Doch man kann sich diesem Ideal annähern, und Abweichungen sind 

eben menschliche Irrtümer, die im Lauf der Zeit korrigiert werden können, keine systemati-

schen, lawinenartig anwachsenden Verzerrungen“ (Albert 2006, 109f.).  

Solange diese Veränderung der Arbeiten und Tätigkeiten trotz aller Bemühungen das be-

schriebene Ziel nicht erreicht hat, wird es erforderlich, dass auch Leute mit einer attraktiveren 

Arbeit entweder in ihrem Leben eine Zeit lang unattraktive Tätigkeiten leisten oder in jeder 

Woche bspw. einen Tag. Das verringert die Belastung von Individuen, die vordem mit unat-

traktiven Arbeiten befasst waren. Allerdings ist diese Maßnahme nicht dazu geeignet, ihnen 

Zugang zu Arbeitsplätzen mit mehr Weit- und Umsicht sowie Verantwortung zu eröffnen. 

Austeilende Gerechtigkeit 

In der bürgerlichen Gesellschaft und unter den Bedingungen der Konkurrenz ist die Auffas-

sung weit verbreitet, Individuen seien von Natur aus ungleich und hätten nun einmal konstitu-

tionell unterschiedliche Begabungen und Fähigkeiten. Allerdings bezieht sich diese pauschale 

Aussage häufig faktisch auf Unterschiede, die keine natürlichen, sondern gesellschaftliche 

 
31 Für einen kurzen Literaturbericht vgl. Creydt 2021b. 



Archiv für kritische Gesellschaftstheorie, Juni 2026 

 

46 

 

Ursachen haben. Kinder kommen nicht einfach auf die Welt, sondern in eine Familie. Fami-

lien verschiedener sozialer Milieus sind mit geringeren oder höheren materiellen Ressourcen 

und Bildung ausgestattet. Erfahren Kinder aus armen und „bildungsfernen” Familien in Kitas 

und Schulen keine kompensatorische Erziehung, so ist es für Kinder mit solcher Herkunft 

schwerer, höhere Bildungsabschlüsse zu erreichen.  

Nehmen wir eine Gesellschaft an, in der es solche Unterschiede zwischen verschiedenen Her-

kunftsfamilien nicht mehr gibt oder diese Unterschiede durch kompensatorische Erziehung 

ausgeglichen werden. In einer solchen Gesellschaft wird es weniger verbreitet sein als heute, 

gesellschaftlich konstituierte Unterschiede zwischen Individuen als natürliche Unterschiede 

auszugeben. Allerdings werden auch in einer solchen Gesellschaft Menschen in unterschied-

lich hohem Maße intelligent sowie leistungsfähig sein, und es wird verschiedene Begabungen 

geben.  

Im Hinblick auf eine solche Gesellschaft stellt sich die Frage nach der Legitimität der Leis-

tungsgerechtigkeit. Zum Problem wird, alle am gleichen Maßstab (Erreichung bestimmter 

Leistungen) zu messen. „Der eine ist aber physisch oder geistig dem andern überlegen, liefert 

also in derselben Zeit mehr Arbeit oder kann während mehr Zeit arbeiten [...]. Dies gleiche 

Recht ist ungleiches Recht für ungleiche Arbeit. Es erkennt keine Klassenunterschiede an, 

weil jeder nur Arbeiter ist wie der andre; aber es erkennt stillschweigend die ungleiche indivi-

duelle Begabung und daher Leistungsfähigkeit der Arbeiter als natürliche Privilegien an. Es 

ist daher ein Recht der Ungleichheit, seinem Inhalt nach, wie alles Recht. Das Recht kann sei-

ner Natur nach nur in Anwendung von gleichem Maßstab bestehen; aber die ungleichen Indi-

viduen (und sie wären nicht verschiedene Individuen, wenn sie nicht ungleiche wären) sind 

nur an gleichem Maßstab messbar, soweit man sie unter einen gleichen Gesichtspunkt bringt 

[...]. Um alle diese Missstände zu vermeiden, müsste das Recht, statt gleich, vielmehr un-

gleich sein” (Marx, MEW 19, 20f.).  

Wer mit „guten Genen“ beschenkt ist bzw. über gute Begabungen verfügt, die es ermöglichen, 

dass ihm die Arbeit leichter fällt, der ist damit schon belohnt und erhält dann nicht noch zu-

sätzlich einen höheren Arbeitslohn.  

In einer anstrebenswerten Gesellschaft ist ein Individuum, das weniger leisten kann als ande-

re, nicht materiell schlechter gestellt als die Individuen, die mehr leisten. Es wird ihm mehr 

zuteil als das, was es bekäme, wenn sein Konsum von seiner Zahlungsfähigkeit und diese von 

seiner Leistung abhängt. Die gleiche Teilhabe aller Individuen an öffentlichen Gütern und die 

Gleichheit ihrer Budgets bzw. die Ergebnisgleichheit existieren dann, wenn in Bezug auf sie 

die austeilende Gerechtigkeit (iustitia distributiva) herrscht. Die austeilende Gerechtigkeit be-

zieht sich auf die Leistungen des Gemeinwesens für die Individuen, z. B. auf die Bereitstel-

lung öffentlicher oder kollektiver Güter und Dienste. Was die Individuen bekommen, ist nicht 

an eine Leistungs- oder Tauschgerechtigkeit gebunden.  

Im Unterschied dazu geht es in der ausgleichenden oder Tausch-Gerechtigkeit (iustitia com-

mutativa) allein darum, dass zwischen gleichgestellten Personen die Leistung, die gegeben 

wird, nur rechtmäßig vom Tauschpartner in Empfang genommen werden kann, wenn er eine 

äquivalente Gegenleistung dafür gibt.  
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Die austeilende Gerechtigkeit unterscheidet sich zudem auch von der gesetzlichen oder Ver-

fahrensgerechtigkeit. Ihr zufolge werden alle Individuen ohne Ansehen der besonderen Person 

den gleichen Regeln unterworfen. Die Verfahrensgerechtigkeit enthält das Willkürverbot, das 

Gebot der Unparteilichkeit („Gleiche Fälle sind gleich zu behandeln“) und die Gleichheit aller 

(unabhängig von Besitz, Macht, Geschlecht) vor dem Gesetz. Wenn in diesem Text unspezi-

fisch von „Gerechtigkeit” die Rede ist, sind die Tauschgerechtigkeit und die Verfahrensge-

rechtigkeit gemeint. Es handelt sich um die für die bürgerliche Gesellschaft charakteristischen 

Formen der Gerechtigkeit.  

Die Überschreitung der Äquivalenz 

Für die bürgerliche Gerechtigkeit ist die Gleichwertigkeit zentral. Die Logik der Äquivalenz 

zu überschreiten, darin sehen wohlwollende Interpreten der christlichen Lehre(n) deren No-

vum. Das entscheidende Movens dafür, sich christlich zu verhalten, verdanke sich nicht der 

Erwartung himmlischen Lohns als Gegengabe für gutes moralisches Handeln auf Erden. Cha-

rakteristisch für die Tätigkeit Jesu sei vielmehr, dass er nicht „nur” die Gebote erfülle. Jesus 

entfalte Heilkraft. „Heilung muss mehr als begleichen: zum Mantel auch noch das Unterge-

wand hinzutun, dem Fordernden im Übermaß geben, den Fluch mit Segen beantworten, den 

Angriff mit einem Überschwang an Zuneigung, dem Bösen nicht aus Trägheit nicht widerste-

hen, sondern in einer bis zur Verblüffung und Beschämung offensiven Wehrlosigkeit. […] 

Äquivalenz begleicht lediglich, sie heilt nicht” (Türcke 2025, 135f.). 

Einwenden lässt sich gegenüber der so verstandenen christlichen Nächstenliebe: „Das Wachs-

tum des Wertes liegt […] immer auf Seiten des Liebenden, nicht auf Seiten dessen, dem ge-

holfen wird“ (Scheler 1978, 45). Die Nächstenliebe ist die Form der Praxis, die Christen üb-

rigbleibt, nachdem ihr Glauben eine grundlegende Veränderung der Gesellschaft zum Guten 

ausschließt. Christen sehen dann in vielen einzelnen Situationen die Gelegenheit, Gutes zu 

tun. Wer „sich engagieren“ möchte, dem wird das Objekt seiner Symbolpolitik zweitrangig. 

„Es gibt also Handlungen [...], die zustimmungswürdig sind jenseits aller Abwägung von 

Aufwand und Ertrag, von Preis und Wert, weil sie darauf beruhen, dass der Handelnde eine 

spezifische Erfahrung gemacht hat: Er weiß sich unbedingt in Anspruch genommen“ 

(Schaeffler 1990, 121). Es geht darum, „die Präsenz des Absoluten im Fragment“ zu entde-

cken. Wer sich auf diese Kunst versteht, „verleiht seiner Erfahrung Bedeutsamkeit, seinem 

Leben Zustimmungswürdigkeit“ (Ebd., 132f.).  

Eine ganz andere Überschreitung der für die bürgerliche Gerechtigkeit charakteristischen 

Äquivalenz liegt im Bestreben, mit der eigenen Arbeit oder Tätigkeit die menschlichen Ver-

mögen anderer Personen zu sichern und zu fördern.32 Schon Eltern orientieren sich im prakti-

schen Verhältnis zu ihren Kindern nicht an einer Äquivalenz des Gebens und Nehmens.  

Selbst ein nicht an Kapitalismuskritik orientierter Sozialwissenschaftler wie Helmut Klages 

stellt fest: „So unglaubwürdig dies auch klingen mag – man kann im Prinzip auf die Kalkula-

tion von Äquivalenzbeziehungen zwischen Input und Output verzichten, wenn man sich der 

Frage nach der Aktivierbarkeit der ‚Ressource Mensch’ von der Seite der vorhandenen und 

gewissermaßen abrufbaren mentalen Bereitschaften der Menschen her annähert. [...] Vielmehr 

kann man dann entdecken, dass die Menschen das was sie gern tun, von sich aus tun, ohne 

 
32 Vgl. dazu das Kapitel „Ohne Gehaltsunterschiede strengt sich niemand mehr an als unbedingt nötig” in Teil 1.  
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dass es hierzu besonderer Anreize [...] bedürfte“ (Klages 2002, 142). Allerdings kann, „wer 

allen Ernstes glaubt, die Menschen seien von Natur aus träge, faul, korrumpierbar und nur 

durch die Aussicht auf Geld zu motivieren [...], nicht hoffen, bezüglich der Aktivierbarkeit der 

‚Ressource Mensch’ zu einem realistischen und effizienten Lösungsmodell zu gelangen. Er 

kann dann vielmehr nur noch Bestechungsmodelle vorlegen (‚Du kriegst was, wenn Du mir 

entgegen kommst’)“ (Ebd., 142f.). 

„Bedeutsame Tätigkeiten“ existieren dann, „wenn das, was Bedeutung für die anderen hat, 

genau das ist, was für mich selbst Bedeutung hat“ (Förster, Kreuz 2013, 152). Für bedeutsame 

Tätigkeiten gilt, dass sie uns von innen heraus motivieren. In solchem Tun entfalten sich ver-

schiedene Bewusstseins- und Tätigkeitsvermögen und machen sich in ihm geltend. Sie haben 

einen Sinn oder ein Organ für deren „Gegenstand“ oder Thema, für die jeweilige Situation 

und für die Adressaten der Tätigkeiten. Die Beteiligten in der Situation merken den Unter-

schied zu einem Dienst nach Vorschrift.   

„Bedeutsam” sind Tätigkeiten in dem Maße, wie sie Resonanz erfahren. Dadurch „kommt 

mehr Energie zurück, als man hineinsteckt! Also ist man bereit, noch mehr hineinzustecken“ 

(Ebd., 154f.). Im Unterschied zur Sucht nach Belobigung ist „die Resonanz bei den bedeut-

samen Tätigkeiten das verstärkende Element – nicht der dominierende Lebenszweck“ (Ebd., 

180). Sie „liefern einen Wertbeitrag für etwas, für eine Sache oder für andere Menschen. Be-

deutsame Tätigkeiten inspirieren, lassen uns wachsen und fordern uns heraus“ (Ebd.,153).  

„Bedeutsame Tätigkeiten” gehen über nützliche und zweckdienliche Tätigkeiten hinaus , durch 

„die Phänomene von Resonanz und Energiemultiplikation“ (Ebd., 155). „Bedeutsame Tätig-

keiten” unterscheiden sich von einem „Geschäft auf Gegenseitigkeit“ oder dem Tausch zwi-

schen Arbeitsleistung und Arbeitsentgelt sowie Fortsetzung des Beschäftigungsverhältnisses. 

„Da schwingt nichts“ (Ebd.). Bloß zweckdienliche und nützliche Tätigkeiten nennen Förster 

und Kreuz „gute Arbeit“ (Ebd., 152). Weder ist damit das DGB-Konzept von „guter Arbeit“ 

gemeint, noch gehen Förster und Kreuz auf es ein.   

Bedeutung der Arbeit bzw. Tätigkeit 

 Bedeutung für mich klein Bedeutung für mich groß 

Bedeutung f. die Anderen groß „Gute Arbeit” „Bedeutsame Tätigkeit” 

Bedeutung f. die Anderen klein „Miese Arbeit” „Mein Ding machen” 

 

Die beiden Autoren gehen vom Fortbestand von „Pflichten“, Routinearbeiten (ebd., 157) und 

„Sachzwänge“ (ebd., 158) aus. Sie plädieren dafür, die „Balance zugunsten von mehr bedeu-

tungsvollen Tätigkeiten (zu) verändern“ (ebd., 165) oder „ein Gleichgewicht herzustellen 

zwischen dem, was wir tun müssen, und dem, was wir aus eigenem Antrieb tun können und 

wollen“ (Ebd., 168).  

Eine Kritik der Arbeit, die das grundlegende Unbehagen an ihr aufgreift, stellt dominierende 

Sichtweisen auf die Arbeitswelt in Frage. Der Eigenwert des Arbeitens als „bedeutsame Tä-
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tigkeiten“ wird nicht länger als Projekt verstanden, an dem vereinzelte Einzelne jeweils indi-

viduell laborieren, sondern (neben Gesundheit, Ökologie, Frieden) als zentrales Kriterium, 

das für die Einrichtung der Gesellschaft maßgeblich wird. Das entsprechende Urteil über die 

Gegenwart lautet dann: „Diese Art von Arbeit ist nicht gemacht für die Menschen und die 

Menschen sind nicht gemacht für diese Art von Arbeit“ (Ebd., 20). Daraus resultiert die Frage: 

„Was ist eigentlich los in unserer Welt, dass die meisten Menschen zur meisten Zeit ihres Le-

bens im Wachzustand ganz offensichtlich nicht das machen, was ihnen das Gefühl gibt, voll in 

ihrem Element zu sein?“ (Ebd., 19).  

Der „undialektische” Charakter der bürgerlichen Gerechtigkeit  

Wer die schlechten Erfahrungen mit der gegenwärtigen Gesellschaft theoretisch verarbeitet, 

tut gut daran, nach Widersprüchen zu fragen, die der bürgerlichen Gesellschaft und der kapita-

listischen Ökonomie eigen sind. An diesen Widersprüchen lässt sich ansetzen für die Frage, 

wie das zu Kritisierende gesellschaftlich überwunden werden kann. Dieses Vorgehen im All-

gemeinen gutzuheißen ist nicht zu verwechseln mit dem Plädoyer für eine dialektische Me-

thode. Dialektik heißt bekanntlich, aus den Widersprüchen eines Objekts der Erkenntnis des-

sen weiteren Entwicklungsmöglichkeiten zu bestimmen.  

Manche machen aus der Dialektik eine pauschale Herangehensweise. Sie entwickeln dann die 

Dialektik nicht aus der jeweiligen Sache heraus. Vielmehr folgen sie der Weltanschauung, 

jedwedes Objekt sei realiter dialektisch verfasst, weise also Widersprüche auf, aus denen es 

sich weiterentwickelt oder zumindest weiterentwickeln könnte. Dialektik wird für Personen, 

die dies annehmen, zu einer Art Universalschlüssel. Wer meint, er verfüge über ein solches, 

ihm als unwiderstehlich geltendes Hilfsmittel der Erkenntnis, neigt dazu, alle Phänomene als 

treffliche Anwendungsfälle anzusehen bzw. sich entsprechend zurechtzulegen. Was nicht 

passt, wird dann passend gemacht.   

Wir haben dargelegt, warum der bürgerliche Begriff von Gerechtigkeit nicht über sich oder 

über die bürgerliche Gesellschaft hinausweist. Er ist insofern „undialektisch”. Dieses Ergebnis 

unserer Analyse ist nicht zu verwechseln mit der These, die bürgerliche Gesellschaft enthalte 

keine Widersprüche, die über sie hinausweisen. Wir verorten die Widersprüche der bürgerli-

chen Gesellschaft und der kapitalistischen Ökonomie nicht in bürgerlichen Vorstellungen von 

Gerechtigkeit oder zwischen ihnen und der kapitalistischen Ökonomie, sondern an anderer 

Stelle.33 

Ein Argument dafür, am Begriff der Gerechtigkeit festzuhalten, lautet: Anders lässt sich nicht 

für die Überwindung der kapitalistischen Ökonomie eintreten. Demgegenüber ist auf begrü-

ßenswerte Ansätze von Engagement hinzuweisen.34 Dieser Text enthält folgende für unser 

Thema der bürgerlichen Gerechtigkeit relevante These: Es gibt befürwortenswerte Auseinan-

dersetzungen und soziale Bewegungen für eine grundlegende Gesellschaftstransformation, die 

nicht angewiesen sind auf Vorstellungen von Gerechtigkeit. 

 

 

 
33 Vgl. Creydt 2025 
34 Vgl. ebd. 
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Nichtbürgerlicher Gerechtigkeitsbegriff? 

Angesichts der Argumente gegen das Vorhaben, ausgehend von einem bürgerlichen Begriff 

von Gerechtigkeit, die Opposition gegen die bürgerliche Gesellschaft und die kapitalistische 

Ökonomie zu begründen, ließe sich einwenden: Damit ist noch nichts ausgesagt über das Vor-

haben, einen nichtbürgerlichen Begriff von Gerechtigkeit geltend zu machen.    

Um auf diesen Gedanken zu antworten, wäre in concreto zu sichten, welche „nichtbürgerli-

chen” Begriffe von Gerechtigkeit vorgebracht werden. Deren Prüfung gehört nicht zu einem 

Text, der sich auf das schon selbst nicht gerade unkomplexe Thema der „bürgerlichen Gerech-

tigkeit” konzentriert. Vorab einer materialiter geführten Auseinandersetzung lässt sich me-

tatheoretisch wenigstens dreierlei sagen:  

Erstens ist die Analyse der „bürgerlichen Gerechtigkeit” eine notwendige Voraussetzung für 

die Prüfung von Vorschlägen für einen „nichtbürgerlichen” Begriff von Gerechtigkeit. Wer 

eine solche Vorstellung vertritt, hätte ja zu zeigen, dass sie tatsächlich über eine bürgerliche 

Vorstellung von Gerechtigkeit hinaus ist und diese nicht entgegen seinem expliziten Anspruch 

implizit reproduziert.   

Zweitens wirft die Konfrontation der bürgerlichen Wirklichkeit mit nichtbürgerlichen Idealen 

die Frage auf, warum Mitglieder der bürgerlichen Gesellschaft sich für solche Werte interes-

sieren sollen. Was gehen sie Vorstellungen an, die jenseits ihres eigenen Horizonts liegen? Ei-

ne „Widerlegung” kann „nicht von außen kommen, d. h, nicht von Annahmen ausgehen, wel-

che außer jenem Systeme liegen, denen es nicht entspricht.” Denn wer mit einer solchen 

Kritik konfrontiert wird, „braucht jene Annahmen nur nicht anzuerkennen; der Mangel ist nur 

für den ein Mangel, welcher von den auf sie gegründeten Bedürfnissen und Forderungen aus-

geht.” Insofern muss „die wahrhafte Widerlegung in die Kraft des Gegners eindringen und 

sich in den Umkreis seiner Stärken stellen, ihn außerhalb seiner selbst angreifen und da Recht 

behalten, wo er nicht ist, fördert die Sache nicht” (Hegel 6, 250).  

Drittens ist an einen politischen Marketing-Trick zu erinnern. Viele Linke schmuggeln gern 

die eigenen normativen Vorstellungen in die herrschenden Werte ein oder geben die eigenen 

Ideale als „eigentliche“ Wahrheit und Konsequenz der vorherrschenden Werte und Ideale aus. 

Beliebt ist die Rede davon, Begriffe „umzubesetzen“. Wer so vorgeht, muss annehmen, die 

Adressaten dieser Art von Werbung würden eine solche Maskerade nicht durchschauen. Das 

ist aber nicht der einzige Nachteil dieses Vorgehens. Wer wie in eine „Stopfgans” die eigenen 

Vorstellungen in die vorherrschenden Werte „hineinfingert”, muss nolens volens das eigene 

Anliegen verfremden. Unendliche Interpretationsstreitigkeiten auf fremdem Terrain bleiben 

dann nicht aus. „Statt sein eigenes Wesen zu suchen und auszubilden, imitiert der Sozialismus 

in seiner Schwäche den Kapitalismus. [...] Statt eigene Konzeptionen zu entwickeln, bspw. 

eine sozialistische Philosophie der Gebrauchswerte, Formen sozialistischer Demokratie usf., 

passt er sich dem späten Kapitalismus an, womit er sich diesem hilflos ausliefert“ (Branstner 

1998, 7f.). 
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Schluss 

Fraglich ist, ob eine Person, die die großen Einkommens- und Besitzunterschiede ablehnt, 

sich einen Gefallen tut, wenn sie sich auf das Gerechtigkeitsthema bezieht. Warum reicht 

nicht das Argument „Gravierende materielle Ungleichheiten schaden den sozialen Beziehun-

gen und der Lebensqualität?“35  

Die Aufmerksamkeit für als ungerecht erscheinende Relationen zwischen Leistungen und 

Einkommen mag ein Einstieg sein, sich gründlicher mit der Gesellschaft auseinanderzusetzen. 

Häufig verbleibt dieses Nachdenken jedoch im Horizont von Ideologien, die mit dem Gerech-

tigkeitsthema verbunden sind.  

Dieses gilt vielen Linken als Joker. Sie meinen, mit diesem Thema sicher punkten zu können 

und über einen unbestreitbaren Standpunkt zu verfügen. Dabei eröffnet es dem Gegner viele 

Möglichkeiten des argumentativen Judos. Das ignorieren diejenigen, die meinen „Ich bin für 

Gerechtigkeit und beobachte Ungleichheiten, also bin ich gesellschaftskritisch, sehr viel mehr 

brauche ich von der Gesellschaft nicht zu wissen“.   

Für viele Linke ist die Kritik an sozialen Ungleichheiten aus taktischem Kalkül zentral („Die-

se Kritik verstehen die Leute wenigstens”). Wer allerdings die sozialen Formen der Sozialbe-

ziehungen und der Regulierung der Wirtschaft (Privateigentum und Besitzindividualismus, 

Konkurrenz, Kapitalakkumulation) in der bürgerlichen Gesellschaft mit kapitalistischer Öko-

nomie als unausweichlich oder gar als den Lebensstandard erhöhend auffasst, weiß auch gute 

Gründe dafür zu nennen, warum diese Wirtschaft ohne Ungleichheit nicht funktionieren kann. 

Einer solchen Person erscheinen diejenigen, die auf Gerechtigkeit bestehen, als Gleichmacher 

oder als Leute, die sich auf ein abstraktes Moment versteifen und es wie eine fixe Idee starr-

sinnig gegen das akzeptable oder befürwortenswerte gesellschaftliche Gefüge geltend ma-

chen.  

Viele Linke neigen dazu, die kapitalistische Ökonomie mit einem einzelnen Moment (unter 

mehreren) ihrer Existenz („Ungleichheit”) zu identifizieren und dann in einer pars-pro-toto-

Vorgehensweise das Teilphänomen („Ungleichheit”) anzuklagen. Das soll dazu dienen, das 

gesamte komplexe Gefüge der kapitalistischen Ökonomie zu delegitimieren. Diese Vorge-

hensweise, ein ausreichendes Verständnis des kapitalistischen Systems sich sparen zu wollen 

und „Systemkritik” lieber an einfachen Ersatzobjekten zu üben, funktioniert jedoch nicht. Wer 

es sich angesichts von Schwierigkeiten leicht machen möchte, macht es sich gerade dadurch 

schwerer, als es sein muss.  

 

 

 

 

 

 

 
35 Vgl. dazu Pickett 2010. 
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